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wir von JurCase freuen uns, dass wir dir nun 
die zweite Ausgabe von Assessor Juris – Der 
Leitfaden für deine juristische Ausbildung 
und den Karrierestart anbieten können. Die-
ses Magazin verbindet das Beste von JurCase 
und bietet darüber hinaus exklusive Inhalte so-
wohl für dein Staatsexamen als auch für dei-
nen Karriereeinstieg. Dieses Magazin ist des-
halb nicht nur für Rechtsreferendare relevant, 
sondern auch für Jurastudierende (v.a. die, die 
kurz vor ihrer Examensprüfung stehen) sowie 
für Karriereeinsteiger.

In diesem Leitfaden erfährst du in der Rubrik 
#Referendariat alles rund um den juristischen 
Vorbereitungsdienst, in dieser Ausgabe vor 
allem zum Dienstantritt: Wie sind die Dienst-
zeiten? Wie beantrage ich wann Urlaub? Wir 
räumen außerdem mit verschiedenen Mythen 
über das Referendariat auf.

In der Rubrik #Examensrelevant findest du 
hingegen alles zum Thema (Zweites) Staats-
examen, angefangen von examensrelevanten 
Fällen, die von erfahrenen Praktikern für dich 
ausformuliert bzw. bearbeitet werden, bis hin 
zu Original-Examensfällen für deine Vorberei-
tung auf deinen Aktenvortrag.

Hieran schließt sich auch unsere Rubrik 
#Gewusst an, in der du u.a. von unseren Redak-
teuren hilfreiche Insights zum formellen und 
materiellen Recht sowie zur aktuellen Recht-
sprechung bekommst. Aber auch das Thema 
Weiterbildung (Schlüsselqualifikationen) ist in 
dieser Ausgabe wieder Teil der Rubrik.

Mit dem Erwerb des Titels Assessor Juris und 
dem damit zusammenhängenden Abschluss 
der juristischen Ausbildung geht es in den 
#Karrierestart. In dieser Rubrik findest du hilf-
reiche Tipps und Tricks von Praktikern zum 
Berufseinstieg und zur eigenen Kanzleigrün-

dung sowie Jobangebote und mehr für frische 
Volljuristen.

Unser Ziel ist die Förderung junger Juristen. 
Wir möchten, dass du aus den Erfahrungen 
anderer lernst, sei es von anderen Rechtsre-
ferendaren durch Einblicke in ihre Stationen, 
Examensvorbereitung oder schriftliche und 
mündliche Examensprüfungen oder von etab-
lierten Praktikern, die dir den Einstieg in deine 
juristische Karriere als Volljurist erleichtern 
wollen.

Dazu bedienen wir uns vor allem unserer Über-
sichten und Erfahrungsberichte sowie Inter-
views und Praktikerbeiträge, die es auch auf  
der JurCase-Homepage zu finden gibt. Aller-
dings sind die Inhalte hier zum Teil wesentlich 
kompakter und sie enthalten weiterführende 
Anmerkungen.

Wir wünschen dir viel Spaß mit dieser zweiten 
Ausgabe von Assessor Juris und viel Erfolg 
während deines juristischen Vorbereitungs-
dienstes und darüber hinaus. Wir hoffen, dich 
mit den für dieses Digitalmagazin ausgewähl-
ten Beiträgen dabei unterstützen zu können.

Deine JurCase-Redaktion

S. Klingenberg

SEBASTIAN M. KLINGENBERG

RECHTSASSESSOR 
REDAKTIONSLEITUNG BEI JURCASE

EDITORIAL
LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

Gender-Disclaimer: Soweit in diesem Magazin 
das generische Maskulinum verwendet wur-
de, bezieht sich dieses zugleich auf die männ-
liche, die weibliche und andere Geschlechter- 
identitäten.
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«
»Jedes Detailproblem kann man nicht 

kennen und das wird auch nicht er-
wartet. Hierzu gibt es schließlich die 
Kommentarliteratur.
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1 MYTHEN RUND UMS RE-
FERENDARIAT: MIT DIE-
SEN MYTHEN RÄUMEN 
WIR ZU DEINEM DIENST-
BEGINN AUF!

In Ausgabe 1/2022 hat dir unsere Redakteurin 
Jannina von den 10 größten Fehlern im Refe-
rendariat berichtet. Dabei war auch deine Mei-
nung gefragt: Was sind deine Top 3 Fehler im 
Referendariat. Das ist das Ergebnis bei jetzi-
gem Stand:

1. Auf die Qualität der Arbeitsgemein- 
schaften vertrauen!

2. Sich zu spät für die Anwaltsstation und 
Wahlstation bewerben!

3. Zu spät mit dem Klausurenschreiben 
anfangen!

Ein Teil dieser Fehler basiert auf verschiede-
nen Mythen rund um das Referendariat. Un-
sere Redakteurin Jennifer hat sich deshalb 
einmal mit fünf solcher Mythen auseinander-
gesetzt:

5 MYTHEN RUND UM DAS 
REFERENDARIAT

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von  
Jennifer

Jeder neue Lebensabschnitt, ob beruflich oder 
privater Natur, stellt einen vor neue Herausfor-
derungen. Vor Beginn des Referendariats kön-
nen sich die meisten angehenden Referendare 
noch nicht so wirklich vorstellen, was auf sie 
zukommen wird. Mit diesem Beitrag möchte 
ich euch einen kleinen Einblick geben, mit ein 
paar „Vorurteilen“ und Halbwahrheiten auf-
räumen und euch auch ein paar Tipps für die 
nächsten spannenden Monate mitgeben.

1. VERGESST ALLES, WAS IHR IM 
STUDIUM GELERNT HABT – DAS 
REFERENDARIAT WIRD GANZ AN-
DERS

Nun, hierzu muss man ganz deutlich sagen: 
das stimmt nicht. Das wäre nicht nur über-
aus unsinnig, sondern auch ganz schön ineffi-
zient. Wozu werden jährlich tausende junger 
Juristen an den verschiedenen Universitäten 
mit allen möglichen Rechtsgebieten zugewor-
fen, wenn das alles (oder ein Großteil davon) 
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im Referendariat keine Rolle mehr spielen wür-
de? Das materielle Recht, welches man für das 
Erste Examen hoch und runter gelernt hat, ist 
im Referendariat nicht weniger wichtig. Viel-
mehr muss es noch besser sitzen, denn die 
Zeiteinteilung wird in den Klausuren knapper. 
Langes Nachdenken im Sinne von: …wie war 
das nochmal mit dem EBV…? sollte man bes-
ser vermeiden. Richtig ist jedoch, dass die 
klassischen Meinungsstreitigkeiten, die man 
im Ersten Examen an den richtigen Stellen 
„blind“ abspulen musste, nun nicht mehr so 
aktuell sind. Das wäre auch praxisfern, denn 
kein Richter diskutiert in einem Urteil über 4 
Seiten die Theorien des ETBI.

2. IM REFERENDARIAT KOMMT 
DIE LITERATURMEINUNG IN DIE 
TONNE – GEFOLGT WIRD NUR 
DER RECHTSPRECHUNG

Zwar ist es im Grunde richtig, dass Gerich-
te in der Regel der obergerichtlichen Recht-
sprechung folgen. Das ist auch sinnvoll, denn 
sonst stünde die Kassation eines Urteils ein-
fach viel zu oft im Raum. Zwingend ist das je-
doch nicht, erst recht nicht in Klausuren. Ist 
euch die herrschende Meinung der Rechtspre-
chung bekannt, solltet ihr sie in der Klausur 
vertreten. Dies ersetzt jedoch nicht die eigene 
Argumentation. Noch dazu gibt es oft nicht 
„die“ Rechtsprechungsmeinung, da Gerichte 
auch untereinander verschiedene Ansichten 
vertreten. Und das ist auch das Stichwort: Ver-
tretbarkeit. Wenn ihr in eurer Klausur eine An-
sicht niederschreibt, die vornehmlich von Li-
teraturmeinungen beeinflusst ist, ist das alles 
andere als falsch. Ist eure Lösung stringent 
aufgebaut und verfolgt ihr euren Lösungsweg 
konsequent und gespickt mit guten Argumen-
ten, wird euch kein Prüfer hinschreiben, dass 
dies falsch ist. Im Rahmen von Klausurbespre-
chungen äußern die Korrektoren, die selbst als 
Richter, Anwälte oder Staatsanwälte tätig sind, 
oft, dass sie den Weg der Lösungsskizze nicht 

gewählt hätten. Demnach sind auch andere 
Lösungswege möglich. Richtig und falsch gibt 
es in dem Sinne also nicht.

3. MATERIELLES RECHT IST 
NICHT MEHR SO WICHTIG, DENN 
MAN KANN JA KOMMENTARE BE-
NUTZEN

Nun, ich gebe zu, das dachte ich anfangs auch, 
wurde jedoch schnell eines Besseren belehrt. 
Wenn man sich komplett ohne Kommentare 
durch das Erste Examen manövriert hat, klingt 

der Gedanke daran, im Zweiten Examen Kom-
mentarliteratur zur Verfügung zu haben, wie ein 
Traum. Aber wer glaubt, er könne nun einfach 
alles nachlesen, was ihm von selbst nicht mehr 
einfällt, liegt falsch. Erstens habt ihr gar nicht die 
Zeit dazu und zweitens weiß jeder, der den Grü-
neberg schonmal aufgeschlagen hat, dass man 
nach einem Blick in den Kommentar manchmal 
verwirrter ist als vorher.

Kommentare können euer Wissen nicht erset-
zen, euch aber die Anhäufung unnützen De-
tailwissens ersparen. Dinge, die ihr fürs Erste 
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helfen, anstatt euch das Leben noch schwerer 
zu machen. Ihr werdet Akten zur Bearbeitung 
bekommen und andere Aufgaben, die eure Zeit 
in Anspruch nehmen. Aber eben nicht in sol-
chem Maß, dass ihr zu nichts anderem mehr 
kommt. Selbst wenn ihr mal an einen Ausbil-
der geratet, der es etwas „zu gut“ mit den von 
euch zu erfüllenden Aufgaben meint, ist das 
nicht in jeder Station so.

Wie hoch der Lernaufwand ist, kann man na-
türlich nicht pauschal beantworten. Das hängt 
vom eigenen Ehrgeiz und Können ab. Hier 
muss jeder seinen eigenen Rhythmus finden.

5. DIE KLAUSUREN WERDEN VIEL 
HÄRTER KORRIGIERT – PRAKTI-
KER VERZEIHEN KEINE FEHLER

Ja und nein. Es kommt auf die Art der Fehler 
an, die in der Klausur gemacht werden. Fehler 
bei Formalien (wo kommt das Aktenzeichen 
hin, Aufbau des Rubrums etc.) sind leider tat-
sächlich ein großer Minuspunkt. Jemand, der 
seit Jahr und Tag Urteile schreibt, reagiert 
allergisch auf solche vermeintlichen Kleinig-
keiten, vor allem da derartige Fehler sofort 
herausstechen (und man sie durch auswendig 
lernen einfach vermeiden kann).

Auch die Grundlagen müssen sitzen, die Kor-
rektoren wollen sehen, dass ihr euer „Hand-
werkszeug“ wie es immer so schön heißt, be-
herrscht. Garniert ihr die Klausur dann noch 
mit überzeugenden Argumenten, ist der Kor-
rektor schon sehr zufrieden. Überzeugend 
heißt nicht dogmatisch wasserdicht, sondern 
– platt gesagt – nach gesundem Menschen-
verstand sinnvoll. Urteile oder Anwaltsschrift-
sätze schreibt man nicht für Bibliotheken, son-
dern für Menschen. Was dort drin steht, soll 
praktisch einen Sinn ergeben. Der Kläger oder 
Beklagte soll am Ende sagen: Ja, das macht 
Sinn; auch wenn ich es nicht gut finde, so sehe 
ich es ein und akzeptiere es. Mit inhaltsleeren 
Floskeln beeindruckt man hier also (meist) 

4. DAS REFERENDARIAT WIRD 
WAHNSINNIG STRESSIG UND IHR 
WERDET NUR NOCH ARBEITEN 
UND LERNEN

Ok, ganz falsch ist das nicht. Wahrscheinlich 
sogar recht zutreffend. Aber trotzdem kann 
ich euch beruhigen: es ist machbar, auch 
ohne 60 Stunden Woche und Burn-out. In den 
verschiedenen Stationen bekommt ihr ver-
schiedene Ausbilder, die genau das gleiche 
„durchgemacht haben“ wie ihr. Die weit über-
wiegende Zahl fühlt also mit und möchte euch 

Examen auswendig lernen musstet, obwohl ihr 
wusstet, dass es höchstwahrscheinlich nicht 
drankommt, könnt ihr nun im Kommentar nach-
schlagen. Die Klausursachverhalte sind auch oft 
gerade dahin ausgelegt, euch bestimmte Stellen 
im Kommentar finden zu lassen. Jedes Detail-
problem kann man nicht kennen und das wird 
auch nicht erwartet. Hierzu gibt es schließlich 
die Kommentarliteratur. Diese muss man aller-
dings auch lernen richtig zu nutzen. Wer nicht 
weiß, wo er suchen muss, wird es auch nicht 
finden. Also am besten gleich von Anfang an 
den Kommentar danebenlegen und immer kurz 
nachschlagen.



niemanden mehr. Selbst wenn man dann ein 
paar materielle Probleme übersieht, ist das 
(solange es nicht der Klausurschwerpunkt ist) 
nicht so tragisch und es kann dennoch eine 
gute Note dabei herauskommen.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
Es ist vielleicht kein Mythos in dem Sinne, 
aber wenn es um das zeitgleiche Lernen und 
Arbeiten, v.a. in der Anwaltsstation, geht, heißt 
für die meisten Referendare die Lösung: Tau-
chen. Fakt ist, dass einige Behörden dies nicht 
gestatten. Es gibt jedoch Gerüchte, dass eini-
ge ausbildende Kanzleien mehr auf praktische 
Erfahrungen setzen und deshalb v.a. guten 
Kandidaten das Tauchen verbieten. Dies mag 
vielleicht doch für einige, wenige Arbeitgeber 
zutreffen. Dennoch, oder auch deshalb, ist es 
stets ratsam, sich vorher über die Möglichkeit 
des Tauchens zu informieren, zumindest so-
weit es die zuständige Behörde gestattet.

DEINE MEINUNG IST GEFRAGT! 

WELCHE DIESER MYTHEN HAST DU  
SCHON VORHER GEHÖRT?

HIER GEHT ES ZUR UMFRAGE

Du kennst andere Mythen rund ums Referendariat? Schreibe uns an

Redaktion@JurCase.com

und teile uns mit, welche Mythen du noch kennst.

https://jurcase.com/5-mythen-rund-um-das-referendariat
https://jurcase.com/5-mythen-rund-um-das-referendariat
https://jurcase.com/r/127833
mailto:redaktion%40jurcase.com?subject=
https://jurcase.com/r/127833
https://jurcase.com/5-mythen-rund-um-das-referendariat
https://jurcase.com/r/127833
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2  DER DIENSTANTRITT: 
WIR HABEN  
ANTWORTEN AUF  
DEINE FRAGEN!

Der erste Tag beim juristischen Vorbereitungs-
dienst ist für die meisten jungen Juristen si-
cherlich ein besonderer Moment. Allerdings 
stellen sich die fast-Referendare in diesem 
Zusammenhang bereits im Vorfeld einige Fra-
gen:

• Muss ich meinen Dienst formal geklei-
det antreten oder genügt eine eher legere 
Garderobe?

• Wie läuft der Dienstantritt konkret ab?

• Wird es eine Einführung geben?

• Muss ich bereits meine Gesetzes-
texte (und soweit bereits vorhanden 
Kommentare) mitbringen?

• Wie lange dauert „mein erster Tag“?

Mit diesen und anderen Fragen haben sich 
einige unserer Redakteurinnen und Redakteu-
re auseinandergesetzt. Die wichtigsten Infor-
mationen gibt es kompakt im ersten Abschnitt 
dieser Ausgabe:

DER EINSTIEG INS REFEREN-
DARIAT

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von 
Jennifer

Die meisten Studenten haben hier nur vage 
Vorstellungen und es ranken sich viele Legen-
den und Geschichten um den Ablauf des Vor-
bereitungsdienstes. Ratgeber und Leitfäden 
findet man wie Sand am Meer, doch einige Fra-
gen bleiben manchmal unbeantwortet. Dieser 
Beitrag widmet sich den Fragen rund um den 
Einstieg ins Referendariat, der richtigen Vorbe-
reitung und anderen organisatorischen Über-
legungen.

DIE VORBEREITUNG AUF DAS 
REFERENDARIAT

Bei der Frage, ob eine spezielle inhaltliche Vor-
bereitung auf das Referendariat erforderlich 
ist, scheiden sich die Geister. Eine pauschale 
Antwort lässt sich hier nicht finden, denn wie 
so oft kommt es auf den Einzelfall an. Folgt 
der Einstieg ins Referendariat gleich nach dem 
Ersten Examen, befindet man sich (bestenfalls) 
auf dem Zenit seines juristischen Wissens. Die 
Inhalte, die man für das Erste Examen hoch 
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und runter gelernt hat, sind noch sehr präsent. 
Die Kandidaten, bei denen eine längere Pause 
zwischen dem Ersten Examen und dem Start 
des Vorbereitungsdienstes liegt, werden viel-
leicht das Gefühl haben, einen Großteil ihres 
Wissens wieder vergessen zu haben. […] Um 
dieses Wissen aufzufrischen und sich wieder 
vor Augen zu führen, schadet es nicht, Skripte 
oder Karteikartei überblicksartig durchzuge-
hen. Hier muss aber jeder selbst entscheiden, 
wie sein derzeitiger Wissenstand aussieht.

[…]

DIE RICHTIGE LITERATUR

Die meisten angehenden Referendare – so 
auch ich – verspüren das Bedürfnis, sich ir-
gendwie darauf einzustellen, was auf sie zu-
kommen wird. Da besteht die Versuchung, 
sich bereits vorher mit Skripten, Lehrbüchern 
oder ähnlichem einzudecken, um bloß keine 
wertvolle Zeit zum Lernen zu verlieren. Hier 
gilt jedoch bereits das zuvor Gesagte: wenn 
man nicht weiß, welche Anforderungen an ei-
nen gestellt werden, besteht die Gefahr, dass 
man mit seinen Blindkäufen ganz schön dane-
ben greift. Und wie man weiß, sind Lehrbücher 
nicht gerade günstig. Oft geben auch die AG-
Leiter entsprechende Hinweise oder stellen 
sogar selbst Unterlagen zur Verfügung, so-
dass es ratsam ist die ersten AG-Stunden ab-
zuwarten, bevor man sich an den Kauf eigener 
Lernmaterialien macht. Es spricht aber nichts 
dagegen, sich schon mal vorab in der Biblio-
thek oder im Fachbuchhandel die einschlägi-
gen Werke anzuschauen und diese im Hinter-
kopf zu behalten. Auch kann es sich lohnen 
immer schon einen Blick in die für die nächste 
Station relevanten Bücher und Skripte gewor-
fen zu haben. So fällt dann der Einstieg, wenn 
die Station beginnt, leichter.

Ein Kauf, der guten Gewissens bereits vor dem 
Beginn des Referendariats getätigt werden 
kann, betrifft die relevanten Kommentare. Um 

sich gleich von Anfang an mit diesen vertraut 
zu machen und auch bereits frühzeitig Klau-
suren mitzuschreiben, lohnt sich die Anschaf-
fung eigener Kommentare. Hier eignen sich 
Altauflagen, welche dann zu einem deutlich 
niedrigeren Preis erworben werden können.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
Altauflagen gibt es übrigens auch bei uns im 
JurCase-Shop. Profitiere mit Assessor Juris 
bei deiner ersten Bestellung und erhalte mit 
folgendem Gutschein-Code 10% auf deine 
nächste Bestellung:

» ASSJUR10 «

12

https://jurcase.com/der-einstieg-ins-referendariat/
https://jurcase.com/der-einstieg-ins-referendariat/
https://JurCase-Shop.com
https://jurcase.com/der-einstieg-ins-referendariat/
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ERSTER TAG IM 
RECHTSREFERENDARIAT: 
READY, SET, GO!

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von 
Lara

Der erste Tag nahte und die Nervosität stieg. 
Ich hatte so viele Fragen in meinem Kopf: Wie 
kleide ich mich für den ersten Tag? Wie sind 
die Kollegen? Was erwartet mich? Wann star-
tet der Einführungslehrgang?

Fragen über Fragen, die sich aber ganz schnell 
von allein beantworteten. Das Aufnahme-
schreiben des Landgerichtspräsidenten be-
kam ich ca. 4 Wochen vor Einstellungsbeginn. 
Somit hatte ich noch 4 Wochen Zeit mich auf 
das Referendariat vorzubereiten […].

DER ERSTE TAG STEHT 
VOR DER TÜR

Vorab habe ich mir Gedanken gemacht, wie 
ich mich kleiden soll. Leger, casual oder busi-
nesslike? Letztendlich habe ich mich dafür 
entschieden, mich ähnlich zu kleiden, wie 
bei der mündlichen Prüfung – Schick, aber 
dennoch nicht overdressed. Ich habe eine 
schwarze Stoffhose, sowie ein einfarbiges 
Oberteil mit einem schwarzen Blazer getra-
gen. Im Nachhinein war es für mich absolut 
passend. Die meisten anderen Kollegen wa-
ren im gleichen Stil gekleidet. […] Die Männer 
hatten hauptsächlich Stoffhosen und Hem-
den an, ein Anzug war nicht notwendig. Wich-
tig ist, dass man sich wohlfühlt und nicht ver-
kleidet. Da man aber auf jeden Fall vor dem 
Präsidenten des Landgerichts stehen wird, 
sollte man auf ordentliche Kleidung achten.

Mein erster Tag startete um 8:30 Uhr an dem 
mir zugewiesenen Landgericht. Schnell hat-
ten sich alle Referendare vor dem Büro des 
Landgerichtspräsidenten eingefunden. Dabei 
stellte sich auch heraus, dass wir eine sehr 

übersichtliche Gruppe mit 16 Rechtsreferen-
daren sind. […] Die Zeit bis zur anstehenden 
Begrüßung des Landgerichtspräsidenten um 
9:00 Uhr nutzte ich dazu, zu erfragen wel-
chem Einzelausbilder ich zugewiesen worden 
bin. Da ich dies recht schnell in Erfahrung ge-
bracht habe, konnte ich mich noch am ersten 
Tag bei meiner Einzelausbilderin vorstellen. 
Diese erste Begegnung war ebenfalls sehr 
positiv. […] Wir vereinbarten einen Termin für 
unser erstes Treffen nach dem Einführungs-
lehrgang, da dieser – wie sie selbst sagte – 
uns voll und ganz in Anspruch nehmen wird.

Sodann haben wir uns alle in der Bibliothek 
des Landgerichts eingefunden, in der die Be-
grüßung und die Ernennung zur Rechtsrefe-
rendarin durch den Präsidenten des Land-
gerichts stattfand. Zunächst erzählte uns 
der Landgerichtspräsident den allgemeinen 
Ablauf zum Referendariat. Dabei hat er auch 
aus eigenen Erfahrungen berichtet, die er an 
diesem Landgerichtsbezirk selbst als Refe-
rendar gemacht hat. Somit war gleich eine an-
genehme Gesprächsatmosphäre geschaffen 
und man fühlte sich gleich gut aufgehoben. 
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Dabei erinnere ich mich besonders an eine 
Aussage des Präsidenten: „Ein Geschenk ist 
nur dann besonders gut, wenn nicht nur die 
Verpackung, sondern insbesondere der Inhalt 
überzeugt!“.

Damit verinnerlichte er uns bereits von An-
fang an, dass wir im Referendariat nur an 
der „Verpackung“ arbeiten, nicht jedoch am 
„Inhalt“. Das materielle Recht wird im Refe-
rendariat nicht explizit wiederholt, wird aber 
vorausgesetzt. Um es auf den Punkt zu brin-
gen: Es kommt weiterhin auf den Inhalt des 
Geschenks, also das materielle Recht an, um 
erfolgreich Klausuren zu schreiben. Da wur-
de mir klar, dass ab heute viel eigenständige 
Arbeit auf mich zukommen wird. Zwar ist das 
nicht viel anders als im Studium oder wäh-
rend der Examensvorbereitung, allerdings 
zeitlich sehr begrenzt.

Daraufhin wurde jedem Rechtsreferendar 
seine Ernennungsurkunde ausgehändigt und 
damit beginnt das Referendariat. Von nun an 
war ich also Rechtsreferendarin!

Zwei Jahre voller neuer Erfahrungen mit Ein-
blicken in die Praxis stehen nun vor mir! Wie 
sich schon bald herausstellen wird, vergehen 
die zwei Jahre schneller als man denkt…

Anschließend sind wir mit unserem AG-Leiter 
in unsere AG-Räume gegangen. Dort werden 

wir also die nächsten zwei Jahre verbringen. 
Für den ersten Tag reichte es aus, dass der 
AG-Leiter uns zunächst den Terminplan für 
den Einführungslehrgang Zivilrecht austeilte. 
Ab morgen stehen zwei Wochen tägliche AG 
an! Darüber hinaus erzählte er uns noch All-
gemeines zu unserem Landgerichtsbezirk und 
der Stadt.

GEMÜTLICHER ABSCHLUSS DES 
ERSTEN TAGES

Zum Abschluss des ersten Tags als Rechtsre-
ferendarin sind wir gemeinsam zum Mittages-
sen gegangen. Dies war eine tolle Möglichkeit 
sowohl die Kollegen als auch den AG-Leiter 
etwas besser kennen zu lernen. So sind gleich 
die ersten Kontakte geknüpft worden. Ich fin-
de es wichtig, dass eine gute Atmosphäre in-
nerhalb der Gruppe herrscht, da man sich die 
nächsten zwei Jahre wöchentlich sehen wird.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
Ein solches Bonding im Sinne eines gemein-
samen Abschlusses mit allen Referendarskol-
leg:innen kann auch die Grundlage für eine 
Lerngruppe sein. Eine solche ist sinnvoll für 
eine erfolgreiche Vorbereitung auf die – auch 
in den Arbeitsgemeinschaften durchzuführen-
den – Aktenvorträge oder als Vorbereitung auf 
die anstehenden AG-Klausuren.

Welche Erfahrungen dahingehend unsere Re-
dakteurin Mona gemacht hat, erfährst du hier.

https://jurcase.com/erster-tag-im-rechtsreferendariat/
https://jurcase.com/erster-tag-im-rechtsreferendariat/
https://jurcase.com/die-planung-einer-lerngruppe-in-der-zivilstation/
https://jurcase.com/die-planung-einer-lerngruppe-in-der-zivilstation/
https://jurcase.com/erster-tag-im-rechtsreferendariat/
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DER ERSTE TAG ALS RECHTS- 
REFERENDAR IN HESSEN

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von 
Sebastian

Der erste Tag im juristischen Vorbereitungs-
dienst ist sicherlich ein besonderer Tag vol-
ler Spannung, Neugierde und vielleicht auch 
Nervosität. Schließlich beginnt ein wichtiger 
Lebensabschnitt für die jungen Rechtsrefe-
rendare. Doch worauf genau können sich die 
angehenden Volljuristen am ersten Tag ein-
stellen? Das Schreiben vom Oberlandesgericht 
über die Aufnahme in den juristischen Vorbe-
reitungsdienst beantwortet regelmäßig nicht 
alle Fragen, die man sich im Vorfeld selbst ge-
stellt hat. Was der erste Tag als Rechtsreferen-
dar mit sich bringen kann, was euch erwartet 
und worauf ihr achten solltet, erfahrt ihr hier:

DIE VORBEREITUNGSPHASE FÜR 
DEN DIENSTANTRITT

Am 16.06.2017 begann für mich die letzte 
Etappe einer längeren Bewerbungsphase. Mir 
wurde mit dem letzten Schreiben vom OLG 
Frankfurt mitgeteilt, dass ich am 03.07.2017 
pünktlich um 8:45 Uhr an meiner Stamm-
dienststelle – dem Landgericht Wiesbaden 
– sein soll, um dort meine Aufnahmeurkunde 
in Empfang nehmen zu können. Damit alles 
reibungslos funktioniert, sollte ich allerdings 
noch einige Unterlagen zusammenstellen und 
schnellstmöglich einsenden. Zu diesen ange-
forderten Unterlagen gehörten insbesondere 
ein dem Schreiben beigefügter Personalbogen, 
eine Bescheinigung über die Mitgliedschaft 
bei einer gesetzlichen Krankenkasse sowie 
eine Kopie meines Sozialversicherungsaus-
weises. Dem Schreiben waren auch verschie-
dene Informationen beigefügt, zum Beispiel 
ein Merkblatt der Deutschen Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften in Speyer, ein 
Hinweisblatt für einen juris-Zugang sowie ein 

paar Informationen zum Zweiten Staatsexa-
men. Doch einige Fragen blieben auch durch-
aus offen, vor allem:

• Mit dem Tag unseres Dienstantritts be-
ginnt die sogenannte Einführungswoche. 
Handelt es sich dabei am ersten Tag um 
eine rein organisatorische Einführung 
oder bedeutet dies zugleich, dass der ju-
ristische Vorbereitungsdienst auch inhalt-
lich direkt beginnt? Benötigen wir also bei-
spielsweise einen Habersack und andere 
Gesetzestexte oder sonstige Unterlagen, 
die die Organisation betreffen?

• Gibt es einen Dresscode? In Rheinland-
Pfalz wird etwa eine „standesgemäße Be-
kleidung“ erwartet.

DIE EMPFANGNAHME DER 
AUFNAHMEURKUNDE

Pünktlichkeit ist eine Tugend und an einem Tag 
wie diesem sollte ein Zuspätkommen ohnehin 
vermieden werden. Deshalb war ich bereits 
gegen 8:30 Uhr (also gut eine viertel Stunde 
zu früh) am im Schreiben vom OLG Frankfurt 
angegebenen Sammelpunkt, wo bereits wei-
tere Referendare warteten. Nach einer kurzen 
gegenseitigen Begrüßung wurde die Frage 
zum Dresscode recht schnell erörtert. Es be-
stand nicht nur Verwunderung darüber, dass 
sich das OLG hierüber ausgeschwiegen hatte, 
sondern auch ein Konsens darüber, dass eine 
standesgemäße Bekleidung nicht zwingend 
erforderlich sei. Nun hatte ich jedoch meinen 
besten Anzug für diesen Tag ausgewählt, fühl-
te mich dementsprechend zunächst ein wenig 
overdressed. Dieses Gefühl hatte sich jedoch 
gelegt als noch zwei meiner Referendars-
kollegen ebenso in standesgemäßer Tracht 
erschienen. Daneben vermittelte die Frage 
nach dem konkreten Ablauf des Tages ein Ge-
fühl von Unsicherheit, naturgemäß vor allem 
bei denjenigen, die ihre Gesetzestexte nicht 
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mitgebracht hatten. Schließlich möchte man 
nicht direkt zu Beginn einen schlechten Ein-
druck machen…

Pünktlich um 8:45 Uhr wurden wir zwölf Re-
ferendare von einem der beiden Amtsinspek-
toren, die für Personalangelegenheiten und 
Rechtsreferendare zuständig sind, abgeholt 
und in eine der Strafkammern des Landge-
richts geführt. Jeweils sechs von uns nahmen 
sodann Platz auf der Seite der Staatsanwalt-
schaft beziehungsweise auf der Seite der Straf-
verteidigung. Mit einem Blick durch den Raum 
fiel mir auf, dass der große, pompös wirkende 

Der nächste Punkt des uns unbekannten Pro-
gramms war die Vorstellung der sogenannten 
Landesvertreter der Referendare für den Lan-
desgerichtsbezirk Wiesbaden. Ihre maßgebli-
che Aufgabe ist die Vertretung des LG-Bezirks 
auf der Landessprecherversammlung, bei der 
die Landessprecher aller LG-Bezirke in Hessen 
zusammentreffen, um bezirksübergreifende 
Probleme zu erörtern und an entsprechenden 
Lösungen zu arbeiten. Daneben leiten sie die 
Versammlung, an der alle AG-Sprecher des 
LG Wiesbaden teilnehmen. Im Zuge dessen 
wurde uns auch mitgeteilt, dass wir zwei AG-
Sprecher wählen sollten, eine ehrenamtliche 
Tätigkeit, die mich sehr reizte. Eine übereilte 
Entscheidung diesbezüglich wollte ich in die-
sem Moment jedoch noch nicht treffen.

Als kleine Pause diente nun die Besichtigung 
des Justizgebäudes in Wiesbaden, in dem 
Amtsgericht, Landgericht, Verwaltungsge-
richt, Staatsanwaltschaft und Co ansässig 
sind.

Nach der Gebäudebesichtigung wurden wir in 
zwei Gruppen geteilt und unseren jeweiligen 
Amtsinspektoren unterstellt. In ihren Büros 
wurden nun weitere organisatorische Angele-
genheiten besprochen, etwa Brandschutz so-
wie die mit dem öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnis einhergehende Pflichten wie 
Verschwiegenheit, Verfassungstreue und Ge-
nehmigungsbedürftigkeit von Nebentätigkei-
ten sowie unsere Rechte, etwa den Anspruch 
auf Unterhaltsbeihilfe und Urlaub. Hierfür ha-
ben wir auch eine 74-seitige „Start-Info“ be-
kommen, der sogar Musteranträge beigefügt 
sind. Im Anschluss wurde erneut auf die Not-
wendigkeit der AG-Sprecher hingewiesen, die 
immerhin ein Bindeglied zwischen den Rechts-
referendaren und den Beamten und Angestell-
ten im öffentlichen Dienst bei den Gerichten, 
aber auch zwischen den Referendaren unter-
einander, darstellen. Nach ihrer Wahl sollten 
die beiden AG-Sprecher eine Namensliste mit 
Telefonnummern und E-Mail-Adressen für die 
Amtsinspektoren anfertigen.

Saal sicherlich in der Lage ist, Ehrfurcht bei den 
Angeklagten auszulösen. Unserer Aufnahme-
zeremonie verlieh er jedoch in meinem Empfin-
den gleichzeitig ein hohes Maß an Würde.

Nur kurze Zeit später kam der Präsident des 
Landgerichts hinzu, der nach einer kurzen Vor-
stellung eine durchaus unterhaltsame und 
motivierende Rede hielt. Im Anschluss daran 
verteilte er die Aufnahmeurkunden und nahm 
uns damit als Rechtsreferendare in ein öffent-
lich-rechtliches Ausbildungsverhältnis auf. 
Freude und Stolz waren immens.
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Bereits mit dem Gedanken angefreundet, dass 
ich diese Tätigkeit gerne übernehmen wür-
de, erklärte ich mich auch direkt dazu bereit, 
die Liste unabhängig von der AG-Sprecher-
Rolle anzufertigen. Nach einem großen Lob 
für meinen Arbeitseinsatz folgte ein weiterer 
wichtiger Hinweis, nämlich das zwei von uns 
zwölf Referendaren dem Amtsgericht Rüdes-
heim zugewiesen werden müssten, die übri-
gen zehn aber in Wiesbaden bleiben würden 
und dem Amtsgericht und dem Landgericht 
zugewiesen würden. Der Amtsinspektor hat 
uns aber die Möglichkeit eingeräumt, selbst 
zwei Freiwillige zu finden, die nach Rüdesheim 
gehen würden. Zuletzt gab es dann unsere 
Dienstausweise sowie eine Gebäudezugangs-
karte, die auch für die Kantine genutzt werden 
kann. Für diese Karte brauchte man allerdings 
30 Euro als Pfand. Diese Information war im 
Schreiben vom OLG Frankfurt jedoch leider 
nicht angegeben gewesen, sodass ich am 
nächsten Tag die Karte holen musste.

Mit der Kantinenkarte – oder in meinem Fall 
ohne diese Karte – ging es sodann in die Mit-
tagspause und eben in die Kantine. Das Essen 
sah lecker aus, meine Mitreferendare bestätig-
ten diesen Eindruck. Dort haben wir uns ein 
wenig über die neuen Eindrücke unterhalten. 
Selbstverständlich kam auch die Frage nach 
dem AG-Sprecher auf. Es dauerte auch nicht 
lang, da waren zwei gefunden: Meinereiner 
und eine nette Referendarskollegin.

Nach der Mittagspause ging es in unsere AG. 
Dort habe ich mich zunächst um einen Geset-
zestext gekümmert, da ich nun doch befürch-
tete, dass wir heute auch inhaltlich in den juris-
tischen Vorbereitungsdienst starten würden. 
Nachdem eine andere nette Referendarskolle-
gin mir ihren Habersack geliehen hatte, küm-
merte ich mich – wie versprochen – um die 
Namensliste. Während diese herumging, kam 
auch schon der AG-Leiter, der die AG mit einer 
Vorstellungsrunde begann. Im Anschluss da-
ran erzählte er uns noch ein paar organisato-
rische Dinge, etwa zum Ablauf der nächsten 

zwei Wochen, zum gesamten Ablauf des Refe-
rendariats, also zu den anderen Stationen etc. 
Neue, besonders wichtige Erkenntnisse gab 
es jedoch keine.

Gegen 15 Uhr war der erste Tag als Rechtsrefe-
rendar dann auch schon vorbei. Er war weder 
besonders spannend noch ereignisreich. In 
Anbetracht der Bedeutung dieses Tages sowie 
der damit einhergehenden Nervosität war dies 
aber sicherlich nicht der schlechteste Einstieg 
in einen neuen Lebensabschnitt.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
Mit dem Dienstantritt steht dir ein Anspruch 
auf Unterhaltsbeihilfe zu. Wie viel Unterhalt du 
erwarten kannst, findest du hier. 

Mehr zu diesem Thema gab es im Übrigen 
auch in unserer ersten Ausgabe von Assessor 
Juris.

https://jurcase.com/der-erste-tag-als-rechtsreferendar-in-hessen/
https://jurcase.com/der-erste-tag-als-rechtsreferendar-in-hessen/
https://jurcase.com/unterhaltsbeihilfe-im-rechtsreferendariat/
https://jurcase.com/unterhaltsbeihilfe-im-rechtsreferendariat/
https://jurcase.com/wp-content/uploads/Assessor-Juris_Ausgabe-01-2022.pdf
https://jurcase.com/wp-content/uploads/Assessor-Juris_Ausgabe-01-2022.pdf
https://jurcase.com/der-erste-tag-als-rechtsreferendar-in-hessen/
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3 DEINE DIENSTZEITEN 
IM REFERENDARIAT: 
WAS IST MIT KRANK-
HEIT, URLAUB UND 
SONDERURLAUB?

Der juristische Vorbereitungsdienst ist anders 
ausgestaltet als ein Studium. Denn die Re-
ferendare befinden sich – in aller Regel – in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungs-
verhältnis. Dies führt dazu, dass sie grund-
sätzlich einer täglichen Anwesenheitspflicht 
unterlegen sind.

Deshalb ist etwa bei Krankheit eine Krankmel-
dung zu tätigen und im Falle einer gewünsch-
ten Auszeit Urlaub zu beantragen. Was es 
dabei jeweils zu beachten gibt, haben unsere 
Autoren und Autorinnen in ihren Erfahrungs-
berichten zusammengefasst.

DIE DIENSTZEITEN IM 
REFERENDARIAT

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von 
Elisa

Grundsätzlich gilt für euch Folgendes: Eure 
Dienstzeiten sind von Montag bis Donnerstag 
08:00 – 16:00 Uhr, freitags von 08:00 – 14:30 Uhr.

In diesen Zeiten müsst ihr verfügbar sein. Auch 
wenn euer Einzelausbilder z.B. euer Kommen 
nur einmal die Woche wünscht, seid ihr an den 
anderen Tagen trotzdem im Dienst.

WAS BEDEUTET DAS JETZT?

Wichtig ist das vor allem, falls ihr mal krank 
werden solltet. Eine Krankschreibung wird 
grundsätzlich erst ab dem 3. Krankheitstag 
benötigt. Krankmelden sollt und müsst (!) ihr 
euch jedoch direkt, selbst wenn ihr an dem 
Tag gar nicht zum Ausbilder gemusst hät-
tet. Das Ganze geschieht, zumindest bei uns, 
formlos. Eine Mail an die zuständige Person 
für Referendarangelegenheiten an eurem Aus-
bildungsplatz und evtl. noch an den AG-Leiter/
Einzelausbilder ist dabei völlig ausreichend. 
Wer will, darf natürlich gern anrufen. Weiterhin 
wichtig sind eure Dienstzeiten für Urlaubsan-
träge. Grundsätzlich gilt in den ersten Mona-
ten eine Urlaubssperre. Wie lang diese genau 
ist, habt ihr sicherlich in der ersten Woche er-
fahren. In dieser Zeit könnt ihr keinen Urlaub 
nehmen. Danach muss ein Urlaub bei der zu-
ständigen Person beantragt werden.

Auch hier gilt wieder: Es zählen auch die Tage 
an denen ihr normalerweise nicht anwesend 
wärt! Wer sich jetzt denkt: „Und wer soll das 
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merken?“, dem sei gesagt: Ich habe es bis jetzt 
noch nicht gehört, dass es aufgefallen ist, 
wenn man mal ein verlängertes Wochenende 
weg war, ohne dies förmlich zu beantragen. 
Ich möchte aber wirklich nicht erfahren, was 
dann passiert.

Als kleiner Tipp von mir: die Urlaubstage rei-
chen wirklich aus, wenn man bedenkt, dass 
die letzten Monate sowieso wieder intensive 
Examensvorbereitung sind. Spart euch also 
den Stress und gebt es einfach an.

Für diejenigen, die in der Urlaubssperre unbe-
dingt wegwollen, bleibt dann vielleicht nur das 
offene Gespräch mit dem Einzelausbilder. Wo-
bei ich auch hier aus meiner Erfahrung sagen 
kann, dass diese wirklich nett und entgegen-
kommend sind.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
Die Fahrtkosten zur AG bekommt übrigens 
jeder erstattet, der sein Ausbildungsgericht 
nicht am AG-Ort hat. Hier werden einem so-
wohl Zugtickets erstattet als auch die Fahrt 
mit dem Auto. In einigen Bundesländern ist 
es sogar möglich, dass man sich so auch eine 
Bahncard günstiger erwerben kann. Eine Aus-
nahme zum Thema Erstattung von Fahrtkos-
ten bildet derzeit Hessen, denn dort gibt es 
zusätzlich zum Unterhalt ein kostenloses Lan-
desTicket für den ÖPNV.

URLAUB WÄHREND DES 
REFERENDARIATS

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von 
Svenja

Heute möchte ich meinen Bericht dem Urlaub 
während des Referendariats widmen. Zwar ist 
der Urlaubsanspruch grundsätzlich genau ge-
regelt, dennoch fragt man sich vor Beginn des 
Referendariats oft „wie beantrage ich denn 
überhaupt Urlaub und wie lange dauert es, bis 
dieser genehmigt wird? Darf ich immer Urlaub 
nehmen? Was muss ich beachten?“

Grundsätzlich hat man 28 Tage Urlaub pro 
Jahr. Da ich allerdings erst im April angefan-
gen habe, bleiben mir anteilig für dieses Jahr 
nur noch 19 Tage.

Eigentlich gibt es in den ersten sechs Monaten 
eine Urlaubssperre. Da unser auszubildender 
Richter aber nicht will, dass wir dann unseren 
ganzen Urlaub gegen Ende des Referendariats 
nehmen, dürfen wir auch schon früher Urlaub 
beantragen. Das wird wohl an jedem Landge-
richt unterschiedlich geregelt sein.

Der Urlaubsantrag muss grundsätzlich drei 
Tage umfassen, auch wenn an diesen Tagen 
keine AG stattfindet (hier wird nur in den sel-
tensten Fällen eine Ausnahme gemacht). 
Außerdem darf während der Einführungslehr-

20

https://jurcase.com/die-dienstzeiten-im-referendariat/
https://jurcase.com/die-dienstzeiten-im-referendariat/
https://jurcase.com/die-dienstzeiten-im-referendariat/
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gänge kein Urlaub genommen werden. Bei uns 
steht der Plan für die nächsten drei Monate 
schon fest. Sollte man aber jetzt schon einen 
wichtigen Flug für einen späteren Zeitraum 
buchen müssen, so kann man sich in der Refe-
rendarstelle erkundigen und ich hatte das Ge-
fühl, dass einem hier keine Steine in den Weg 
gelegt werden.

Sofern kein Einführungslehrgang stattfindet, 
sollte der Urlaub also immer genehmigt wer-
den – so ist das zumindest bei uns. Sofort bei 
der Abgabe des Antrags bekommen wir Rück-
meldung, ob dieser genehmigt wird.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
In aller Regel werden sich die Rechtsreferen-
dare an dem Arbeitstag, der dem Urlaubsen-
de folgt, auch bei ihrer Ausbildungsstelle zum 
Dienst zurückmelden müssen.

DIE STUDIENFAHRT: SONDER-
URLAUB, DER NACH DER PLA-
NUNG DRINGEND BENÖTIGT 
WIRD

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von 
Sebastian

Studienreisen haben bei den Rechtsreferen-
daren eine lange Tradition. Wie der Name je-
doch zu erkennen gibt, sollen sie weniger dem 
Kennenlernen von Stadt, Kultur, Kneipen und 
ähnlichem dienen, sondern vielmehr Einblicke 
in fremde Rechtssysteme bieten. Die findigen 
Referendare von heute verbinden beides, um 
eine unvergessliche Zeit im Rahmen des juris-
tischen Vorbereitungsdienstes zu schaffen.

MUSS FÜR DIE STUDIENREISE EIN 
ENTSPRECHENDER URLAUBS- 
ANTRAG GESTELLT WERDEN?

Für die Studienfahrt muss grundsätzlich nicht 
der eigene Urlaub geopfert werden, denn hier-
für besteht in der Regel die Möglichkeit einer 
Dienstbefreiung. In Hessen finden sich ent-
sprechende Reglungen etwa in der Urlaubs-
VO. Danach kann eine solche Dienstbefreiung 
grundsätzlich für fünf Werktage, die in einer 
Kalenderwoche zu nehmen sind, beantragt 
werden.

Ein Anspruch auf Dienstbefreiung besteht al-
lerdings nicht, unter normalen Umständen 
steht einer solchen Befreiung jedoch nichts 
entgegen, zumindest soweit die bei der Stu-
dienfahrt besuchten Veranstaltungen

• der persönlichen Bildung sowie Fortbil-
dung dienen und

• sie staatsbürgerliche, dienstliche, politi-
sche, gewerkschaftliche, wissenschaftli-
che oder religiöse Interessen zum Gegen-
stand haben.
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Der Schwerpunkt der Reise muss dabei ein-
deutig auf der juristischen Fortbildung lie-
gen. Um dies zu gewährleisten, ist bei der 
Beantragung der Dienstbefreiung ein entspre-
chender Nachweis über das angedachte Rah-
menprogramm am gewünschten Reiseziel zu 
erbringen. Dabei muss das Rahmenprogramm 
konkrete Besichtigungsziele nennen, die mög-
lichst von der veranstaltenden Stelle bereits 
bestätigt sind.

Der Antrag ist schließlich an die Dienststelle 
zu richten, der man zum Reisezeitpunkt zuge-
ordnet ist.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
Es gibt darüber hinaus grundsätzlich auch 
die Möglichkeit eine Dienstbefreiung zu be-
antragen, die ebenso nicht auf den Erholungs-
urlaub angerechnet wird. Eine solche ist aber 
nur unter strikten Voraussetzungen möglich, 
etwa zur Erfüllung allgemeiner staatsbürger-
licher Pflichten oder aus besonderen Anläs-
sen, insbesondere zur persönlichen Bildung, 
Fortbildung und zur Teilnahme an Lehrgängen 
und Veranstaltungen, die staatsbürgerlichen, 
dienstlichen, politischen, gewerkschaftlichen, 
wissenschaftlichen oder religiösen Interessen 
dienen, oder aus sonstigen wichtigen persön-
lichen Gründen, und auch nur, soweit dringen-
de dienstliche Gründe dem nicht entgegenste-
hen.

22
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4 DAS ELAN-REF IM 
ÜBERBLICK:  
SYSTEMVORAUSSET-
ZUNGEN, INHALTE 
UND MEHR

Unsere Redakteurin Jannina ist in den Ge-
schmack gekommen, während ihres juris-
tischen Vorbereitungsdienstes ELAN-REF 
verwenden zu können. ELAN steht dabei für 
„Elektronisches Lernen Ausbildung im Netz-
werk“. ELAN-REF dient daher als ein praxisori-
entiertes, modernes Lernprogramm für Refe-
rendarinnen und Referendare im juristischen 
Vorbereitungsdienst.

ELAN-REF – 
DAS ONLINE-LERNPROGRAMM 
FÜR DAS REFERENDARIAT

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von 
Jannina

Gleich zu Beginn des Referendariats erhält der 
verwunderte Referendar die Zugangsdaten für 
das sogenannte ELAN-REF Lernprogramm. Im 
Folgenden soll das Lernprogramm kurz vorge-
stellt und seine Inhalte und Funktionen erläu-
tert werden:

WELCHE SYSTEMVORAUSSET-
ZUNGEN BENÖTIGE ICH?

Das eLearning-Programm ist über den Brow-
ser unter folgender Adresse abrufbar: https://
www.elan-ref.de/.

Spätestens bei der Bewerbung für das Refe-
rendariat wird man auch um die Angabe einer 
gültigen eMail-Adresse gebeten. An diese Ad-
resse wird einem zu Beginn des Referendari-
ats ein Passwort geschickt, mit dem man sich 
bei ELAN-REF anmelden kann.

Hat man sich eingeloggt, landet man auf der 
Startseite des Programms. Hier kann man 
seinen Lernfortschritt im Zivilrecht und Straf-
recht einsehen und das eLearning-Tool mit 
einem Klick auf „ONLINE STARTEN“ direkt im 
Browser starten.

[…]

WELCHE INHALTE BIETET 
ELAN-REF?

ELAN-REF ist ein praxisorientiertes Lernpro-
gramm für Referendarinnen und Referendare 
im juristischen Vorbereitungsdienst. Es ist 
Bestandteil der Einführungslehrgänge für die 
Ausbildungsstationen im Zivil- und Strafrecht. 
Dementsprechend werden inhaltlich (leider) 

https://www.elan-ref.de/
https://www.elan-ref.de/
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auch nur Themen aus dem Zivil- und Straf-
recht behandelt. Für das öffentliche Recht gibt 
es bisher kein Lernprogramm, was sehr scha-
de ist!

Sowohl im Strafrecht als auch im Zivilrecht 
beginnt das Lernprogramm mit einem allge-
meinen Kapitel zum Einstieg. Es erfolgt eine 
Begrüßung und Hinweise zur Verwendung des 
Programms. Danach geht es direkt mit den 
wichtigsten Grundlagen im Zivilrecht bzw. 
Strafrecht los. Dabei liegt der Schwerpunkt 
natürlich auf dem Prozessrecht (nicht auf dem 
materiellen Recht).

Das Kapitel „Der Normalprozess“ enthält bei-
spielsweise folgende Themen:

• Die Klageschrift

• Die Reaktion des Beklagten

• Terminvorbereitende Verfügungen

• Der Verhandlungstermin

• Die Beweisaufnahme

• Das streitige Urteil

• Kapitelfeedback

• Übungspool

Grundsätzlich enthält ELAN-REF sowohl Er-
klärungen in Textform als auch Audiodatei-
en, die abgespielt werden können. Meistens 
führt eine angenehme Stimme grundlegend 
in das Thema ein. Eine Vertiefung und kleine 
Übungsfälle werden dann als Text eingeblen-
det. Teilweise muss der Bearbeiter selbst ak-
tiv werden und leere Felder ausfüllen, Tabellen 
ergänzen oder Fragen beantworten. Eine Lö-
sung des Problems wird nach einem Klick auf 
„Lösung“ bzw. „OK“ eingeblendet. Ein solches 
Frage-Antwort-Spiel ist meistens am Ende 
eines jeden Kapitels eingebaut und dient der 
Selbstkontrolle.

WIRD MEIN LERNFORTSCHRITT 
GESPEICHERT UND GIBT ES EIN 
ZERTIFIKAT?

JA! Das Programm kann einfach an jeder Stel-
le mit einem Klick auf „Ende“ beendet werden. 
Der Lernfortschritt wird automatisch gespei-
chert. In der Kapitelübersicht kann man se-
hen, wie viel Prozent eines jeden Themas man 
schon geschafft hat.

Voraussetzung für die Anzeige und den Aus-
druck des Zertifikats ist, dass mindestens 
80 Prozent der Lerninhalte durchgearbeitet 
wurden und dieser Lernfortschritt auf dem 
ELAN-Webserver gespeichert wurde. In Ba-
den-Württemberg muss man innerhalb des 
Vorbereitungsdienstes mit dem Zertifikat 
nachweisen, dass man alle Themen bearbeitet 
hat. Das Zertifikat wird dann der Akte beige-
legt.

KANN DAS LERNPROGRAMM EIN 
LEHRBUCH ERSETZEN?

NEIN. Leider nein. Das eLearning-Tool enthält 
nur die absoluten Grundlagen. Das Programm 
dient dementsprechend nur als „Einführung“ 
in die Zivilrechts- bzw. Strafrechtsstation. Zur 
Vertiefung muss natürlich trotzdem ein Lehr-
buch oder Skript durchgearbeitet werden. Da-
bei kann ELAN-REF aber als Selbstkontrolle 
verwendet werden. Außerdem zeigt das Pro-
gramm gut, welche Themen im Referendariat 
wichtig sind und wo man Schwerpunkte set-
zen sollte.

DAS SCHMANKERL ZUM SCHLUSS: 
ONLINE KLAUSURENKURS

Die Oberlandesgerichte Karlsruhe und Stutt-
gart bieten seit Herbst 2010 einen kostenlosen 
Online-Klausurenkurs an, um die für ein er-
folgreiches Ablegen der Zweiten Juristischen 
Staatsprüfung bedeutsame Klausurtechnik zu 
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fördern. Dafür wird alle zwei Wochen über die 
Internetplattform ELAN-REF von Freitag bis 
zum Sonntag der Folgewoche eine Original-
Examensklausur aus dem Zivil-, und abwech-
selnd aus dem Straf- und dem Öffentlichen 
Recht freigeschaltet. Die handschriftliche 
Ausarbeitung kann binnen elf Tagen an das 
zuständige Oberlandesgericht geschickt wer-
den. Dort wird die Klausur korrigiert, mit Kor-
rekturanmerkungen versehen und benotet. Bei 
der Rücksendung wird der korrigierten Arbeit 
zudem eine Lösungsskizze beigefügt.

Eine online Korrektur wird leider nicht angebo-
ten. Dementsprechend entstehen dem Refe-
rendar 2 x 1,45 € Portokosten pro Klausur. Die 
Teilnahme am Klausurenkurs ist freiwillig. Es 
schadet jedoch bestimmt nicht, dieses zusätz-
liche Angebot wahrzunehmen.

Ich wünsche euch viel Erfolg mit ELAN-REF!

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
ELAN-REF wird aktuell in folgenden elf 
Bundesländern angeboten:

• Baden-Württemberg
• Berlin-Brandenburg
• Bremen
• Hessen
• Mecklenburg-Vorpommern
• Niedersachsen
• Saarland
• Sachsen
• Sachsen-Anhalt
• Schleswig-Holstein
• Thüringen

Der von Jannina angesprochene Klausuren-
kurs wird jedoch nicht nur in Baden-Würt-
temberg durchgeführt, sondern auch in an-
deren Bundesländern, etwa in Hessen. Es ist 
deshalb ratsam, sich insoweit vorher auf der 
Homepage von ELAN-REF zu informieren, in 
welchen Bundesländern ein solcher Klausu-
renkurs angeboten wird.
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»Kaum ein Fach polarisiert mehr. Verliert sich manch 

einer in den spannenden und plastischen Lebens-
sachverhalten, verzweifelt manch anderer an den 
schier endlosen Details eines im Grunde unstreitigen 
Meinungsstreits. Doch in den beiden Staatsexamen 
gilt es nun einmal eine bzw. zwei Klausuren zu lösen – 
und das unter Zeitnot.
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IHRE ZUKUNFT
IM HERZEN

       VON MÜNSTER

HLB Schumacher Hallermann GmbH 
Rechtsanwaltsgesellschaft
Katharina Kuhn • An der Apostelkirche 4 • 48143 Münster
Tel. +49 (0) 251 / 28 08-274 • karriere@hlb-schumacher.de

HLB Schumacher Hallermann is an independent member of HLB, the global audit, tax and advisory network.

Die erfolgreiche Vertretung vielfältiger und anspruchsvoller Mandate mit Hochkarat
kennzeichnet das Schaffen von HLB Schumacher Hallermann. 
Neben traditionellen Mandaten aus dem Steuer-, Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht 
erwarten Sie bei uns avantgardistische Arbeitsfelder wie das Glückspiel- und Kryptorecht 
sowie die juristische Auseinandersetzung mit Gaming und eSport.

Werden Sie Teil von etwas Größerem und widmen Sie Ihre Expertise unserem
interdisziplinären Team aus Experten. Ihre Zukunft bei uns.
Gleichgesinnt im Herzen von Münster.

Starten Sie mit uns durch als:

 Wissenschaftlicher Mitarbeiter (m/w/d) 
 Referendar (m/w/d)
 Praktikant (m/w/d)

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung:
hlb-schumacher-hallermann.de/karriere 

https://www.hlb-schumacher-hallermann.de/karriere/
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In dieser Ausgabe von 
Assessor Juris präsen-

tieren wir dir in Koope-
ration mit der Kanzlei 
HLB Schumacher Hal-

lermann vier examens-
relevante Fälle, die seitens 

HLB Schumacher Hallermann 
durch Christian Lederer und unter Supervision 
von Herrn Dr. Lennart Brüggemann (Rechtsan-
walt) für deren Entscheidung des Monats auf-
bereitet und uns für dich zur Verfügung gestellt 
wurden.

1 HLB SCHUMACHER HAL-
LERMANN PRÄSENTIERT: 
NEUES ZU SONDERNUT-
ZUNG UND GEMEINGE-
BRAUCH IM STRASSEN- 

    RECHT 
    (VERWALTUNGSRECHT)

Hinweis vom HLB-Team: Die Sondernutzung 
öffentlicher Straßen, der damit in Verbindung 
stehende Erlaubnisvorbehalt, die Abgrenzung 
zwischen Sondernutzung und Gemeingebrauch 
nach dem StrWG (NRW), die Prüfung von behörd-
lichen Ermessensentscheidungen sind hoch-

relevante Themen im Ersten und im Zweiten 
Staatsexamen. Dem geschuldet folgt nach der 
Skizzierung des Beschlusses eine grobe dogma-
tische Einordnung dieser Key-Themen.

DIE HINTERGRÜNDE ZUR ENT-
SCHEIDUNG

Der Streit um ein mögliches E-Scooter-Verbot 
in Münster geht weiter. Was die zunehmend an 
Boden gewinnenden ca. 3.000 „Elektrokleinst-
fahrzeuge“ anbelangt, teilen sich die Gemüter 
seit Langem. Manch einer verflucht sie im 
Münsteraner Stadtbild. Für wieder andere sind 
sie ein Segen auf dem Weg nach Hause.

Ein brandaktueller Beschluss des Verwal-
tungsgerichts Münster beleuchtet nun einge-
hender die Konsequenzen einer auszuufern 
drohenden E-Scooter-Infrastruktur.

Der Blinden- und Sehbehindertenverein West-
falen e.V. erinnerte mit seinem Eilantrag zu 
Recht daran, dass gerade die ohnehin Beein-
trächtigten unserer Gesellschaft durch De-
fizite in der E-Roller-Infrastruktur schlimmer 
betroffen und sogar gefährdet werden. Ein un-
tragbarer Zustand, der ein Verbot des Verleihs 
von E-Scootern im stationslosen „Free-Floa-
ting-System“, zumindest den Erlass von Besei-
tigungsverfügungen rechtfertigen würde, so 

https://www.hlb-schumacher-hallermann.de/
https://www.hlb-schumacher-hallermann.de/
https://www.hlb-schumacher-hallermann.de/
https://www.hlb-schumacher-hallermann.de/person/dr-lennart-brueggemann/


29

#
E

X
A

M
EN

SR
EL

EV
A

N
T

ASSESSOR JURIS    |    Ausgabe 02/2022

zumindest befand es der Verein, der dies bei 
der Stadt Münster beantragte.

Der Antragsteller führte zur Begründung u.a. 
an, die E-Scooter seien für seine Mitglieder 
– blinde und sehbehinderte Menschen – un-
vermutete Barrieren an ständig wechselnden 
Orten in einer unkontrollierten Vielzahl – und 
damit ein massives, ernsthaftes Sicherheits-
problem. Hinzu komme, dass die E-Roller bei 
schlechter Witterung umkippen und Wege 
nicht unwesentlich blockieren.

Die Stadt Münster lehnte ein Verbot hingegen 
ab. Die örtlichen Betreiber hätten sich ver-

Antrag allerdings teilweise statt.

Der Antragsteller habe – so das Gericht – kei-
nen Anspruch auf die mit dem Hauptantrag 
erstrebte Untersagung des Geschäftsbetriebs 
mit E-Tretrollern im „Free-Floating-System“ 
sowie den begehrten Erlass von Beseitigungs-
verfügungen glaubhaft gemacht. Für die bean-
tragte Untersagung des Geschäftsbetriebs sei 
schon keine Anspruchsgrundlage ersichtlich. 
Soweit sich der Antragsteller wie für den be-
gehrten Erlass von Beseitigungsverfügungen 
auf § 22 Abs. 1 S. 1 StrWG NRW stütze, sei 
zu berücksichtigen, dass die Vorschrift der Be-
hörde Ermessen einräume. Die Untersagung 
des Geschäftsbetriebs bzw. der Erlass von Be-
seitigungsverfügungen stellten jedoch nicht 
die einzig ermessensfehlerfreie Entscheidung 
dar (keine Ermessensreduzierung auf Null). Es 
existierten verschiedene Handlungsmöglich-
keiten für Vorkehrungen, um Beeinträchtigun-
gen von Sehbehinderten und Blinden zu mini-
mieren. 1

Der Antragsteller habe jedoch einen Anspruch 
auf Neubescheidung glaubhaft gemacht. Die 
Nutzung von E-Scootern im „Free-Floating-
Modell“ sei nach vorläufiger Bewertung der 
Kammer straßenrechtlich als Sondernutzung 
zu qualifizieren. Über die erforderliche Sonder-
nutzungserlaubnis verfüge der Betreiber nicht. 
Die tatbestandlichen Voraussetzungen nach 
§ 22 Abs. 1 S. 1 StrWG lägen mithin vor. Die 
Entscheidung, erforderliche Maßnahmen nach 
dieser Vorschrift anzuordnen, läge im Ermes-
sen der Behörde. Dieses Ermessen habe die 
Stadt Münster rechtsfehlerhaft ausgeübt. Ihr 
Verweis auf freiwillige Selbstverpflichtungs-
erklärungen der Betreiber, mit deren Hilfe den 
verkehrssicherheitsrechtlich relevanten As-
pekten angemessen berücksichtigt würden, 
sei nicht ausreichend. Insbesondere sei zu 
bedenken, dass bereits das Fehlen der erfor-
derlichen Sondernutzungserlaubnis (formelle 

1 VG Münster, Beschl. v. 09.02.2022 – 
8 L 785/21, Rn. 6 ff., BeckRS 2022, 1755.

pflichtet, sich um das Problem zu kümmern. 
Ein völliges Verbot der stationslosen E- Scoo-
ter sei unverhältnismäßig und komme nicht in 
Betracht. Daraufhin ersuchte der Antragsteller 
um die Gewährung vorläufigen Rechtsschut-
zes nach § 123 VwGO beim VG Münster.

DIE ENTSCHEIDUNG

Ein Verbot im Wege des Erlasses einer einst-
weiligen Anordnung konnte der Blindenverein 
vor dem VG Münster (Beschl. v. 09.02.2022 - 8 
L 785/21) nicht durchsetzen. Dieses gab dem 
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Illegalität) zum Erlass von Beseitigungsverfü-
gungen berechtigen. Es fehlten Erwägungen 
zur Belastbarkeit bzw. Tragfähigkeit der Selbst-
verpflichtungserklärungen. Zudem habe die 
Antragsgegnerin bisherige Unfälle im Zusam-
menhang mit den aufgestellten E-Scootern 
im Rahmen ihrer Ermessensausübung nicht 
berücksichtigt. Der Verweis auf die absehba-
re Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen 
sei nicht tragfähig, da deren Erteilung auch vor 
dem Hintergrund, dass Anträge noch gestellt 
seien, nicht absehbar sei. Das VG Münster be-
jahte schließlich einen Anordnungsgrund mit 
Blick auf das hochrangige Rechtsgut des Art. 
2 Abs. 2 S. 1 GG.2

DOGMATISCHE VERTIEFUNG

Wir erinnern uns: Rechtsnormen bestehen 
grds. aus einem Tatbestand und einer Rechts-
folge. Liegen die tatbestandlichen Vorausset-
zungen vor, hat die Behörde zu prüfen, ob und 
wie sie reagiert. Der Normgeber kann ihr da-
bei Ermessen einräumen. Eine ausdrückliche 
Ermessensermächtigung ist daran zu erken-
nen, dass auf Rechtsfolgenseite der jeweili-
gen Norm beispielsweise die Begriffe „kann“, 
„darf“, „ist befugt“ u. ä. verwendet werden. Ge-
bundene Entscheidungen sind dagegen durch 
Ausdrücke wie „muss“, „ist zu …“ oder „darf 
nicht …“ usw. gekennzeichnet.

Ziel der Ermessenseinräumung ist es, der Ver-
waltung die Möglichkeit zu eröffnen, flexibel 
auf unterschiedliche Sachverhalte zu reagie-
ren. Die Behörde kann so innerhalb eines ge-
setzlichen Rahmens individuell und eigenver-
antwortlich Entscheidungen für den Einzelfall 
treffen, womit es ermöglicht wird, einen Aus-
gleich zwischen der abstrakten gesetzlichen 
Zielvorstellung und den konkret vorliegenden 
Umständen zu schaffen.

2 Zum Ganzen VG Münster, Beschl. v. 
09.02.2022 – 8 L 785/21, Rn. 9 ff., BeckRS 
2022, 1755.

Zu beachten ist, dass die Verwaltung in ihrer 
Ermessensausübung nicht völlig frei ist. Das 
Behördenhandeln muss auf eine pflichtgemä-
ße Ermessensentscheidung zurückzuführen 
sein. Dies ist insbesondere § 40 VwVfG zu ent-
nehmen, nach dem die Behörde bei der Ermes-
sensausübung „ihr Ermessen entsprechend 
dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und 
die gesetzlichen Grenzen des Ermessens ein-
zuhalten“ hat. Die Behörde muss ihr Ermes-
sen frei von Ermessensfehlern ausüben. Die 
verwaltungsgerichtliche Kontrolle beschränkt 
sich spiegelbildlich gemäß § 114 VwGO dar-
auf, ob die Behörde die gesetzlichen Grenzen 
des Ermessens überschritten oder von dem 
Ermessen in einer dem Zweck der Ermächti-
gung nicht entsprechenden Weise Gebrauch 
gemacht hat. Üblicherweise unterscheidet 
man zwischen folgenden Ermessensfehlern:

1. Ermessensüberschreitung

2. Ermessensnichtgebrauch

3. Ermessensfehlgebrauch

Der Entscheidungsspielraum der Behörde in-
nerhalb des Ermessens kann im Einzelfall auf 
eine Alternative reduziert sein, sofern von den 
zur Verfügung stehenden möglichen Rechts-
folgen nur eine einzige ermessensfehlerfrei 
gewählt werden kann. Die Behörde ist dann 
gezwungen, diese eine Entscheidung zu tref-
fen. Sie ist somit in ihrer Entscheidung gebun-
den. Man spricht von einer „Ermessensredu-
zierung auf Null“. Eine solche liegt insb. dann 
vor, wenn nur eine Alternative mit höherrangi-
gem Recht in Einklang steht.

Die Unterscheidung zwischen einer gebunde-
nen Entscheidung und einer Ermessensent-
scheidung der Verwaltung wirkt sich zugleich 
auf den Verwaltungsrechtsstreit vor Gericht 
aus, wenn ein Handeln der Verwaltung begehrt 
wird. Zu differenzieren ist hierbei zwischen ei-
nem Vornahme- und Bescheidungsurteil (§ 113 
Abs. 5 VwGO). Bei einem Vornahmeurteil wird 
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die Behörde durch das Gericht verpflichtet, 
den begehrten Verwaltungsakt vorzunehmen, 
ohne dass ihr noch ein Ermessensspielraum 
bleibt. Voraussetzung hierfür ist das Vorliegen 
der Spruchreife. Die tatsächlichen und recht-
lichen Bedingungen für die gerichtliche Ent-
scheidung über das Klagebegehren müssen 
vorliegen. Dabei muss die Rechtsfolge, auf 
die sich der Kläger beruft, eine von Gesetzes 
wegen gebundene Entscheidung vorsehen 
oder eine Ermessensreduzierung auf Null vor-
sehen. Mangelt es an der Spruchreife und be-

antragt der Kläger ein Vornahmeurteil, so wird 
dies Begehren vom Gericht abgewiesen.

Ein Bescheidungsurteil (§ 113 Abs. 5 S. 2 
VwGO) erlässt das Gericht hingegen insbe-
sondere dann, wenn die Behörde das ihr einge-
räumte Ermessen fehlerhaft ausgeübt hat. In 
dem Fall verpflichtet das Gericht die Behörde 
unter Beachtung der Rechtsauffassung des 
Gerichts über den Antrag des Klägers neu zu 
entscheiden.

Diese Differenzierung zeigt sich auch in der Ent-
scheidung des VG Münster. Mit seinem Haupt-
antrag drang der Verein nicht durch, da die 
Rechtsnorm, auf die er sein Begehren stützte, 
der Behörde Ermessen einräumte und kein Fall 
der Ermessensreduzierung auf Null vorlag. Der 
auf Vornahme gerichtete Hauptantrag enthält 
als „Minus“ allerdings regelmäßig einen Antrag 
auf Neubescheidung. Eben dieser war nach An-
sicht des VG Münster begründet, sodass die 
Stadt Münster verpflichtet wurde, den Antrag 
des Vereins unter Beachtung der Rechtsauffas-
sung des Gerichts neu zu bescheiden.

In materiell-rechtlicher Hinsicht befasst sich 
die Entscheidung mit der examensrelevanten 
Materie des Straßen- und Wegerechts und 
der dort beheimateten Abgrenzung zwischen 
Gemeingebrauch und Sondernutzung. Als An-
knüpfungspunkt dient § 22 Abs. 1 S. 1 StrWG. 
Die Vorschrift berechtigt die Behörde u.a. im 
Fall der Sondernutzung, erforderlichen Maß-
nahmen zur Beendigung der Benutzung an-
zuordnen. Sondernutzung ist die Benutzung 
einer öffentlichen Straße über den Gemein-
gebrauch hinaus. Sie erfordert eine Erlaubnis 
(§ 18 Abs. 1 S. 1 u. 2 StrWG NRW). Gemeinge-
brauch ist hingegen der Gebrauch der öffentli-
chen Straße im Rahmen der Widmung und der 
verkehrsrechtlichen Vorschriften (§ 14 Abs. 1 
StrWG NRW). 3

3 Verfasser:  Christian Lederer, Wiss. Mitar-
beiter bei HLB Schumacher Hallermann

Supervision:  Dr. Lennart Brüggemann, Rechts-
anwalt bei HLB Schumacher Hallermann.
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2 HLB SCHUMACHER 
HALLERMANN PRÄ-
SENTIERT: NEUES ZUM 
TIERSCHUTZ 
(VERWALTUNGSRECHT)

Hinweis vom HLB-Team: Tierschutzrechtliche 
Fälle erfreuen sich in der Examensprüfung wach-
sender Beliebtheit. Sie stellen den Prüfling vor 
ein weithin unbekanntes Gesetz (TierSchG), bie-
ten Raum die Rechtmäßigkeit von Verwaltungs-
maßnahmen (z.B. Tierhaltungs- und Betreuungs-
verbote) sowie die Rechtsschutzmöglichkeiten 
des Betroffenen zu prüfen, insb. den einstweili-
gen Rechtsschutz aus dem Verwaltungsrecht.

In dieser Entscheidung – getreu dem Motto 
„Eine Kuh macht muh, viele Kühe machen Mühe.“ 
– hat das Niedersächsische Oberverwaltungs-
gericht (NdsOVG) mit Beschluss v. 10.02.2022 
(11 ME 369/21) getroffen. Zugrunde liegt die Be-
schwerde eines Landkreises gegen einen Be-
schluss des VG Oldenburg (Beschl. v. 04.11.2021 
– 7 B 2932/21), in dem das Verwaltungsgericht 
(VG) auf Antrag eines Landwirts die aufschie-
bende Wirkung seiner Klage gegen eine vom 
Landkreis verfügte Auflösung des Rinderbestan-
des wiederhergestellt hat. Lehrreich ist der Be-
schluss des NdsOVG gerade wegen der vertief-
ten Auseinandersetzung mit dem TierSchG und 
seiner Systematik.

Und noch ein paar Hintergrundinformationen an 
die Hand: Der gesetzliche Tierschutz fällt nach 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG in die Zuständigkeit der 
konkurrierenden Gesetzgebung, wobei der Bund 
von seiner Kompetenz, ein entsprechendes Ge-
setz zu erlassen, nach Art. 72 Abs. 2 GG wegen 
des Bedürfnisses nach einer bundeseinheitli-
chen Regelung Gebrauch gemacht hat. Der zu-
nehmende europäische Integrationsprozess und 
darüber hinausgehende internationale Verpflich-
tungen bedingen jedoch, dass zum gesetzlichen 
Tierschutz verschiedene Regelungsebenen ge-
hören.

DIE HINTERGRÜNDE DER ENT-
SCHEIDUNG

Bereits im Jahr 2017 untersagte der zustän-
dige Landkreis dem Landwirt und späteren 
Kläger und Antragsteller unter Anordnung des 
Sofortvollzugs die Lieferung der in seinem 
Betrieb erzeugten Rohmilch als Lebensmittel 
und führte zur Begründung aus, dass in einer 
Milchprobe ein zu hoher Wert an Keimen fest-
gestellt worden sei. In der Folgezeit wurden 
im Rahmen von Kontrollen der Amtstierärz-
te immer wieder diverse tierschutzrechtliche 
Mängel festgestellt. Die Qualität der Rohmilch 
indes entsprach auch in den folgenden Jahren 
nicht den Anforderungen der Verordnung (EG) 
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Nr. 853/2004 hinsichtlich des Gehalts an so-
matischen Zellen.

Konsequenz der Auseinandersetzung war 
Ende 2020 eine Verfügung, mit welcher die 
Behörde gegenüber dem Landwirt verschie-
dene, sofort vollziehbare tierschutzrechtliche 
Maßnahmen anordnete (u.a. ausreichende 
Versorgung der Rinder mit Futter und Wasser, 
regelmäßige Säuberung der Liegeflächen, Vor-
lage eines schlüssigen Konzepts zur künfti-
gen Führung des Betriebs, die Hinzuziehung 
eines Tierarztes bei kranken und verletzten 
Tieren). Für den Fall der Nichtbefolgung wa-
ren Zwangsgelder angedroht. Bei einer im Ap-
ril 2021 durchgeführten Vor-Ort-Kontrolle des 
Betriebs wurden sodann durch die Amtstier-
ärzte weitere Verstöße gegen tierschutz- und 
tierseuchenrechtliche Bestimmungen festge-
stellt. Mit Anhörungsschreiben vom 3. Juni 
2021 führte der zuständige Landkreis aus, 
dass er beabsichtige, die Aufgabe der Rinder-
haltung anzuordnen. Zugleich wies er darauf 
hin, dass er ein Tierhaltungs- und Betreu-
ungsverbot für Nutztiere in Betracht ziehe. 
Eine Strafanzeige gegen den Landwirt wegen 
Verstößen gegen das Tierschutzgesetz folg-
te. Mit Schreiben vom 29. Juli 2021 hörte der 
Landkreis den Landwirt zum Erlass eines Tier-
haltungs- und Betreuungsverbots sowie zum 
Erlass eines Nutzungsverbots des Stalls an.

Mit dem streitgegenständlichen Bescheid 
vom 3. August 2021 ordnete der Landkreis so-
dann die Auflösung des Rinderbestands des 
Landwirts von 120 Rindern bis zum 31. Okto-
ber 2021 an, gestützt auf die Regelungen in 
§ 16 a Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 TierSchG. 
Weiter führte die handelnde Behörde aus, dass 
sie in dem Fall, dass der Landwirt dieser An-
ordnung nicht oder nicht vollständig nach-
komme, die Fortnahme und Veräußerung der 
Tiere veranlassen werde. Es wurde die sofor-
tige Vollziehung angeordnet. Ein Tierhaltungs- 
und Betreuungsverbot wurde dagegen nicht 
ausgesprochen.

DIE ENTSCHEIDUNG

Gegen diesen Bescheid erhob der Landwirt 
fristgemäß Klage vor dem VG Oldenburg 
und beantragte zugleich die Gewährung vor-
läufigen Rechtsschutzes gemäß § 80 Abs. 5 
S. 1 Alt. 2 VwGO. Der Antrag des Landwirts 
hatte Erfolg. Das VG stellte die aufschiebende 
Wirkung der Klage gegen den Bescheid des 
Landkreises v. 3. August 2021 wieder her.1 

Der Landkreis ließ die Angelegenheit aller-
dings nicht auf sich beruhen und legte gegen 
den Beschluss des Verwaltungsgerichts Be-
schwerde vor dem NdsOVG ein.

Auf die Beschwerde des Landkreises änder-
te das NdsOVG den Beschluss ab und lehn-
te den Antrag auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes ab. Zu Beginn stellte das 
Gericht den Prüfungsumfang klar, der in der 
Praxis nicht selten übersehen wird. Denn im 
Rahmen der Beschwerde ist das OVG gem. 
§ 146 Abs. 4 S. 6 VwGO lediglich auf die Über-
prüfung der im Beschwerdeverfahren darge-
legten Gründe beschränkt.

Betrachten wir zunächst – so auch das 
NdsOVG – den Tatbestand der Rechtsgrund-
lage für die Auflösungsanordnung etwas ge-
nauer: „Nach § 16 a Abs. 1 Satz 1 TierSchG 
trifft die zuständige Behörde die zur Beseiti-
gung festgestellter Verstöße und die zur Ver-
hütung künftiger Verstöße notwendigen An-
ordnungen. Insbesondere kann sie nach § 16 a 
Abs. 1 S. 2 Nr. 1 TierSchG im Einzelfall die zur 
Erfüllung der Anforderungen des § 2 TierSchG 
erforderlichen Maßnahmen anordnen.

§ 2 Nr. 1 TierSchG besagt wiederum, dass 
derjenige, der ein Tier hält, betreut oder zu 
betreuen hat, dieses seiner Art und seinen 
Bedürfnissen entsprechend angemessen er-

1 Fyi: Aufschiebende Wirkung bedeutet, die 
Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen 
hat, darf den Verwaltungsakt nicht vollzie-
hen, insbesondere keine Vollstreckungsmaß-
nahmen ergreifen.
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nähren, pflegen und verhaltensgerecht unter-
bringen muss“. Die auf der Grundlage von 
§ 2 a TierSchG ergangene Tierschutz-Nutztier-
haltungsverordnung konkretisiert letztere Vor-
gaben des § 2 TierSchG. Unter Verweis auf die 
Feststellungen in den Verwaltungsvorgängen 
kommt das NdsOVG zu dem Ergebnis, dass 
die Rinderhaltung im maßgeblichen Zeitpunkt 
des Erlasses des streitgegenständlichen Be-
scheides die vorgezeichneten normativen An-
forderungen nicht genügte.2

Sodann beschäftigt sich das NdsOVG mit 
den im Beschwerdeverfahren dargelegten 
Gründen, auf die die gerichtliche Prüfung – 
wie schon angemerkt – gemäß § 146 Abs. 4 
S. 6 VwGO beschränkt ist. Dabei erweisen 
sich die Einwände des Landwirts im Ergebnis 
als fruchtlos. So kann die pauschale Behaup-
tung des Landwirts, sich keinerlei Tierquälerei 
schuldig gemacht zu haben, die dokumentier-
ten amtsärztlichen Feststellungen von Ver-

2 NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 11 ME 369/21. 
Rn. 10, BeckRS 2022, 2125.

stößen gegen Vorgaben des TierschG und der 
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung nicht 
entkräften. Dabei weist das NdsOVG darauf 
hin, dass amtlichen Tierärzten eine vorrangige 
Beurteilungskompetenz zustehe, deren Fest-
stellungen zwar durch substantiierte fachliche 
Stellungnahmen anderer Amtstierärzte und 
Fachärzte in Frage gestellt werden können, nicht 
aber – wie hier – durch schlichtes Bestreiten.3 

 Lesenswert sind ferner die Ausführungen 
zum Einwand des Landwirts, dass der streit-
gegenständliche Bescheid auch deshalb 
rechtswidrig sei, weil es an Tatsachen fehle, 
die die Annahme rechtfertigten, dass er „wei-
terhin derartige Zuwiderhandlungen begehen 
wird“. Hierbei bezieht er sich auf die in § 16 a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 TierSchG normierten Vor-
aussetzungen zum Erlass eines Haltungs- und 
Betreuungsverbots. Das Gericht arbeitet hier 
juristisch präzise und verdeutlicht, dass „mit 
dem streitgegenständlichen Bescheid […] kein 
auf § 16 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 TierSchG gestütz-
tes Haltungs- und Betreuungsverbot, sondern 
[…] eine auf § 16 a Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 
Nr. 1 TierSchG gestützte tierschutzrechtliche 
Anordnung erlassen“ wurde. Eine Prognose 
ist demnach nicht erforderlich. Unabhängig 
davon, weist das NdsOVG darauf hin, „dass 
eine negative Prognose im Rahmen des § 16 a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 TierSchG in der Regel be-
reits dann gerechtfertigt ist, wenn es in der 
Vergangenheit – wie hier – zu einer Vielzahl 
von Verstößen gekommen ist“.4

Fehler im Auswahlermessen bezogen auf die 
Wahl des (verhältnismäßigen) Handlungs-
mittels aus § 16 a Abs. 1 S. 1 und S. 2 Nr. 1 
TierSchG sind weder vom Antragsteller vorge-
tragen noch für den Senat ersichtlich“.5

3 NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 11 ME 369/21. 
Rn. 12, BeckRS 2022, 2125.
4 Zum Ganzen NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 
11 ME 369/21. Rn. 13, BeckRS 2022, 2125.
5 NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 11 ME 369/21. 
Rn. 14, BeckRS 2022, 2125.
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Der Schwerpunkt der oberverwaltungsgericht-
lichen Würdigung lag in der Frage nach der Not-
wendigkeit eines vorherig oder zeitgleich erlas-
senen Tierhaltungs- und Betreuungsverbotes. 
Für dessen Notwendigkeit hatte sich das VG Ol-
denburg ausgesprochen und in der Folge den 
Bescheid als rechtswidrig angesehen. Zu einem 
anderen Ergebnis kam hingegen das NdsOVG.6 

 Das Gericht erinnert daran, dass Sinn und Zweck 
des § 16 a Abs. 1 S. 1 und S. 2 Nr.1 TierSchG 
ist, der Behörde die Anordnungsbefugnis zur 
Herbeiführung tierschutzrechtlich ordnungs-
gemäßer Zustände zur Verfügung zu stellen. 7 

Dabei sprächen der Wortlaut und der Sinn 
und Zweck der Vorschriften dafür, dass 
der Behörde „ein möglichst breites, den je-
weiligen Umständen eines jeden Einzel-
fall gerecht werdendes Auswahlermessen 
eingeräumt werden soll, welches ausschließ-
lich durch den Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit geleitet und beschränkt wird“.8 

Dem widerspräche es, der Behörde eine „Stu-
fenreihenfolge“ für ihr Handeln aufzuerlegen. 
Vielmehr ginge es darum, ein rasches und 
wirksames behördliches Eingreifen zu ermög-
lichen.9

Letztlich stellt das NdsOVG in seiner summa-
rischen Prüfung nach § 80 Abs. 5 VwGO (vgl. 
hierzu später „Dogmatische Vertiefung“-Teil) 
fest, dass davon auszugehen sei, dass sich 
der streitgegenständliche Bescheid des An-
tragsgegners […] als rechtmäßig erweise und 
daher dem öffentlichen Interesse am Vollzug 
der tierschutzrechtlichen Anordnungen ein 
höheres Gewicht beizumessen sei als dem pri-
vaten Interesse des Antragstellers an der Wie-

6 Ausführlich NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 
11 ME 369/21. Rn. 17 ff., BeckRS 2022, 2125.
7 NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 11 ME 369/21. 
Rn. 19, BeckRS 2022, 2125.
8 NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 11 ME 369/21. 
Rn. 19, BeckRS 2022, 2125.
9 NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 11 ME 369/21. 
Rn. 20, BeckRS 2022, 2125.

derherstellung der aufschiebenden Wirkung 
seiner dagegen erhobenen Klage.10

DOGMATISCHE VERTIEFUNG

Der einstweilige Rechtsschutz bereitet so 
manchen Studierenden in ihrer Prüfung Pro-
bleme. Am besten Abhilfe schafft man dem 
durch ein tiefergehendes Verständnis seiner 
Daseinsberechtigung. Wir erinnern uns:

Durch einen Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 
kann der Betroffene die aufschiebende Wir-
kung eines von ihm bereits eingelegten 
Rechtsbehelfes herbeiführen.

I. GRUNDSÄTZLICH AUFSCHIEBENDE 
WIRKUNG VON RECHTSBEHELFEN

Da klingelt etwas? Es ist richtig, grundsätzlich 
haben die Rechtsbehelfe Widerspruch und An-
fechtungsklage,  die der Betroffene gegen einen 
ihn belastenden Verwaltungsakt einlegt, eine 
aufschiebende Wirkung (vgl. § 80 Abs. 1 S. 1 
VwGO). Der Betroffene sichert sich den status 
quo und verhindert die Vollziehung durch die 
Behörde über den Zeitraum der Anhängigkeit 
des Rechtsbehelfs. Im Falle des Landwirts ist 
die Anfechtungsklage noch nicht entschieden. 
Warum also der Aufruhr?

II. WEGFALL DER AUFSCHIEBENDEN 
WIRKUNG

Handelt es sich um Verwaltungsakte, 
welche in den Anwendungsbereich des 
§ 80 Abs. 2  Nr. 1-3 VwGO (lesen!) fallen, kön-
nen die eingelegten Rechtsbehelfe schon 
von Gesetzes wegen keine aufschiebende 
Wirkung entfalten. Gerade im Fall des § 80 
Abs. 2 Nr. 3 VwGO heißt es für Euch, das jewei-
lige Bundes- oder Landesrecht genau zu studie-

10 NdsOVG, Beschl. v. 10.2.2022 – 11 ME 
369/21. Rn. 8, BeckRS 2022, 2125.
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ren und Hinweise im Sachverhalt aufzunehmen.

Im Falle des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO (jetzt 
aber wirklich: lesen!) kann die Behörde jeden 
von ihr erlassenen Verwaltungsakt für sofort 
vollziehbar erklären und damit durch behörd-
liche Anordnung den Rechtsbehelfen die auf-
schiebende Wirkung nehmen. Dies hat zur 
Konsequenz, dass der Betroffene jederzeit mit 
der Vollziehung des belastenden Verwaltungs-
aktes rechnen muss, auch wenn er Rechtsbe-
helfe gegen diesen Verwaltungsakt eingelegt 
hat. Letzteres liegt hier im Falle der Aufforde-
rung zur Auflösung des Rinderbestands vor. 
Der Landkreis ordnete neben seinem Primär-
anliegen auch den sofortigen Vollzug an. Der 
Anwendungsbereich des § 80 Abs. 5 S. 1 Alt. 2 
VwGO war eröffnet.

III. GERICHTLICHE ANORDNUNG DER 
AUFSCHIEBENDEN WIRKUNG

Um in diesen Fällen dem gesteigerten Rechts-
schutzinteresse des Adressaten an einer Ver-
hinderung einer eventuell drohenden unrecht-
mäßigen Vollstreckung Rechnung zu tragen, 
hat der Gesetzgeber mit § 80 Abs. 5 VwGO 
dem Betroffenen die Möglichkeit eröffnet, 
durch einen Antrag vor Gericht seine ein-
gelegten Rechtsbehelfe mit einer aufschie-
benden Wirkung „auszustatten“ und damit 
– zumindest vorläufig – eine drohende Voll-
ziehung abzuwenden. Wichtig ist dabei die 
Verwendung der korrekten Begriffe. In Fällen 
des § 80 Abs. 2 Nr. 1-3 VwGO wird die auf-
schiebende Wirkung vom Gericht angeordnet, 
in Fällen des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO wieder-
hergestellt. Oft wird dieser Differenzierung in 
Anträgen auf vorläufigen Rechtsschutz keine 
hinreichend Beachtung geschenkt. Das er-
kennende Gericht legt das Antragsbegehren 
dann dem verfolgten Ziel nach entsprechend 
aus. So viel zu den Grundlagen. Beschäfti-
gen wir uns aufgrund der Examensrelevanz 
nun etwas näher mit der Begründetheit des 

Antrags auf Wiederherstellung der aufschie-
benden Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 S. 1 Alt. 
2 VwGO.

Die VwGO selbst gibt keinen exakten Ent-
scheidungsmaßstab für die Frage vor, wann 
ein Antrag nach § 80 Abs. 5 S. 1 Alt. 2, 
Abs. 2 Nr. 4 VwGO begründet ist. Üblich ist 
es, den Antrag als begründet zu erachten,

• wenn entweder die Anordnung der soforti-
gen Vollziehbarkeit nicht den Anforderun-
gen des § 80 Abs. 3 VwGO entspricht oder

• wenn sich bei Abwägung der beteiligten 
Interessen ergibt, dass das Interesse des 
Antragstellers am einstweiligen Nichtvoll-
zug (Suspendierungsinteresse) jenes der 
Allgemeinheit an der sofortigen Vollzie-
hung (Vollzugsinteresse) überwiegt. 

Hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der Anord-
nung der sofortigen Vollziehbarkeit sind Zu-
ständigkeit, Verfahren und Form zu prüfen. 
Zuständig ist gemäß § 80 Abs. 3 S. 1 VwGO 
die Ausgangs- oder Widerspruchsbehörde. 
Hinsichtlich des Verfahrens ist streitig, ob vor 
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dem Erlass der Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung eine Anhörung zu erfolgen hat. Nach 
herrschender Meinung ist dies nicht nötig, 
da die Anordnung der sofortigen Vollziehung 
selbst kein Verwaltungsakt ist und damit  
§ 28 VwVfG nicht einschlägig ist. Genaueres 
Augenmerk ist auf die Form zu legen, da § 80 
Abs. 3 S. 1 VwGO verlangt, dass das beson-
dere Interesse an der sofortigen Vollziehung 
des Verwaltungsakts schriftlich zu begründen 
ist. Formelhafte Begründungen reichen dabei 
nicht aus.

Den Kern der Prüfung bildet im Regelfall die 
Frage, ob das Interesse des Antragstellers am 
einstweiligen Nichtvollzug der belastenden 
Maßnahme das Interesse der Allgemeinheit 
an der sofortigen Vollziehung überwiegt. Ein 
solches überwiegendes Individualinteresse 
ist anzunehmen, wenn sich nach summari-
scher Prüfung ergibt, dass der angefochtene 
Verwaltungsakt offensichtlich rechtswidrig 
ist und der Antragsteller in seinen Rechten 
verletzt ist. Damit ist der Weg für die klassi-
sche Prüfung der Rechtmäßigkeit eines Ver-
waltungsaktes geebnet (Rechtsgrundlage, 
Formelle und Materielle Rechtmäßigkeit). Ist 
der angefochtene Verwaltungsakt dagegen 
offensichtlich rechtmäßig, ist nach streiti-
ger Auffassung zusätzlich zu prüfen, ob ein 
überwiegendes Vollzugsinteresse vorliegt.11 
Kann die Frage der Rechtmäßigkeit des Ver-
waltungshandelns nicht eindeutig beantwor-
tet werden, liegen aber ernstliche Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit vor, soll die Behörde ana-
log § 80 Abs. 4 S. 3 VwGO weniger schutz-
bedürftig sein und dem Individualinteresse 
im Wesentlichen der Vorrang gebühren.12 
Ist eine Feststellung ernstlicher Zweifel nicht 
möglich, sollen neben den Erfolgsaussichten in 
der Hauptsache weitere Faktoren (z.B. Gewicht 

11 Näher dazu Gersdorf, in: BeckOK VwGO, 60. 
Edition, Stand: 01.07.2021, § 80 Rn. 188.
12 Gersdorf, in: BeckOK VwGO, 60. Edition, 
Stand: 01.07.2021, § 80 Rn. 189.

betroffener Rechtsgüter, Schwere der Beein-
trächtigung, Drohen irreversibler Folgen bei Ab-
weichung von der Hauptsacheentscheidung).13

Exkurs: Vorläufiger Rechtsschutz ist eilig. 
Der Zeitfaktor spielt insofern für den Rechts-
schutzsuchenden, aber auch für das erken-
nende Gericht eine bedeutsame Rolle. Um 
den begehrten Rechtsschutz des Betroffenen 
nicht zu beschneiden, kann regelmäßig keine 
vertiefte, sondern nur eine summarische Prü-
fung der Sach- und Rechtslage erfolgen.14 Da-
bei kann die Entscheidung insbesondere auf 
die von den Beteiligten vorgelegten oder in 
angemessener Zeit erreichbaren Beweismittel 
sowie auf glaubhaft gemachte Tatsachen und 
überwiegende Wahrscheinlichkeiten gestützt 
werden.15 Drohen dem Rechtsschutzsuchen-
den im Fall der Vollziehung besonders gewich-
tige Nachteile, die nur schwierig oder gar nicht 
rückgängig gemacht werden könnten, kann 
sich das Gericht nicht auf eine summarische 
Prüfung zurückziehen, sondern muss die Sach- 
und Rechtslage besonders intensiv prüfen.16 
Besteht dazu keine Möglichkeit, hat es eine 
Folgenabwägung vorzunehmen, welche die 
verfassungsrechtlich geschützten Belange 
ausreichend zur Geltung bringt.17

Im Examen sollte man sich die Besonderhei-
ten des vorläufigen Rechtsschutzes bewusst 
sein und dies auch unter Hinweis auf die sum-
marische Prüfung deutlich machen. Gleich-

13 Gersdorf, in: BeckOK VwGO, 60. Edition, 
Stand: 01.07.2021, § 80 Rn. 190.
14 Gersdorf, in: BeckOK VwGO, 60. Edition, 
Stand: 01.07.2021, § 80 Rn. 176.
15 Puttler, in: Sodann/Ziekow, VwGO, 5. Aufl. 
2018, § 80 Rn. 136 mwN.
16 Etwa BVerfG, Beschl. v. 22.11.2002 – 1 BvR 
1586/02, NJW 2002, 1236, 1237. Näher Puttler, 
in: Sodann/Ziekow, VwGO, 5. Aufl. 2018, § 80 
Rn. 136 mwN
17 BVerfG, Beschl. v. 22.11.2002 – 1 BvR 
1586/02, NJW 2002, 1236, 1237.
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wohl wird eine intensive Auseinandersetzung 
und vollständige Prüfung der Rechtsfragen 
erwartet. Eine wirkliche Abwägung zwischen 
Suspendierungs- und Vollzugsinteresse fin-
det daher nur statt, wenn sich im Eilverfah-
ren ein zwischen Behörde und Antragsteller 
streitiger Sachverhalt nicht vollständig er-
mitteln lässt und damit die Erfolgsaussich-
ten der Hauptsache nicht vorhersehbar sind. 
Beispiel: Eine Behörde erlässt eine Abbruch-
anordnung gem. § 179 BauGB und gibt in der 
Begründung an, das Haus sei nicht stand-
sicher. Der Eigentümer widerspricht und will 
dies mit einem Sachverständigengutachten 
untermauern. Es hängt von dem tatsächlichen 
Umstand der Standsicherheit des Gebäudes 
die Rechtmäßigkeit der Abbruchverfügung 
ab, ohne dass diese Frage im Verfahren nach 
§ 80 Abs. 5 VwGO vollständig geklärt wer-
den könnte. Vgl. auch den Presseflug-Fall18 
und den Baumfällig-Fall19 zum Prüfungsmaß-
stab im Rahmen des § 123 VwGO.

Es ist ratsam, sich diese systematische Her-
angehensweise an den § 80 Abs. 5 VwGO gut 
einzuprägen. Er ist nicht nur das schärfste 

18 BVerwG, Urt. v. 03.12.1974 – I C 30/71, aufbe-
reitet: https://www.saarheim.de/Faelle/pres-
seflug-fall.htm.
19 Lesenswert, auch als Podcast verfügbar: 
https://www.saarheim.de/Faelle/baumfaellig-
loesung.htm.

Schwert des Bürgers gegen drohende Voll-
zugsmaßnahmen, sondern auch im Examen 
beliebte Prüfungsmaterie, gerade in der münd-
lichen Prüfung, die eben dieses Systemver-
ständnis von Prüflingen dargelegt haben 
möchte.

An dieser Stelle sei noch auf die Fußnote 2 die-
ses Beitrages verwiesen; der EilRechtsschutz 
ist freilich nicht auf den § 80 Abs. 5 VwGO 
beschränkt, vielmehr bietet das Gesetz 
für verschiedene Anwendungsbedürfnis-
se verschiedene gesetzliche Lösungen.20 
 

20 Verfasser:  Christian Lederer, Wiss. Mitar-
beiter bei HLB Schumacher Hallermann

Supervision:  Dr. Lennart Brüggemann, Rechts-
anwalt bei HLB Schumacher Hallermann.
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3 HLB SCHUMACHER 
HALLERMANN PRÄ-
SENTIERT: NEUES ZU 
DEN SOG. RETTERFÄL-
LEN (STRAFRECHT)

Hinweis vom HLB-Team: Das Strafrecht nimmt im 
Studium der Rechtswissenschaften und in den 
späteren Examen eine ganz besondere Stellung 
ein: Kaum ein Fach polarisiert mehr. Verliert sich 
manch einer in den spannenden und plastischen 
Lebenssachverhalten, verzweifelt manch ande-
rer an den schier endlosen Details eines im Grun-
de unstreitigen Meinungsstreits. Doch in den bei-
den Staatsexamen gilt es nun einmal eine bzw. 
zwei Klausuren zu lösen – und das unter Zeitnot. 
Keine Frage, da lohnt sich ein vertiefender Blick 
auf das Geschehen in der Rechtsprechung. Ge-
nauer gesagt auf die Entscheidungen der sechs 
Strafsenate des Bundesgerichtshofs (BGH). 

In diesem Fall geht es nun um die Rechtspre-
chung des BGH zu den sog. Retterfälle (Feuer-
wehr, Polizei etc.) und um die die spannende Frage 
der Erfolgszurechnung bei bewusster Selbstge-
fährdung von Rettungspersonen im Rahmen der 
§§ 222, 229 StGB (Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 
19/20).

DIE HINTERGRÜNDE DER 
ENTSCHEIDUNG

Im Herbst 2016 erfolgten auf dem Werksge-
lände Ludwigshafen der BASF SE Routinere-
paraturarbeiten an einer Rohrleitung. Letztere 
dienen dem Transport von Fluiden (Gase, Flüs-
sigkeiten) oder rohrtauglichen Feststoffen so-
wie der Übertragung von Energie. Vier Tage 
lang waren fachkundige Mitarbeiter eines auf 
Rohrleitungsbau spezialisierten Subunterneh-
mens am 17. Oktober 2016 bereits in dem rund 
20 Meter breiten Rohrgraben mit Arbeiten an 
den Rohrleitungen beschäftigt. Die Arbeiter 
sollten im Auftrag der BASF bei einer „Pro-
pylen flüssig 95%“-Leitung ein Element zum 
Spannungsausgleich („Dehnungsbogen“) aus-
bauen und ersetzen. 

Menschliches Versagen führte am Unfalltag 
um 11:26 Uhr zu einem katastrophalen Verlauf, 
der in einem Inferno gipfelte. Der Angeklagte 
schnitt mit einem Trennschleifer eine falsche, 
nicht entleerte Rohrleitungstrasse 20 Zenti-
meter rechts neben dem zu sanierenden Rohr 
an. Der rund 15 Zentimeter lange Schnitt in die 
acht Millimeter dicke Leitung war nach den 
späteren landgerichtlichen Feststellungen ein 
so exakt getätigter Schnitt, dass ein Versehen 
ausgeschlossen werden konnte. In dem Rohr 
floss ein brennbares Butene-Gemisch, das we-
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nig später (vermutlich durch Funken) entzün-
det wurde.

Vergebens kämpften die Arbeiter mit Handlö-
schern gegen die Flammen. Als die nach drei 
Minuten dazu geeilten Feuerwehrmänner der 
Werksfeuerwehr gerade einen Wasserwerfer 
aufbauten, um die anderen Rohre zu kühlen, 
kam es zur Explosion. Fünf Menschen, darun-
ter vier Feuerwehrmänner der Werkfeuerwehr 
und ein Matrose eines Tankschiffs im Betriebs-
hafen, starben in der Folge der Explosion. Es 
gab 44 Verletzte. Insgesamt entstand ein Sach-
schaden in Höhe von rund 100 Millionen Euro.

DIE ENTSCHEIDUNG

Das Landgericht Frankenthal verurteilte den 
Angeklagten („A“) im Jahr 2019 wegen tatein-
heitlicher fahrlässiger Tötung und fahrlässiger 
Körperverletzung zu einer Bewährungsstra-
fe von einem Jahr (Urt. v. 27.08.2019 - 3 KLs 
5122). Dem Gericht zufolge hatte A Schweiß-
arbeiten an einer stillgelegten Rohrleitung 
vorzunehmen und setzte seinen Trennschlei-
fer versehentlich an einer benachbarten gas-
führenden Leitung an. Infolgedessen kam es 
zu einer Explosion mit Toten (u.a. eingesetzte 
Feuerwehrmänner der Werkfeuerwehr) und 
Verletzten. Gegen das Urteil legte A durch sei-
nen Verteidiger Revision ein.

Der BGH hat die Revision des A mit Beschluss 
v. 05.05.2021 - Az. 4 StR 19/20 – verworfen 
und das Delikt der fahrlässigen Tötung (§ 222 
StGB) lehrreich geprüft.

Rufen wir uns den Aufbau eines fahrlässigen 
Erfolgsdelikts einmal in Erinnerung (genau-
eres im dogmatischen Teil):

1. TATBESTANDSMÄSSIGKEIT

„Fahrlässig handelt, wer eine objektive Pflicht-
widrigkeit begeht, sofern er diese nach seinen 
subjektiven Kenntnissen und Fähigkeiten ver-

meiden konnte, und wenn gerade die Pflichtwid-
rigkeit objektiv und subjektiv vorhersehbar den 
Erfolg herbeigeführt hat“.1 

A. OBJEKTIVE SORGFALTSPFLICHTVER-
LETZUNG

Dem BGH nach habe A objektiv seine Sorg-
faltspflicht verletzt, indem er versehentlich 
den Trennschleifer an der gasführenden Lei-
tung ansetzte, obgleich es ihm möglich und 
er dazu verpflichtet war, das zu bearbeitende 
Rohr insbesondere anhand der Markierungen 
zu identifizieren.  Der Schnitt in die Gasleitung 
für den Eintritt des Todeserfolges und der Ver-
letzungen der Geschädigten sei kausal.2 

B. OBJEKTIVE VORHERSEHBARKEIT 
DES ERFOLGES

Die Folgen des Handelns waren nach allge-
meiner Lebenserfahrung auch (objektiv) vor-
hersehbar. Maßgeblich sind dabei die Kennt-
nisse des betreffenden Verkehrskreises.3  
Sowohl das Landgericht Frankenthal als auch 
der BGH haben die objektive Vorhersehbarkeit 
nicht näher angesprochen, sondern schon an 
dieser Stelle die subjektive Vorhersehbarkeit 
des A geprüft und bejaht.4 Nach dem zwei-
stufigen Fahrlässigkeitsaufbau wäre diese 
Prüfung in der Schuld zu verorten.5 Unzweifel-

1 BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 11.
2 BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 14 ff.
3  Kindhäuser/Hilgendorf, StGB, 9. Aufl. 2022, 
Rn. 52.
4 Vgl. BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 19; LG Frankenthal, Urt. v. 
27.08.2019 - 3 KLs 5122 Js 36045/16, Rn. 180 
ff., BeckRS 2019, 34451.
5  Kindhäuser/Hilgendorf, StGB, 9. Aufl. 2022, 
Rn. 78.
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haft hätte ein gewissenhafter und einsichtiger 
Angehöriger eines auf den Rohrleitungsbau 
spezialisierten Unternehmens allerdings er-
kannt, dass eine Verletzung der Sorgfalt bei 
Rohrleitungsarbeiten in einem Chemiebetrieb 
zu einer Explosion mit tödlichen Folgen führen 
kann. 

C. OBJEKTIVE ZURECHENBARKEIT DES 
ERFOLGES

Für die Zurechenbarkeit des Erfolges bedarf 
es neben der Vorhersehbarkeit des Erfolges 
eines Schutzzweck- & Pflichtwidrigkeitszu-
sammenhangs.

 „Maßgebliches Kriterium […] ist neben der objek-
tiven Vorhersehbarkeit des Erfolgs das Vorliegen 
des Schutzzweck- und des Pflichtwidrigkeits-
zusammenhangs. Eine Zurechnung des Erfolgs 
ist nur möglich, wenn sich gerade die durch die 
mangelnde Sorgfalt des Täters gesetzte Gefahr 
im eingetretenen Erfolg realisiert hat und der Er-
folg in den Schutzbereich der Norm fällt. Ferner 
werden Erfolge nur dann zugerechnet, wenn sie 
im Falle eines pflichtgemäßen Verhaltens des Tä-
ters nicht eingetreten wären“.6

6 BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 21.

Der Pflichtwidrigkeitszusammenhang ist im-
mer dann zu bejahen, wenn der Erfolg für den 
Täter vermeidbar war. Dies richtet sich wiede-
rum insb. nach dem Schutzzweck der Norm.

AA. SCHUTZZWECKZUSAMMENHANG 
DER VERLETZTEN NORM / VERKEHRS-
SITTE

„Der Schutzzweck der den A treffenden Pflichten 
umfasste den Erfolg, denn die bei den Arbeiten 
an Rohrleitungen zu beachtende Aufmerksam-
keit diente gerade dazu, Leib und Leben von Per-
sonen auf dem Werksgelände zu schützen“.7

BB. PFLICHTWIDRIGKEITSZUSAMMEN-
HANG

„Bei pflichtgemäßem Handeln wären der Unfall 
und damit die Folgen mit Sicherheit verhindert 
worden“.8

CC. BEWUSSTE SELBSTGEFÄHRDUNG / 
PFLICHTVERLETZUNG DRITTER

Problematisch und damit eingehender zu 
prüfen war die Frage, ob die Zurechnung der 
Tötungs- und Verletzungserfolge ggf. nach 
den Grundsätzen der sog. bewussten Selbst-
gefährdung entfällt.9 Hier lag der Prüfungs-
schwerpunkt des IV. Strafsenats. Muss der 
Verursacher einer Gefahrenquelle für den bei 
der Gefahrbekämpfung eingetretenen Tod 
oder für dabei erlittene Körperverletzungen 
von Berufsrettern strafrechtlich einstehen?

Hierzu hält der BGH fest: Die Zurechnung ent-

7  BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 22.
8  BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 22.
9  BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 23 ff.
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fällt nicht aufgrund einer bewussten Selbstge-
fährdung. „Nach den Grundsätzen der bewussten 
Selbstgefährdung ist […] ein Verletzungserfolg, 
insbesondere auch der Tod eines Menschen, ei-
nem Dritten, der dafür eine Ursache gesetzt hat, 
möglicherweise dann nicht zuzurechnen, wenn 
der Erfolg die Folge einer bewussten, eigenver-
antwortlich gewollten und verwirklichten Selbst-
gefährdung ist und sich die Mitwirkung des Drit-
ten in einer bloßen Veranlassung oder Förderung 
des Selbstgefährdungsaktes erschöpft hat“.10  
Jedoch ist dieser Grundsatz nach der Rspr. 
des BGH in solchen Fällen einzuschränken, 
in denen sich das Opfer durch eine vom Täter 
geschaffene Gefahrenlage verpflichtet fühlt, 
rettend in das Geschehen einzugreifen und 
sich dabei selbst schädigt. „Dies gilt, wenn der 
Täter durch seine deliktische Handlung die nahe-
liegende Möglichkeit einer bewussten Selbstge-
fährdung dadurch schafft, dass er ohne Mitwir-
kung und ohne Einverständnis des Opfers eine 
erhebliche Gefahr für ein Rechtsgut des Opfers 
oder ihm nahestehender Personen begründet 
und damit für dieses ein einsichtiges Motiv für 
gefährliche Rettungsmaßnahmen schafft“.11

„FREIWILLIGER BERUFSRETTER ≈ BERUFSMÄ-
ßIGER RETTER“

„Dieser für die Konstellation eines freiwillig ein-
greifenden Dritten entwickelten Rechtsgrund-
satz ist auf die Zurechnung der Schäden solcher 
Personen übertragbar, die rechtlich aufgrund von 
Berufspflichten zum Eingreifen in Gefahrenlagen 
verpflichtet sind und sich in Erfüllung dieser 
Rechtspflicht selbst gefährden. Deren Tod oder 
Verletzung ist grundsätzlich demjenigen zuzu-
rechnen, der die Gefahrenlage geschaffen hat“.12 
Anstelle des einsichtigen Motivs des freiwilli-
gen Retters trete beim berufsmäßigen Retter 
10  BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 24.
11  BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 25.
12  BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 26.

seine Rechtspflicht zum Einschreiten, welche 
die Eigenverantwortlichkeit der Entscheidung 
des Retters weiter einschränke. Hinzu käme, 
dass solche Retter aufgrund ihrer Fachkom-
petenz und des damit verbundenen geringe-
ren Verletzungsrisikos höhere Risiken infolge 
gefährlicher Rettungsmaßnahmen eingehen 
müssten. Da dem Täter auch eine erfolgrei-
che Rettungshandlung zugutekäme, ist es 
nur konsequent, ihm auch Gefahren bei einem 
missglückten Rettungsversuch zuzurechnen 
und den pflichtigen Retter in den Schutzbe-
reich der Strafvorschriften miteinzubezie-
hen. Zudem könnte keine eigenverantwortli-
che Selbstgefährdung angenommen werden, 
wenn den betroffenen Rettern die volle Kennt-
nis des Risikos fehle. Jene müssten sich we-
der das Wissen noch die Sorgfaltspflichtver-
letzungen anderer am Einsatz oder an dessen 
Vorbereitung beteiligter Personen zurechnen 
lassen.13

2. SCHULD

Keine Zweifel hatte der Senat daran, dass der 
tatbestandmäßige Erfolgseintritt auch für den 
A persönlich vorhersehbar war (subjektive Vor-
hersehbarkeit). Prägnant stellte er fest, dass 
„der langjährig auf dem Werksgelände tätige 
und mit dem Gefahrenpotenzial der Anlagen 
vertraute Angekl. vorhersehen [konnte], dass 
seine Sorgfaltspflichtverletzung zu einer Ex-
plosion führen würde und dadurch Menschen 
im Gefahrenbereich getötet und verletzt wür-
den.14  Ausführlichere Feststellungen finden 
sich im Urteil des LG Frankenthal.15

13  BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 27.
14  BGH, Beschl. v. 05.05.2021 – 4 StR 19/20, 
NJW 2021, 3340 Rn. 19.
15  LG Frankenthal, Urt. v. 27.08.2019 - 3 KLs 
5122 Js 36045/16, Rn. 184, BeckRS 2019, 
34451.
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DOGMATISCHE VERTIEFUNG

Das strafrechtliche Fahrlässigkeitsdelikt 
nimmt in der juristischen Ausbildung eine 
Schlüsselposition ein. Zur Verortung und 
Schwerpunktsetzung der Prüfung des fahr-
lässigen Begehungsdelikts in der juristischen 
Klausur folgen nun einige Erläuterungen, in-
klusive für die mündliche Prüfung relevanter 
Exkurse, fyi.

Wir erinnern uns: Gem. § 15 StGB ist nur vor-
sätzliches Handeln strafbar, wenn nicht das 
Gesetz fahrlässiges Handeln ausdrücklich mit 

VORSATZ UND FAHRLÄSSIGKEIT 
IM DEUTSCHEN STRAFRECHT
a) Unbewusste Fahrlässigkeit

b) Einfache (bzw. leichte und bewusste)  
 Fahrlässigkeit

c) Grobe (und bewusste) Fahrlässigkeit

d) Bedingter Vorsatz, etwa "bewusstes 
 Inkaufnehmen" von etwaigen Folgen der 
 Handluung auch in Fällen der Hoffnung, 
 sie würden irgendwie keineswegs 
 wirklich eintreten.

e) Unbedingter Vorsatz, etwa "Wissen und  
 Wollen der Tat".

f) Absicht, eine Art gesteigertes Wollen der  
 Tat, aus bestimmten Strebungen oder 
 Motivationen heraus. Oft findet sich eine  
 rechtliche Kombination aus Vorsatz und  
 weitergehender Absicht, wie in § 242  
 StGB oder in § 263 StGB. Oder die "Ab 
 sicht" bzw. das "Wissen" begründen 
 einen höheren Strafrahmen (Beispiel 
 § 226 Absatz 2 StGB).

f) Bei den Tötungsdelikten wirken neben  
 besonderen Begehungsformen der Tat  
 auch bestimmte Absichten bzw. Motive  
 mordqualifizierend.

Doch wo ist die Fahrlässigkeitsprüfung nun im 
klassischen strafrechtlichen Aufbau zu veror-
ten und welche Punkte gilt es zu besprechen?

Grundlegend hat anders als beim vorsätzli-
chen Begehungsdelikt eine Aufspaltung der 
Prüfung des jeweils objektiven und subjekti-
ven Fahrlässigkeitsvorwurfs zu erfolgen. Die 
subjektive Fahrlässigkeit ist erst im weiteren 
Verlauf unter dem Prüfungspunkt „Schuld“ zu 
untersuchen, da die subjektive Vorwerfbarkeit 
des Erfolges eine wesentliche Besonderheit 
der fahrlässigen Straftat kennzeichnet.

Offensichtlich entfällt bei der Prüfung der Tat-
bestandsmäßigkeit also der subjektive Tatbe-
stand. Die subjektive Missachtung von Sorg-

Strafe bedroht. Eine Strafbarkeit wegen fahr-
lässigen Handelns prüfen wir daher nur, wenn 
ein entsprechender Straftatbestand existiert. 

Wer sich indes über einen Umstand, der zum 
objektiven Tatbestand gehört, irrt, handelt 
zwar nicht vorsätzlich (§ 16 I 1 StGB). Er kann 
sich aber wegen eines Fahrlässigkeitsdelikts 
strafbar machen. Dies stellt § 16 I 2 StGB klar.

Der Übergang von fahrlässigem zu vorsätz-
lichem Handeln ist stets graduell. Im Folgen-
den sind die einzelnen Stadien übersichtlich 
gelistet.
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faltsnormen wird als persönlicher Vorwurf 
verstanden, der eben im Kontext der Schuld 
geprüft werden muss. Es folgt ein einprägsa-
mes Schema, inklusive einiger Tipps:

I. TATBESTANDSMÄSSIGKEIT

1. EINTRITT DES TATBESTANDLICHEN 
ERFOLGES

2. FÜR DEN ERFOLGSEINTRITT KAUSA-
LE HANDLUNG DES TÄTERS

3. OBJEKTIVE SORGFALTSPFLICHTVER-
LETZUNG

Objektiv sorgfaltswidrig handelt, wer die im 
Verkehr aus ex-ante-Sicht eines besonnenen 
und gewissenhaften Menschen in der kon-
kreten Lage erforderliche Sorgfalt außeracht-
lässt. Art und Maß der anzuwendenden Sorg-
falt bestimmen sich nach den Anforderungen, 
die bei objektiver Betrachtung der Gefahrenla-
ge ex-ante an einen besonnen und gewissen-
haften Menschen in der konkreten Lage und 
sozialen Rolle des Handelnden zu stellen sind.

4. OBJEKTIVE VORHERSEHBARKEIT DES 
ERFOLGES

Erfolg und Kausalverlauf müssen für einen 
durchschnittlichen Angehörigen des jeweili-
gen Verkehrskreises vorhersehbar sein.

5. OBJEKTIVE ZURECHNUNG DES ER-
FOLGES („PFLICHTWIDRIGKEITSZU-
SAMMENHANG“)

A. SCHUTZZWECK DER VERLETZTEN 
NORM / VERKEHRSSITTE

Wollen die §§ 222, 229 StGB gerade „Leib und 
Leben von Personen auf dem Werksgelände 
schützen“? Hierzu zwei weitere Fälle zur Ver-
deutlichung:

Fall 1: Ein Kraftfahrer überfährt mit erhöhtem 
Tempo leichtsinnig eine rote Ampel an einer 
Kreuzung, ohne dass etwas passiert. Einen Kilo-
meter weiter verletzt er jedoch trotz inzwischen 
korrekter Fahrweise ein Kind, das plötzlich auf 
die Straße vor den Pkw läuft.

Bei der Bearbeitung dieses Falles liegt nahe, 
dass die Überschreitung der Geschwindigkeit 
und das Überfahren der roten Ampel kausal für 
den Erfolgseintritt (das Verletzen des Kindes) 
ist, da der Autofahrer, hätte er sein Tempo ge-
drosselt bzw. wäre er bei Rot an der Ampel ste-
hen geblieben, später am Unfallort angekom-
men wäre und das Kind mit Sicherheit nicht 
angefahren hätte. Allerdings ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass die Sorg-
faltsnorm zur Einhaltung der Ampelphasen die 
Verkehrskreuzung schützt und nicht der Ver-
meidung von späteren Folgen dient. Im Erfolg 
(Verletzung des Kindes), haben sich also nicht 
die der Normverletzung anhaftenden Risiken 
verwirklicht. Der Fahrer unterliegt in diesem 
Fall nicht dem Schutzbereich der verletzten 
Norm. Außerdem hat die Geschwindigkeits-
begrenzung nicht den Inhalt, die Ankunft des 
Pkws an einem anderen Ort zu verzögern.16

Fall 2: Ein Pkw-Fahrer fährt mit 1,2 Promille Blut-
alkohol und ohne Führerschein mit erlaubten 100 
km/h auf der Landstraße und überholt einen Mo-
fa-Fahrer, der plötzlich und verkehrswidrig nach 
links abbiegen will. Der Mofa-Fahrer wird vom 
Pkw-Fahrer erfasst und verunglückt tödlich. Ein 
Sachverständigengutachten ergibt, dass der Un-
fall auch für einen nüchternen Fahrer mit Fahr-
erlaubnis unvermeidbar gewesen wäre. Jedoch 
wäre der Unfall vermeidbar gewesen, wenn der 
Pkw-Fahrer mit einer seiner Reaktionsfähigkeit 
angepassten Geschwindigkeit von 60 km/h ge-
fahren wäre.

Im zweiten Beispiel werden vom Pkw-Fahrer 
zwei Normen verletzt: das Fahren im Zustand 
der Fahruntüchtigkeit (§ 316 StGB) und das 

16  Küper, in: FS Lackner, 1987, 251; Kretschmer, 
Jura 2000, 267, 275.
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Fahren ohne Führerschein (§ 21 I Nr. 1 StVG). 
Hätte sich der Fahrer nicht rechtswidrig ins 
Auto gesetzt, um mit diesem zu fahren, hätte 
er den Unfall vermeiden können. Hier verhält 
es sich ähnlich wie im obigen Fall: Der Schutz-
zweck der Normen liegt darin, die Gefahren, 
die mit alkoholisiertem Fahren oder aufgrund 
mangelnden Fahrkönnens zusammenhängen, 
zu vermeiden. Der Schutzbereich gilt jedoch 
nicht für etwaige Unfälle, die durch ordnungs-
gemäßes Fahren entstehen.

Anders werden diese Fälle von der Rspr. be-
handelt. Sie stellt darauf ab, wie schnell ein 
Fahrer mit herabgesetzter Reaktionsfähigkeit 
noch hätte fahren können, um bei auftreten-
den Gefahren noch ausreichend reagieren zu 
können. Sie bejaht eine Strafbarkeit daher in 
Fällen, bei denen bei reduzierter Geschwindig-
keit der Unfall hätte vermieden werden kön-
nen.17

Die Rspr. des BGH wird von der überwiegen-
den Meinung in der Literatur abgelehnt, da sie 
dem betrunkenen Fahrer nicht mehr Pflichten 
auferlegen will als einem nüchternen Fahrer. 
Sie sieht das langsamere Fahren im Zustand 
der Fahruntüchtigkeit auch als rechtswidriges 
Verhalten an und möchte es nicht als Ersatz 
für das Fahren im Zustand der Fahruntüch-
tigkeit mit erlaubter Geschwindigkeit stellen. 
Denn Vergleichsmaßstab ist nach dieser Mei-
nung nur ein nüchterner Fahrer in derselben 
Situation. Demnach würde eine Strafbarkeit 
der Literatur nach zu folgen entfallen.18

17  BGH, Beschl. v. 26.11.1970 - 4 StR 26/70, 
BGHSt 24, 31, 35 ff.
18  Rengier, Strafrecht AT, 13. Aufl. 2021, § 52, 
Rn. 41; Kühl, Strafrecht AT, 8. Aufl. 2017, § 17, 
Rn. 63.

B. RECHTMÄSSIGES (PFLICHTGEMÄ-
SSES) ALTERNATIVVERHALTEN

Exkurs: Es kann angebracht sein, einen Ver-
gleich mit dem rechtmäßigen Alternativver-
halten herzustellen. Sofern der Autofahrer A 
mit dem Radfahrer B kollidiert, müsste man 
eine alternative Handlung parat haben.  Wäre 
der Unfall bei Einhaltung des notwendigen 
Seitenabstandes ausgeblieben? Allerdings 
ist es umstritten, wie es mit den jeweiligen 
Wahrscheinlichkeiten beschaffen sein muss. 
Nach der sog. Risikoerhöhungslehre würde 

es bereits ausreichen, wenn durch die Vor-
nahme des rechtlich gebotenen Verhaltens 
die Wahrscheinlichkeit des Erfolgseintritts ge-
sunken wäre. Dies ist aber nicht überzeugend 
und widerspricht dem in dubio pro reo-Grund-
satz. Zudem würden somit Verletzungsdelikte 
in Gefährdungsdelikte umgewandelt werden, 
da bereits das Vorliegen eines gefährlichen 
Verhaltens für die Strafbarkeit genügen wür-
de. Dem Täter muss also der kausale Zurech-
nungszusammenhang positiv nachgewiesen 
werden. Der Täter kann sich mithin auf einen 
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hypothetischen Kausalverlauf berufen, sofern 
derselbe Erfolg auch bei Einhaltung der gebo-
tenen Sorgfalt eingetreten wäre. Folglich ist 
es von fundamentaler Bedeutung, dass dem 
Täter das Ausbleiben des tatbestandlichen Er-
folges bei Beachtung der Sorgfaltspflicht mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
nachgewiesen werden kann. Der gleiche Streit 
liegt übrigens bei der Quasi-Kausalität im Kon-
text der Unterlassungstat (dort Risikoverrin-
gerungslehre) vor.

C. EIGENVERANTWORTLICHE SELBST-
GEFÄHRDUNG19 / PFLICHTVERLETZUNG 
DRITTER

II. RECHTSWIDRIGKEIT

III. SCHULD (≈ SUBJEKTIVE VOR-
WERFBARKEIT)

Wie gewohnt wird – sollte der Fall denn Anhalts-
punkte dazu bieten – auf die Prüfungspunkte 
Schuldfähigkeit, Entschuldigungsgründe, (poten-
zielles) Unrechtsbewusstsein sowie besondere 
Schuldmerkmale einzugehen sein.

Ungewöhnlicher, dafür folgerichtig, ist die hier 
zu verortende Prüfung der subjektiven Fahrläs-
sigkeit, welche die subjektive Sorgfaltspflicht-
verletzung bei subjektiver Vorhersehbarkeit des 
Erfolgseintritts für den Beschuldigten bezeich-
net. Maßstab sind hier die – einschränkenden 
– persönlichen Fähigkeiten und Kenntnisse des 
Täters. Der Täter muss nach seinen persönlichen 
Fähigkeiten und Kenntnissen in der Lage gewe-
sen sein, sorgfältig zu handeln und die wesent-
lichen Folgen seiner Tat abzusehen.

Die besprochene Entscheidung bietet alle-
mal Stoff für eine spannende strafrechtliche 
Prüfung. Solche Retterfälle eignen sich in be-
sonderem Maße um die Kenntnisse rund um 

19  Hier ist der „Retterfall“ dogmatisch zu prob-
lematisieren.

das Fahrlässigkeitsdelikt abzuprüfen. Ebenso 
sind jene Konstellationen spannend, in denen 
mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit feststeht, dass der Taterfolg (im Falle 
des § 222 StGB z.B. der Todeserfolg) auch bei 
pflichtgemäßem, rechtlich erlaubtem Verhal-
ten des Täters eingetreten wäre. Gründe dafür 
können z.B. Naturereignisse oder ein eigener 
Verhaltensfehler des Opfers gewesen sein; der 
Erfolg muss also unvermeidbar gewesen sein. 
Hier ist die dogmatische Begründung sowie 
die Verortung der Prüfung des spezifischen 
Zusammenhangs zwischen Pflichtwidrigkeit 
und Erfolg, der für die Erfolgszurechnung er-
forderlich ist, im Deliktsaufbau umstritten (vgl. 
oben „Alternativverhalten“; Wessels/Beulke/
Satzger Strafrecht AT, 46. Aufl. 2016, Rn. 953).

Es empfiehlt sich in die einschlägige Rechtspre-
chung und Literatur einzulesen. Beherrscht 
Ihr diese Schlüsselfragen der strafrechtlichen 
Diskussion um das Fahrlässigkeitsdelikt droht 
keine böse Überraschung.20

20 Verfasser:  Christian Lederer, Wiss. Mitar-
beiter bei HLB Schumacher Hallermann

Supervision:  Dr. Lennart Brüggemann, Rechts-
anwalt bei HLB Schumacher Hallermann.
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4 HLB SCHUMACHER 
HALLERMANN PRÄ-
SENTIERT: NEUES ZUR 
WESENTLICHKEIT VON 
GRUNDSTÜCKBE- 

          STANDTEILEN 
          (SACHENRECHT)

Hinweis vom HLB-Team: Neue Technologien stel-
len nicht nur die Gesellschaft und den Gesetzge-
ber, sondern gar die Rechtswissenschaft als sol-
che vor immer neue Herausforderungen. Ganz zu 
schweigen von den Studierenden. So kann selbst 
ein scheinbar dogmatisch abgestecktes Rechts-
gebiet wie das Sachenrecht mit spannenden 
Rechtsfragen aufwarten und den Rechtsanwen-
der an seine Grenzen bringen. 

Interessant und relevant ist folgende Entschei-
dungsbesprechung für all jene, denen die Fi-
nessen des Zivilrechts Freude bereiten und die 
selbst im Angesicht des Unbekannten Ruhe und 
Systemverständnis bewahren wollen. Letzteres 
prüft schließlich auch das juristische Staatsexa-
men. Der Gang einer Extra-Meile lohnt sich daher 
für alle, deren Klausuren oder mündliche Prüfung 
bald bevorstehen.

Insbesondere geht es in dieser Fallvorstellung 
um die §§  93 ff. BGB, die Frage nach der „We-
sentlichkeit“ von Grundstücksbestandteilen und 

übergeordnet um den Eigentumserwerb an (un)
beweglichen Sachen. Konkret betroffen ist die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen Solar-
module, die in eine Freiland-Photovoltaikanlage 
eingebaut sind, Gegenstand besonderer Rechte 
sein können. Hierzu hat sich Ende letzten Jahres 
der unter anderem für das Sachenrecht zuständi-
ge V. Zivilsenat des BGH in vier Parallelverfahren 
geäußert (V ZR 225/19, V ZR 8/20, V ZR 44/20 und 
V ZR 69/20). Sachenrecht vom Feinsten! 

DIE HINTERGRÜNDE DER 
ENTSCHEIDUNG

In gleich mehreren Revisionsverfahren musste 
sich der Bundesgerichtshof (BGH) mit einem 
Streit über die Eigentumsverhältnisse an einer 
gewerblichen Freiland-Photovoltaikanlage be-
schäftigen.1

Kläger war in allen vier Verfahren der Insol-
venzverwalter einer Gesellschaft, die 2010 
eine Freiland-Photovoltaikanlage erworben 
hatte. Diese bestand aus insgesamt 5.000 
Solarmodulen und neun Wechselrichtern. Sie 
war im Jahr zuvor auf dem Grundstück eines 
Dritten errichtet worden. Die Gesellschaft und 
spätere Insolvenzschuldnerin sicherte sich an 

1 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, V ZR 
8/20, V ZR 44/20, V ZR 69/20.
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diesem Grundstück ein Nutzungsrecht.

Ende 2010 verkaufte die Gesellschaft die Mo-
dule dieser Anlage wiederum an insgesamt 
65 separate Käufer. Bei derartigen Großanla-
gen wird üblicherweise zwischen den Modu-
len selbst (die auffällige Glasscheibe mit den 
Solarzellen) und den Vorrichtungen, die alle 
Module gleichermaßen benutzen (Anlagen-
gerüst, Wechselrichter, Transformator etc.) 
differenziert. Die Käufer sollten jeweils das 
Eigentum an einer bestimmten Anzahl von 
Modulen nebst einem Miteigentumsanteil an 
der Unterkonstruktion der Photovoltaikanlage 
erwerben. Zugleich vermieteten die Käufer die 
von ihnen erworbenen Module an ein Tochter-
unternehmen der veräußernden Gesellschaft 
zurück (eine Skizze schafft Klarheit). Im März 
2016 wurde schließlich das Insolvenzverfah-
ren über das Vermögen der veräußernden Ge-
sellschaft eröffnet, für die der klagende Insol-
venzverwalter nun bis vor den BGH zog.

Der Insolvenzverwalter begehrte in den Ver-
fahren jeweils im Kern die Feststellung, dass 
die einzelnen Käufer kein Eigentum an den 
Modulen und der Unterkonstruktion erworben 
hätten. Dies hätte für die Investoren einen si-
cheren Verlust jeglicher Rendite zur Folge so-
wie zudem eine Pflicht zur Rückzahlung der 
vereinnahmten Mieten. Teilweise haben die 
Käufer daher Widerklage mit dem Antrag ein-
gelegt, die Module an sie sowie der Unterkons-
truktion an alle Investoren herauszugeben 
(§ 985 BGB).

Der Sachenrechtssenat des BGH (V. Zivilse-
nat) hatte folglich jeweils über die Frage zu 
entscheiden, ob die Käufer das (Allein-)Eigen-
tum an den Modulen und das Miteigentum an 
der Unterkonstruktion erworben haben.

DIE ENTSCHEIDUNG

Der BGH hat vier OLG-Urteile aufgehoben und 
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
zurückverwiesen. Im Kern hat der V. Senat zu 

den Eigentumsverhältnissen wie folgt ausge-
führt:

Der Eigentumserwerb setzt u.a. voraus, dass 
die Module zum Zeitpunkt der Übereignung 
sonderrechtsfähig, d.h. weder wesentliche Be-
standteile des Grundstücks (§ 94 Abs. 1 BGB) 
noch der Photovoltaikanlage (§ 93 BGB oder 
§ 94 Abs. 2 BGB) waren.2 

Die Berufungsgerichte sind nach Auffassung 

2 § 93 BGB – Wesentliche Bestandteile einer 
Sache

Bestandteile einer Sache, die voneinander 
nicht getrennt werden können, ohne dass der 
eine oder der andere zerstört oder in seinem 
Wesen verändert wird (wesentliche Bestand-
teile), können nicht Gegenstand besonderer 
Rechte sein.

§ 94 BGB – Wesentliche Bestandteile eines 
Grundstücks oder Gebäudes

1. 1. Zu den wesentlichen Bestandteilen eines 
Grundstücks gehören die mit dem Grund 
und Boden fest verbundenen Sachen, ins-
besondere Gebäude, sowie die Erzeugnis-
se des Grundstücks, solange sie mit dem 
Boden zusammenhängen. 2. Samen wird 
mit dem Aussäen, eine Pflanze wird mit 
dem Einpflanzen wesentlicher Bestandteil 
des Grundstücks.

2. Zu den wesentlichen Bestandteilen eines 
Gebäudes gehören die zur Herstellung des 
Gebäudes eingefügten Sachen.

§ 95 BGB – Nur vorübergehender Zweck

1. 1. Zu den Bestandteilen eines Grundstücks 
gehören solche Sachen nicht, die nur zu 
einem vorübergehenden Zweck mit dem 
Grund und Boden verbunden sind. 2. Das 
Gleiche gilt von einem Gebäude oder ande-
ren Werk, das in Ausübung eines Rechts an 
einem fremden Grundstück von dem Be-
rechtigten mit dem Grundstück verbunden 
worden ist.

2. Sachen, die nur zu einem vorübergehen-
den Zweck in ein Gebäude eingefügt sind, 
gehören nicht zu den Bestandteilen des 
Gebäudes.
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des BGH rechtsfehlerfrei davon ausgegangen, 
dass die Photovoltaikanlage selbst – und da-
mit die Module als Teile dieser – nicht nach 
§ 94 Abs. 1 BGB wesentlicher Bestandteil des 
Grundstücks ist. Die Anlage war mit diesem 
nicht fest verbunden oder sei jedenfalls als 
Scheinbestandteil i. S. v. § 95 BGB anzusehen, 
da sie aufgrund eines Nutzungsvertrages er-
richtet wurde, der ihren Abbau zum Ende der 
Vertragslaufzeit vorsieht.3

Die Module sind auch nicht deshalb wesent-
liche Bestandteile der gesamten Anlage, weil 
diese selbst als Gebäude i. S. v. § 94 Abs. 2 
BGB anzusehen wäre, in welches wiederum 
die Module zur Herstellung eingefügt wurden. 
Gebäude im Sinne dieser Vorschrift sind zwar 
auch andere größere Bauwerke, deren Besei-
tigung eine dem (Teil-)Abriss eines Gebäudes 
im engeren Sinne vergleichbare Zerschlagung 
wirtschaftlicher Werte bedeutete. Ein Bauwerk 
setzt in diesem Zusammenhang aber regel-
mäßig etwas mit klassischen Baustoffen „Ge-
bautes“ von solcher Größe und Komplexität 
voraus, dass die Beseitigung die Zerstörung 
oder wesentliche Beschädigung und den Ver-
lust der Funktionalität der Sache zur Folge 
hätte. Eine Freiland-Photovoltaikanlage stellt 
jedenfalls dann, wenn sie – wie hier – aus ei-
ner gerüstähnlichen Aufständerung aus Stan-
gen oder Schienen sowie darin eingesetzten 
Photovoltaikmodulen besteht, kein Gebäude i. 
S. v. § 94 BGB dar.4

Die Module könnten nach der Auffassung des 
Senats gem. § 93 BGB wesentliche Bestand-
teile der Gesamtanlage sein. Bei der Beurtei-
lung, ob ein Bestandteil im Sinne dieser Vor-
schrift wesentlich ist, sind die Verhältnisse im 
Zeitpunkt der Verbindung maßgeblich, also je-
nem Zeitpunkt, an dem am Bestandteil beste-
hende Rechte Dritter infolge der Verbindung 

3 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, Rn. 8 
ff., BeckRS 2021, 33343.
4 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, Rn. 23, 
BeckRS 2021, 33343.

untergehen können.

Ist dagegen – wie hier – zu beurteilen, ob 
Rechte Dritter an einem Bestandteil begrün-
det werden können, der bereits in eine zu-
sammengesetzte Sache eingefügt ist, kommt 
es auf die Verhältnisse bei Entstehung des 
Rechts und darauf an, welche Folgen der ge-
dachte Ausbau in diesem Zeitpunkt gehabt 
hätte.5

Hätten die Module bei der Übereignung im 
Falle der Trennung noch durch zumindest 
vergleichbare, auf dem Markt verfügbare 
Modelle ersetzt und ihrerseits in anderen An-
lagen verwendet werden können, wären sie 
sonderrechtsfähig gewesen. Hiervon kann 
angesichts der kurzen Zeitspanne zwischen 
der Errichtung der Anlage und Übereignung 
der Module an die Anleger ausgegangen wer-
den, wenn der Kläger nicht etwas Anderes 
darlegt und ggf. beweist.6

5 Zum Ganzen BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 
225/19, Rn. 17 f., BeckRS 2021, 33343.
6 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, Rn. 21, 
BeckRS 2021, 33343.
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Unerheblich ist – entgegen der Auffassung 
des Klägers –, ob die gesamte Anlage durch 
den Ausbau eines oder mehrerer Module die 
bisherige Einspeisevergütung nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) verloren 
und nur noch die geringere Einspeisevergü-
tung aus dem Jahr der Übereignung an den 
Beklagten erhalten hätte, weil für sie dann 
ein neues Fertigstellungsdatum i.S.d. EEG 
gegolten hätte. Eine solche Veränderung der 
rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen führte nicht dazu, dass die Modu-
le zu wesentlichen Bestandteilen der Anlage 
geworden wären.7

Sollten die Module nach den genannten Maß-
stäben als wesentliche Bestandteile der An-
lage anzusehen sein, ergäbe sich ihre Son-
derrechtsfähigkeit nicht daraus, dass sie 
Scheinbestandteile i. S. v. § 95 Abs. 1 BGB 
darstellten. Denn diese Vorschrift, nach der zu 
den Bestandteilen eines Grundstücks solche 
Sachen nicht gehören, die nur zu einem vor-
übergehenden Zweck mit dem Grund und Bo-
den verbunden sind, ist auf Bestandteile einer 
beweglichen Sache i. S. v. § 93 BGB nicht ent-
sprechend anwendbar. Die Photovoltaikanla-
ge ist eine bewegliche Sache im Rechtssinne, 
weil sie weder ein Gebäude noch wesentlicher 
Bestandteil des Grundstücks ist.8

Sollten die Module nicht als wesentliche Be-
standteile der Gesamtanlage anzusehen sein, 
werden die Berufungsgerichte teilweise noch 
ergänzende Feststellungen dazu zu treffen ha-
ben, ob die jeweiligen Module in den der Über-
eignung zu Grunde liegenden Lageplänen hin-
reichend deutlich gekennzeichnet waren, da 
die dingliche Einigung nur dann dem sachen-
rechtlichen Bestimmtheitsgebot genügte. Zu-
dem sind ggf. ergänzende Feststellungen zu 
der Übergabe der Module und der Unterkons-

7 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, Rn. 22, 
BeckRS 2021, 33343.
8 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, Rn. 11, 
BeckRS 2021, 33343.

truktion an die jeweiligen Beklagten bzw. zu 
einer nach §§ 929 ff. BGB zulässigen Surroga-
tion zu treffen.9

Knapp 10% beträgt der Anteil der Photovoltaik an 
der Bruttostromerzeugung in Deutschland, über 
ein Fünftel der Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energien liefern uns Solarpanele. Damit ist 
Deutschland neben China, den USA und Japan 
führend auf diesem Gebiet nachhaltiger Energie-
wirtschaft. Nicht verwunderlich also, dass es auf 
diesem Gebiet zu Streit kommen kann.

DOGMATISCHE VERTIEFUNG

Auch im Angesicht des scheinbar Unbekann-
ten gilt es einen kühlen Kopf zu bewahren und 
den Sachverhalt erst einmal in Ruhe nach Be-
kanntem zu durchforsten. So auch in diesem 
exotischen Fall um das Eigentumsrecht an 
Photovoltaikmodulen und -anlagen. Schnell 
zeigt sich, dass die zugrundeliegende Rechts-
frage so exotisch gar nicht ist: Es geht um die 
Frage nach dem Vorhandensein eines Eigen-
tumsrechts. Ein solches muss im Vorhinein 
wirksam entstanden (!), nicht untergegangen 
und wirksam übertragen worden sein.

Bevor sich die eifrige Bearbeiterin in ihrer Prü-
fung also auf den durchdeklinierten Eigen-
tumserwerbsvorgang stürzt („Ursprünglich 
war… Eigentümer“, „Dieser könnte sein Eigen-
tum … verloren haben“), sollte ein Blick auf die 
Besonderheiten des Falles in Zusammenhang 
mit dem Sachenrecht sowie auf die Argumen-
tation der Gegenseite geworfen werden:

• Handelt es sich bei Photovoltaik-Anlagen 
um eine bewegliche Sache im Rechtssinne?

• Ließe sich im rechtlichen Sinne bei einer 
Photovoltaik-Anlage von einem „Gebäude“ 
sprechen (vgl. § 94 BGB)?

9 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, Rn. 33, 
BeckRS 2021, 33343.
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• Photovoltaik-Module scheinen nicht per 
se „mobil“. Hat also der Einbau der Mo-
dule in die Anlage ihre rechtlichen Eigen-
schaften beeinflusst (§§ 93 ff. BGB)?

Spätestens hier käme die findige Rechtsan-
wenderin auf den Begriff der Sonderrechtsfä-
higkeit (§ 93 BGB).

Wir erinnern uns: Der Eigentumserwerb setzt 
u.a. die Sonderrechtsfähigkeit voraus und 
kann sich sodann abschließend auf dreierlei 
Arten vollziehen.

I. Derivativ (lat.: „abgeleitet“), d.h. kraft 
Rechtsgeschäftes. Abgeleitet wird das 
neue Eigentumsrecht also von jenem 
Eigentum des vorherigen Besitzers und 
dem diesbezüglichen Rechtsgeschäft 
(§ 929; §§ 873, 925)

II. Originär („ursprünglich, eigenständig“) 
kraft Gesetzes (vgl. §§ 926 ff. BGB) oder 

III. Originär kraft Hoheitsaktes (wichtigster 
Anwendungsfall ist hier die Zwangsver-
steigerung, §§ 90, 55 ZVG). Ursprünglich 
war Eigentümer die Gesellschaft.

Grundgedanke der Gegenseite ist der folgen-
de: Die Kapitalanleger könnten derivativ (qua 
Übereignung) kein Eigentum an den Modulen 
erworben haben, wenn diese zu diesem Zeit-

punkt bereits nicht (mehr) sonderrechtsfähig 
gewesen waren. Diese Sonderrechtsfähigkeit 
könnten sie entweder nie erlangt haben oder 
aber als Folge eines originären Eigentums-
erwerbs kraft Gesetztes durch den Grund-
stückseigentümer (§ 946 BGB) verloren 
haben (Letzteres vom BGH nicht mehr prob-
lematisiert).

Hinsichtlich der Sonderrechtsfähigkeit gilt 
grundsätzlich, dass das zu erwerbende Gut 
weder wesentlicher Bestandteil eines Grund-
stücks (§ 94 Abs. 1 BGB) noch eines Gebäu-
des (§ 93 BGB oder § 94 Abs. 2 BGB) sein darf.

Der Bestandteil einer Sache ist im Sachenrecht 
jener Teil einer Sache, der zu der Hauptsache 
gehört und nicht als eine eigenständige Sache 
angesehen werden kann. Oder in den Worten 
des BGH: „Bestandteile einer Sache sind die-
jenigen körperlichen Gegenstände, die entwe-
der von Natur aus eine Einheit bilden oder die 
durch die Verbindung miteinander ihre Selb-
ständigkeit dergestalt verloren haben, dass sie 
fortan, solange die Verbindung dauert, als eine 
einzige Sache erscheinen. Maßgebend dafür 
ist die Verkehrsanschauung und – wenn diese 
fehlt oder nicht festgestellt werden kann – die 
natürliche Betrachtungsweise eines verständi-
gen Beobachters, wobei Zweck und Wesen der 
Sache und ihrer Bestandteile vom technisch-
wirtschaftlichen Standpunkt aus zu beurteilen 
sind“.10 Danach sind Module jedenfalls einfa-
che Bestandteile der Photovoltaikanlage, weil 
sie dazu ausgelegt sind, gemeinsam mit an-
deren Teilen der Anlage verbunden zu werden, 
und nur so ihren Zweck der Stromerzeugung 
erfüllen könnten.11

Als „wesentlicher Bestandteil einer Sache“ 
wird gem.  § 93 BGB ein Bestandteil angese-
hen, der von der Sache nicht getrennt werden 
kann, ohne dass die Sache zerstört bzw. in 
10 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, Rn. 
14, BeckRS 2021, 33343.
11 BGH, Urt. v. 22.10.2021 – V ZR 225/19, Rn. 
15, BeckRS 2021, 33343.
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ihrem Wesen verändert wird. Beispielsweise 
kann ein Hausdach nicht einer anderen Per-
son gehören als das Gebäude selbst.

Als Rechtsfolge dessen ergibt sich, dass ein 
wesentlicher Bestandteil einer Sache nicht Ge-
genstand besonderer Rechte, z.B. dem Eigen-
tumsrecht sein kann.

Gem. § 94 BGB zählen zu den wesentlichen 
Bestandteilen eines Grundstücks oder Gebäu-
des nicht nur jene Sachen, welche mit dem 
Grund und Boden fest verbunden sind: auch 
Erzeugnisse des Grundstücks werden als we-
sentliche Sache desselben angesehen, wenn 
sie mit dem Boden verbunden sind (Saatgut, 
Pflanzen etc.). Demzufolge grenzen sie sich 
vom „Zubehör“ ab, als welches gem. § 97 all 
jene beweglichen Sachen angesehen werden, 
die dem Zwecke der Hauptsache dienen, ohne 
ein Bestandteil dieser zu sein.

Nicht als Bestandteil einer Sache gelten hin-
gegen Sachen, welche mit einem Grundstück 
nur vorübergehend (sog. Scheinbestandteil; 
vertragliche Befristung als Indiz) bzw. von 
einem Dritten in Ausübung eines dinglichen 
Rechts verbunden sind, wie beispielsweise 
ein Gebäude, welches auf einem Grundstück 
in Ausübung eines Erbbaurechts errichtet 
wird. Das Gebäude wird nicht Bestandteil des 
Grundstücks und ist somit nicht Eigentum 
des Grundstückseigentümers. Die gesetzliche 
Grundlage hierfür findet sich in § 95 BGB.

Nun gilt es in einem nächsten Schritt einzig 
die vorliegenden Sachverhaltsinformationen 
auf dieses „Prüfmuster“ anzuwenden und zu 
diskutieren. Sinnvolle Argumente für diese Dis-
kussion ist der semi-mobile Charakter sowie 
die Austauschbarkeit von Solarzellen (Ausbau, 
erneuter Einbau irgendwo anders). Ebenso 
sind großflächige Solaranlagenfelder häufig in 
ihrer Laufzeit bzw. in der Dauer der Pachtung 
des Grundstücks vertraglich begrenzt. 

Die Entscheidung bietet allemal Stoff für eine 
spannende zivilrechtliche Prüfung in einem 

sonst eher wenig gepflügten und judikativ-dis-
kutierten Rechtsgebiet. Ihre Relevanz für das 
Examen schätzen wir, ebenso im Kontext stei-
genden gesellschaftlichen Nachhaltigkeitsbe-
wusstseins, daher als „hoch“ ein.12

12 Verfasser:  Christian Lederer, Wiss. Mitar-
beiter bei HLB Schumacher Hallermann

Supervision:  Dr. Lennart Brüggemann, Rechts-
anwalt bei HLB Schumacher Hallermann.
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1 TRUNKENHEITSFAHRT 
UND TÄTLICHER ANGRIFF 
AUF VOLLSTRECKUNGSBE-
AMTE – EINE PROZESSUA-
LE TAT I.S.D. § 264 STPO

Eine Darstellung des folgenden Beschlusses 
von unserer Redakteurin Laureen Busche, der-
zeit Rechtsreferendarin am OLG Celle.

OLG STUTTGART, BESCHLUSS 
VOM 01.07.2021 – 1 RV 13 SS 421/21

Das Oberlandesgericht Stuttgart (OLG) hatte 
sich in seinem Beschluss vom 01.07.2021 (1 Rv 
13 Ss 421/21) ausführlich mit dem Begriff der 
prozessualen Tat, dem Strafklageverbrauch 
und dem Doppelbestrafungsverbot – also 
einer Reihe klausurrelevanter juristischer The-
men – zu beschäftigen. Die Examensrelevanz 
dieses Beschlusses drängt sich daher – be-
sonders für die Klausuren im Zweiten Staats-
examen – geradezu auf. Dieser Beitrag soll die 
wesentlichen Erwägungen des Beschlusses 
vom 01.07.2021 zusammenfassen und einen 
Überblick über den Begriff der prozessualen 
Tat i.S.d. § 264 StPO und sein Zusammenspiel 
mit dem Strafklageverbrauch und dem Dop-
pelbestrafungsverbot geben.

DEM BESCHLUSS LAG DER 
FOLGENDE SACHVERHALT 
ZUGRUNDE:

Dem Angeklagten wurde in dem Verfahren, 
in welchem der Beschluss des OLG Stuttgart 
erging, vorgeworfen, er habe am 28.03.2020 
gegen 19:33 Uhr seinen PKW in der B.-Straße 
ca. 200-300 Meter von einer Wendeplatte zu 
seiner Wohnadresse in der B.-Straße gefahren, 
obwohl er infolge vorangegangenen Alkohol-
genusses fahruntüchtig gewesen sei. Er war in 
diesem Verfahren also wegen einer Tat nach 
§ 316 StGB – Trunkenheit im Verkehr – ange-
klagt. Das Amtsgericht Schwäbisch Gmünd 
verurteilte ihn am 23.07.2020 auch wegen 
dieser vorsätzlichen Trunkenheit im Verkehr 
und ordnete die Entziehung der Fahrerlaubnis, 
die Einziehung des Führerscheins sowie eine 
Sperre von 6 Monaten für die Wiedererteilung 
der Fahrerlaubnis an. Der Angeklagte ging 
gegen dieses Urteil mit der Berufung vor. Die-
se wurde jedoch vom Landgericht Ellwangen 
(Jagst) am 15.02.2021 verworfen. Das Ober-
landesgericht Stuttgart hatte nunmehr über 
die Revision des Angeklagten zu entscheiden.

Kurz vor dem Urteil des Amtsgerichts Schwä-
bisch Gmünd vom 23.07.2020 – am 07.07.2020 
– erging gegen den Angeklagten jedoch be-
reits ein Strafbefehl. Gegenstand dieses Straf-
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befehls war ein tätlicher Angriff auf Vollstre-
ckungsbeamte in Tateinheit mit vorsätzlicher 
Körperverletzung. Der Angeklagte wurde 
am Tag der Trunkenheitsfahrt, am 28.3.2020 
gegen 19.50 Uhr, nach einer Fahndung we-
gen der angezeigten Trunkenheitsfahrt durch 
Streifenbeamte auf dem Fahrersitz seines an 
der B.-Straße abgestellten Fahrzeugs ange-
troffen. Nachdem die Streifenbeamten den 
Angeklagten auf den Verdacht der Trunken-
heitsfahrt angesprochen hatten, zeigte die-
ser ein aggressives Verhalten und es kam zu 
einer körperlichen Auseinandersetzung, bei 
der eine Streifenbeamtin verletzt wurde. Wäh-
rend dieser Tat stand der Angeklagte unter 
Alkoholeinfluss, war jedoch nicht in seiner 
Unrechtseinsichts- oder Steuerungsfähigkeit 
erheblich eingeschränkt. Dieser Strafbefehl 
vom 07.07.2020 wurde am 30.07.2020 – also 
noch vor der Entscheidung des Landgerichts 
Ellwangen (Jagst) vom 15.02.2021 – rechts-
kräftig.

Das OLG Stuttgart hatte nunmehr über die 
Revision des Angeklagten gegen das Urteil 
des Landgerichts Ellwangen (Jagst) vom 
15.02.2021 in dem Verfahren wegen vorsätz-
licher Trunkenheit im Verkehr zu entscheiden.

DIE ENTSCHEIDUNG DES OLG 
STUTTGARTS:

Das OLG Stuttgart hob das Urteil des Landge-
richts Ellwangen (Jagst) vom 15.02.2021 samt 
den dort getätigten Feststellungen infolge der 
zulässigen und begründeten Revision des An-
geklagten auf und stellte das Verfahren ein. Es 
begründete seine Entscheidung wie folgt:

„Es liegt ein von Amts wegen zu beachtendes 
dauerndes Verfahrenshindernis vor. Die prozes-
suale Tat […] wurde bereits mit rechtskräftigem 
Strafbefehl des AG Schwäbisch Gmünd vom 
7.7.2020 abgeurteilt […]. Aufgrund des Doppel-
bestrafungsverbots ist Strafklageverbrauch ein-
getreten […]. Der Senat hat das Urteil folglich 

aufzuheben und das Verfahren einzustellen […]. 
Da beim Strafklageverbrauch ein Verfahrenshin-
dernis in Form eines Befassungsverbots vorliegt, 
sind mit dem Urteil auch die Feststellungen auf-
zuheben […].“

Der Verurteilung wegen Trunkenheit im Ver-
kehr stehe hier also das von Amts wegen zu 
beachtende Verfahrenshindernis des Straf-
klageverbrauchs entgegen. Dies folge laut 
OLG Stuttgart daraus, dass „[d]as Geschehen 
am 28.3.2020 in der B.-Straße in S. G. zwischen 
19.33 Uhr und 19.50 Uhr mit der vorgeworfenen 
Trunkenheitsfahrt und dem unmittelbar nachfol-
genden tätlichen Angriff […] eine prozessuale Tat 
i.S.v. § 264 StPO [sei].“

 JURCASE INFORMIERT:
Die Definition der „prozessualen Tat“ i.S.v.  
§ 264 StPO lieferte das OLG Stuttgart in sei-
nem Beschluss direkt mit:

„Tat im prozessualen Sinne ist der von der zu-
gelassenen Anklage umgrenzte geschichtliche 
Lebensvorgang einschließlich aller damit zu-
sammenhängenden oder darauf bezogenen Vor-
kommnisse und tatsächlichen Umstände, die ge-
eignet sind, das in diesen Bereich fallende Tun 
der in der Anklage konkret bezeichneten Person 
unter irgendeinem rechtlichen Gesichtspunkt als 
strafbar erscheinen zu lassen […]. Zur Tat in die-
sem Sinne gehört das gesamte Verhalten des An-
geklagten, soweit es mit dem durch die Anklage 
bezeichneten geschichtlichen Vorkommnis nach 
der Lebensauffassung einen einheitlichen Vor-
gang darstellt […].
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ÜBERBLICK: 
DIE PROZESSUALE TAT

In der Examensklausur kann der Begriff der 
prozessualen Tat vor allem im Rahmen der 
Nachtragsanklage, des Strafklageverbrauchs, 
des Doppelbestrafungsverbots sowie im Rah-
men der Einstellung des Verfahrens nach den 
§§ 153 ff. und § 170 Abs. 2 StPO relevant wer-
den.

Hilfreich für die Beurteilung, ob eine einheit-
liche prozessuale Tat vorliegt, kann insbeson-
dere die Orientierung an den §§ 52, 53 StGB 
sein. Das OLG Stuttgart gab hierfür die folgen-
de Faustformel vor:

„Wenn materiell-rechtlich mehrere Taten i.S.v. 
§ 53 StGB vorliegen, führt dies in der Regel […] 
auch zu mehreren getrennten prozessualen Ta-
ten i.S.v. § 264 StPO […].“

Hier ist jedoch Vorsicht geboten. Die §§ 52, 
53 StGB sind lediglich eine Orientierungshil-
fe, entbinden jedoch nicht von der Würdigung 
aller Umstände im konkreten Einzelfall. Das 
OLG Stuttgart führte diesbezüglich weiter aus, 
dass in Ausnahmefällen auch nur eine pro-
zessuale Tat vorliegen könne, obwohl es sich 
materiell-rechtlich um eine Tatmehrheit i.S.d. 
§ 53 StGB handele:

„Mehrere selbstständige Handlungen bilden 
nach übereinstimmender Auffassung in Recht-
sprechung und Schrifttum erst dann eine Tat 
i.S.v. § 264 StPO, wenn darüber hinaus die ein-
zelnen Handlungen unter Berücksichtigung ihrer 
strafrechtlichen Bedeutung auch innerlich derart 
miteinander verknüpft sind, dass der Unrechts- 
und Schuldgehalt der einen nicht ohne die Um-
stände, die zu der anderen Handlung geführt 
haben, richtig gewürdigt werden kann und ihre 
getrennte Würdigung und Aburteilung als unna-
türliche Aufspaltung eines einheitlichen Lebens-
vorgangs erscheinen würde […]. Die notwendige 
innere Verknüpfung der Straftaten muss sich 
unmittelbar aus den ihnen zugrunde liegenden 
Handlungen oder Ereignissen unter Berücksich-

tigung ihrer strafrechtlichen Bedeutung ergeben 
[…]. Es muss folglich neben einem engen zeit-
lichen und örtlichen Zusammenhang auch ein 
innerer Beziehungs- und Bedingungszusammen-
hang bestehen […].“

Aus der Rechtsprechung der letzten Jahre 
sind verschiedene Fallgruppen hervorgegan-
gen, bei denen ein derartiger Zusammenhang 
regelmäßig vorliegt. Das OLG Stuttgart nannte 
in seinem Beschluss beispielsweise die Fälle, 
in denen es um Verkehrsunfälle aufgrund von 
Trunkenheitsfahrten geht und sich eine Unfall-
flucht anschließt (§§ 315 c Abs. 1 Nr. 1, 316, 
142 StGB). Ebenso hob das OLG Stuttgart die 
Fälle hervor, die Widerstandshandlungen ge-
gen Vollstreckungsbeamte gem. § 113 StGB 
nach vorläufiger Festnahme aufgrund einer 
unmittelbar vorangegangenen Trunkenheits-
fahrt zum Gegenstand haben. Es verwies je-
doch auch darauf, dass diese Fälle von den-
jenigen Fällen abzugrenzen sind, „[…] in denen 
dem Widerstand eine andere Straftat in einem 
völlig anderen Lebensvorgang vorangeht.“

 JURCASE INFORMIERT: 
Ein Beispiel für einen derartigen Fall, bei der 
dem Widerstand eine andere Straftat mit 
einem völlig anderen Lebenssachverhalt vor-
angehe, sei laut OLG Stuttgart der „Schmug-
gelfall“ (BVerfG, Beschluss vom 11.01.2005 
– 2 BvR 2125/04). Dem Widerstand lag im 
„Schmuggelfall“ eine Steuerstraftat nach 
§ 373 Abs. 1 AO [Abgabenordnung] zugrunde. 
Hier entschied das Bundesverfassungsgericht 
sich dafür, nicht nur eine prozessuale Tat an-
zunehmen.
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TRUNKENHEITSFAHRT UND TÄT-
LICHER ANGRIFF AUF VOLLSTRE-
CKUNGSBEAMTE – EINE PROZES-
SUALE TAT I.S.D. § 264 STPO

Im vorliegenden Fall wies das OLG Stuttgart 
daraufhin, dass der Trunkenheitsfahrt und 
dem tätlichen Angriff auf die Polizeibeamten 
zwar zwei verschiedene Handlungen des An-
geklagten i.S.d. § 53 StGB – das Fahren unter 
Alkoholeinfluss und der Angriff auf die Beam-
tin – zugrunde lägen, also von einer Tatmehr-
heit nach § 53 StGB auszugehen sei. Aller-
dings greife hier die vorgenannte Ausnahme 
ein, nach der lediglich eine Tat im prozessua-
len Sinne gemäß § 264 StPO anzunehmen sei. 

Der jeweilige Unrechts- und Schuldgehalt sei 
hier so identisch, dass „[…] ihre getrennte Ver-
folgung eine unnatürliche Aufspaltung eines ein-
heitlichen Lebenssachverhalts darstellen würde.“

Um zu diesem Ergebnis zu gelangen, würdigte 
das OLG Stuttgart alle Umstände dieses Falles 
bis ins kleinste Detail. Nach dem OLG Stutt-
gart spreche für die Annahme einer einheitli-
chen prozessualen Tat im vorliegenden Fall:

• der enge örtliche und zeitliche Zusam-
menhang

• der enge situative Beziehungs- und Bedin-
gungszusammenhang zwischen der Trun-
kenheitsfahrt und dem tätlichen Angriff 
(vorliegend sei es zu dem tätlichen Angriff 
nur aufgrund der Trunkenheitsfahrt ge-
kommen)

• der Angeklagte sei von den Streifenbeam-
ten noch im Auto sitzend aufgesucht und 
auf die Trunkenheitsfahrt angesprochen 
worden

• der Motor seines Wagens sei noch warm 
gewesen

• das Auto habe noch am ruhenden Verkehr 
teilgenommen und der Angeklagte habe 
seine Trunkenheitsfahrt jederzeit fortset-
zen können

• die Polizei sei nur aufgrund der angezeig-
ten Trunkenheitsfahrt auf den Angeklag-
ten aufmerksam geworden

Nach alledem stellte das OLG Stuttgart aus-
drücklich fest:

„Ein Ausnahmefall liegt mithin vor. Wenn ein be-
trunkener Kraftfahrer noch im Auto sitzend von 
der Polizei angetroffen wird und noch vor Ort bei 
Maßnahmen der Feststellung der Alkoholkonzen-
tration alsbald die Polizei tätlich angreift, stellen 
Trunkenheitsfahrt und tätlicher Angriff eine pro-
zessuale Tat i.S.v. § 264 StPO dar.“
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EINE PROZESSUALE TAT – 
KONSEQUENZEN FÜR DIE ENT-
SCHEIDUNG ÜBER DIE REVISION

Da der Strafbefehl des AG Schwäbisch Gmünd 
vom 07.07.2020 seit dem 30.7.2020 formelle 
und materielle Rechtskraftwirkung entfaltete, 
bestand im Verfahren des OLG Stuttgart ein 
Verfahrenshindernis. Das OLG Stuttgart nahm 
hierfür Bezug auf § 410 Abs. 3 StPO. Dieser 
bestimmt: „Soweit gegen einen Strafbefehl nicht 
rechtzeitig Einspruch erhoben worden ist, steht 
er einem rechtskräftigen Urteil gleich.“

Gemäß § 373 a Abs.1 StPO kann ein Verfah-
ren, das durch einen rechtskräftigen Strafbe-
fehl abgeschlossenen wurde, zwar auch zuun-
gunsten des Verurteilten wiederaufgenommen 
werden, dies jedoch nur dann, wenn neue Tat-
sachen oder Beweismittel beigebracht sind, 
die allein oder in Verbindung mit den früheren 
Beweisen geeignet sind, die Verurteilung we-
gen eines Verbrechens zu begründen. Nach 
§ 373 a Abs. 2 StPO gelten im Übrigen die all-
gemeinen Wiederaufnahmegründe. Das OLG 
Stuttgart stellte sodann fest, dass dem Straf-
befehl ein tätlicher Angriff in Tateinheit mit 
vorsätzlicher Körperverletzung zugrunde lag 
und die Trunkenheit im Verkehr in dem Verfah-
ren des OLG Stuttgart lediglich als Vergehen 
i.S.d. § 12 StGB zu qualifizieren ist. Die Rechts-
kraft des Strafbefehls war damit nicht mehr zu 
durchbrechen. Das OLG Stuttgart zog die not-
wendige Konsequenz:

„Mit dem rechtskräftigen Strafbefehl des AG 
Schwäbisch Gmünd vom 7.7.2020 ist Strafklage-
verbrauch hinsichtlich der prozessualen Tat vom 
28.3.2020 eingetreten. Der Angekl. darf mithin 
wegen dieser Tat nicht nochmals bestraft wer-
den. Das Doppelbestrafungsverbot – ne bis in 
idem – hat Verfassungsrang gem. Art. 103 III 
GG.“

 JURCASE INFORMIERT:
Das OLG Stuttgart konturierte in seinem 
Beschluss auch den Begriff der „Tat“ i.S.v.  
Art. 103 Abs. 3 GG:

„Ob dieselbe ‚Tat’ i.S.v. Art. 103 III GG vorliegt, 
ist dabei unabhängig vom Begriff der Tateinheit 
i.S.v. § 52 StGB zu beurteilen, weil die Rechtsfigu-
ren der Tateinheit (§ 52 StGB) und der Tatidenti-
tät (Art. 103 III GG) verschiedene Zwecke verfol-
gen […]. Tat i.S.v. Art. 103 III GG ist vielmehr der 
geschichtliche – und damit zeitlich und sachver-
haltlich begrenzte – Vorgang, auf welchen An-
klage und Eröffnungsbeschluss hinweisen und 
innerhalb dessen der Angeklagte als Täter oder

Teilnehmer einen Straftatbestand verwirklicht 
hat […]. Die prozessuale Tat i.S.v. § 264 StPO ent-
spricht damit im Wesentlichen dem verfassungs-
rechtlichen Begriff der sogenannten Tatidentität 
gem. Art. 103 III GG.“

Für die Klausur bedeutet dies also: Die vor-
genannten Grundsätze für die Beurteilung, ob 
eine prozessuale Tat i.S.d. § 264 StPO vorliegt, 
sind ebenso auf den Tatbegriff in Art. 103 Abs. 
3 GG anwendbar. 

Zuletzt gab das OLG Stuttgart noch den pro-
zessualen Hinweis, dass der Strafklagever-
brauch ein von Amts wegen zu berücksich-
tigendes dauerndes Verfahrenshindernis 
darstellt. Das OLG Stuttgart musste das Urteil 
des LG Ellwangen (Jagst) vom 15.2.2021 da-
her gemäß § 354 Abs. 1 StPO aufheben und 
das Verfahren nach § 206 a StPO einstellen.

 JURCASE INFORMIERT:
Vorliegend handelte es sich außerdem um 
einen Fall des § 353 Abs. 2 StPO. Diese Vor-
schrift bestimmt, dass gleichzeitig die dem 
Urteil zugrunde liegenden Feststellungen auf-
zuheben sind, sofern sie durch die Gesetzes-
verletzung betroffen werden, wegen deren das 
Urteil aufgehoben wird. Das OLG Stuttgart 



61

#
G

EW
U

SS
T

ASSESSOR JURIS    |    Ausgabe 02/2022

kam zu dem Ergebnis, dass der Strafklage-
verbrauch ein Befassungsverbot i.S.d. § 353  
Abs. 2 StPO und nicht nur ein bloßes Bestra-
fungsverbot nach sich ziehe, sodass hier 
sämtliche Feststellungen, die in dem Urteil 
des LG Ellwangen (Jagst) vom 15.2.2021 ge-
troffen wurden, mitaufzuheben seien. 

FAZIT

Der Begriff der prozessualen Tat i.S.d. § 264 
StPO findet sich an vielen Stellen – sowohl in 
der Klausur als auch in der Praxis – wieder. 
So spielt er vor allem eine Rolle für die Be-
urteilung des Strafklageverbrauchs und des 
Doppelbestrafungsverbots. Er ist jedoch auch 
nahezu identisch mit dem Begriff der Tat i.S.d. 
Art. 103 Abs.3 GG und kann in letzter Konse-
quenz – wie hier – dazu führen, dass die Ver-
urteilung einer Tat nicht möglich ist, da ihr ein 
Verfahrenshindernis entgegensteht.

Eine saubere Vorgehensweise bei der Prü-
fung, ob eine identische prozessuale Tat i.S.d. 
§ 264 StPO vorliegt, ist daher unerlässlich. 
Die Grundsätze des prozessualen Tatbegriffs 
i.S.d. § 264 StPO, die Orientierungshilfen der 
§§ 52, 53 StPO und vor allem auch die durch 
die Rechtsprechung entwickelten Fallgrup-
pen, bei denen trotz einer materiellen Tatmehr-
heit dennoch nur eine prozessuale Tat anzu-
nehmen ist, sollten daher präzise beherrscht 
werden.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN-
BEITRAG!
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https://jurcase.com/trunkenheitsfahrt-und-taetlicher-angriff-auf-vollstreckungsbeamte-eine-prozessuale-tat-isd-%c2%a7-264-stpo/
https://jurcase.com/trunkenheitsfahrt-und-taetlicher-angriff-auf-vollstreckungsbeamte-eine-prozessuale-tat-isd-%c2%a7-264-stpo/
https://jurcase.com/trunkenheitsfahrt-und-taetlicher-angriff-auf-vollstreckungsbeamte-eine-prozessuale-tat-isd-%c2%a7-264-stpo/
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2  BASISWISSEN  
ZPO, VWGO 
UND STPO 

Das folgende examensrelevante Basis- 
wissen wird präsentiert von unserer Redak-
teurin Isabelle Mewes, die sich seit kurzem 
Volljuristin nennen darf.

GRUNDWISSEN ZPO

Die Feststellung des sachlichen und örtlichen 
Gerichtsstands gehört zu jeder Assessorklau-
sur dazu. Die Zivilprozessordnung regelt ledig-
lich die örtliche Zuständigkeit, die sachliche 
Zuständigkeit ergibt sich aus dem Gerichts-
verfassungsgesetz (GVG). In den §§ 12 ff. ZPO 
finden sich Regelungen für den allgemeinen, 
besonderen und ausschließlichen Gerichts-
stand. Der ausschließliche Gerichtsstand ge-
nießt immer Vorrang vor einem anderen mög-
lichen Gerichtsstand. Zwischen besonderem 
und allgemeinem Gerichtsstand besteht ge-
mäß § 35 ZPO ein Wahlrecht. Die Zuständig-
keit kann sich gemäß § 39 ZPO auch durch rü-
gelose Einlassung des Beklagten begründen.

Den allgemeinen und besonderen Gerichts-

ständen vorgehend ist die Prorogation gemäß 
§ 38 ZPO. Unter den dort genannten Bedin-
gungen können Vereinbarungen über den Ge-
richtsstand im Streitfall getroffen werden. Die 
Norm spielt in der Klausur jedoch eine eher 
untergeordnete Rolle.

§ 138 ZPO legt die wesentlichen Erklärungs-
pflichten der Parteien im Prozess fest. Gemäß 
§ 138 Abs. 1 ZPO muss sich die Partei umfas-
send und wahrheitsgemäß erklären. Sie darf 
folglich nicht lügen. Jede Partei darf außer-
dem umfassend die Tatsachenbehauptungen 
des Gegners bestreiten, auch wenn sie bloß 
Zweifel an deren Wahrheit hat oder fehlende 
Kenntnis von Wahrheit oder Unwahrheit. § 138 
Abs. 2 ZPO verpflichtet die Parteien dazu, sich 
zum Vortrag der Gegenpartei zu erklären. Wird 
eine Tatsache nicht bestritten gilt sie gemäß 
§ 138 Abs. 3 ZPO als zugestanden. Dann wird 
die Tatsache im Urteil in den unstreitigen Teil 
des Tatbestandes übernommen. Unter den 
strengen Voraussetzungen des § 138 Abs. 4 
ZPO darf eine Partei eine Tatsache auch mit 
Nichtwissen bestreiten. Die bestrittenen Be-
hauptungen dürfen jedoch weder eigene 
Handlung der Partei noch in deren Wahrneh-
mungsbereich gewesen sein. Liegen die Vor-
aussetzungen des § 138 Abs. 4 ZPO nicht vor, 
kommt es zur Geständnisfiktion entsprechend 
§ 138 Abs. 3 ZPO.
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Immer wieder sind in Klausuren Fehler in der 
Klageerhebung eingebaut. Die Klage ist dann 
(teils) unzulässig. § 253 ZPO beinhaltet die 
Mindestanforderungen an eine zulässige Kla-
ge. Dabei muss insbesondere der Bestimmt-
heitsgrundsatz gewahrt werden, es muss also 
ein bestimmter Antrag gestellt werden. Eine 
Ausnahme besteht bei einer Schmerzensgeld-
forderung. Hier darf ein Mindestbetrag einge-
klagt werden und die konkrete Feststellung in 
das Ermessen des Gerichts gestellt werden 
entsprechend § 287 ZPO.

PROZESSUALE BESONDERHEITEN

Wichtiges prozesstaktisches Instrument ist 
die Widerklage gemäß § 33 ZPO. Sie ist ein 
Angriff des Beklagten gegen den Kläger. Da 
sie nicht bloß Verteidigungsmittel ist, spielt 
§ 296 ZPO hier keine Rolle. Der Beklagte kann 
somit bei Zulässigkeit und Begründetheit 
ebenfalls einen Vollstreckungstitel gegen den 
Kläger erhalten und hat den Vorteil, keinen 
Prozesskostenvorschuss zahlen zu müssen. 
Diesen hat schließlich bereits der Kläger ent-
richtet. Die Widerklage ist zulässig, wenn die 
Klage im Zeitpunkt der Erhebung der Wider-
klage rechtshängig ist, die Parteien identisch 
sind, ein Rechtsschutzbedürfnis existiert und 
zwischen Klage und Widerklage Konnexität 
gemäß § 33 ZPO besteht. Gerichtsstand der 
Widerklage ist der der Klage.

 JURCASE INFORMIERT:
Eine Ausnahme von der geforderten Partei-
identität ist die Drittwiderklage. Hier kann der 
Beklagte auch neben dem Kläger einen Dritten 
drittwiderbeklagen. Die Zulässigkeit richtet 
ich nach §§ 263 ff. ZPO und stellt außerdem 
eine subjektive Klagehäufung gemäß §§ 59, 
60 ZPO i.V.m. § 260 ZPO analog dar. 

Unbedingt zu Kennen ist in der schriftlichen 
Prüfung die Systematik der Klageänderung. 
Hier kommt es zum Zusammenspiel der  
§§ 263, 264 und § 267 ZPO. Stets zulässig 
ist es dabei, den Lebenssachverhalt und/oder 
den Klageantrag gemäß § 264 Nr. 2 und Nr. 3 
ZPO zu ändern, ihn also zu erweitern, zu be-
schränken oder an geänderte Verhältnisse 
anzupassen. Liegt keiner der genannten Fälle 
vor, kann eine Klageänderung nur vorgenom-
men werden, wenn der Beklagte gemäß § 263 
ZPO zustimmt, sich gemäß § 267 ZPO rügelos 
einlässt oder das Gericht eine Klageänderung 
für sachdienlich erachtet. Dies ist regelmäßig 
dann der Fall, wenn der bisherige Prozessstoff 
weiterverwendet werden kann, die bereits 
durchgeführte Beweiserhebung also weiter 
von Nutzen ist.

Die Klagerücknahme gemäß § 269 ZPO 
kommt immer dann in Betracht, wenn der Klä-
ger keine Entscheidung über den Streitstand 
mehr begehrt. Bis zu Beginn der mündlichen 
Verhandlung ist dies ohne Einwilligung des 
Gegners jederzeit möglich. Der Kläger hat je-
doch die Kosten zu tragen. Etwas anderes gilt 
nur, wenn der Beklagte die Klageerhebung pro-
voziert hat.

Jeder Referendar muss die Vorschriften der 
§§ 330 ff. ZPO zwingend kennen, da diese in 
beinahe jedem Staatsexamen mindestens ein-
mal abgefragt werden. Das Versäumnisurteil 
ergeht gegen den Beklagten, wenn er trotz ord-
nungsgemäßer Ladung nicht zur Verhandlung 
erscheint oder sich nicht innerhalb der gesetz-
ten Frist im schriftlichen Verfahren reagiert. 
Ist der Klageantrag des Klägers wenigstens 
schlüssig, wird der Beklagte in Abwesenheit 
antragsgemäß verurteilt. Dagegen kann der 
Beklagte anschließend binnen zweier Wochen 
Einspruch einlegen, § 338 ZPO. Ist der Ein-
spruch zulässig, wird das Verfahren gemäß  
§ 342 ZPO in die Lage zurückversetzt, in der 
es sich vor der Säumnis befand und es wird 
eine neue Entscheidung getroffen. Die Kosten 
für die Säumnis hat der Beklagte gemäß § 344 
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ZPO jedoch stets zu tragen. Hier spielen auch 
oft die Regeln der Wiedereinsetzung in den vo-
rigen Stand gemäß §§ 233 ff. ZPO eine Rolle, 
diese sollten im Auge behalten werden.

 JURCASE INFORMIERT:
Sollte der Kläger säumig sein, kann auf Antrag 
des Beklagten gemäß § 330 ZPO auch gegen 
ihn ein Versäumnisurteil ergehen. Das Urteil 
wird dann, egal gegen wen es ergeht, mit „Ver-
säumnisurteil“ überschrieben. 

NEBENENTSCHEIDUNG

§§ 91 ff. ZPO regeln die Kostenpflicht im Ur-
teil. Grundsatz ist, dass derjenige, der unter-
legen ist, die Kosten zu tragen hat. Bei teil-
weisem Obsiegen werden die Kosten gemäß  
§ 92 ZPO gequotelt und entweder verhältnis-
gemäß geteilt oder gegeneinander aufgeho-
ben. Dies bedeutet, dass jeder Beteiligte seine 
Anwaltskosten selbst trägt und lediglich die 
Gerichtskosten geteilt werden. Eine Ausnah-
me zur erforderlichen Quotelung enthält § 92 
Abs. 2 ZPO, wenn eine Partei ganz überwie-
gend, mit mindestens 90% obsiegt. In diesem 
Fall dürfen dem Gegner die gesamten Kosten 
auferlegt werden. Sonderregeln finden sich in 
§§ 95, 96, 100 ZPO.

§ 91a ZPO ist die zentrale Norm für den Fall 
der Erledigung der Hauptsache. Erledigt sich 
die Hauptsache nach Klageerhebung, kann 
der Kläger die Sache ganz oder teilweise für 
erledigt erklären. Dadurch vermeidet er, die 
gesamten Kosten tragen zu müssen, wie es 
bei der Klagerücknahme der Fall wäre. Der Be-
klagte kann sich der Erledigungserklärung an-
schließen. Dann entscheidet das Gericht nur 
noch nach dem in diesem Moment bestehen-
den Sach- und Streitstand über die Kosten. 
Derjenige, der in dieser Situation unterlegen 
wäre, hat die Kosten zu tragen. Wurde der Be-
klagte über diese Folgen belehrt, reicht es für 

eine Entscheidung nach billigem Ermessen 
auch aus, dass er zwei Wochen nach Erledi-
gungserklärung nicht widerspricht.

Letzter Punkt im Urteil ist die Erklärung zur 
vorläufigen Vollstreckbarkeit. Diese orientiert 
sich an der Systematik der §§ 708 ff. ZPO. Ein 
Urteil ist ohne Sicherheitsleistung (Fall des  
§ 708 ZPO) oder gegen Sicherheitsleistung 
(Fall des § 709 ZPO) vorläufig vollstreckbar. 
Der Kostenschuldner hat in den Fällen des  
§ 708 Nr. 4 bis 11 ZPO die Möglichkeit, die vor-
läufige Vollstreckung durch Leistung einer Si-
cherheitszahlung abzuwenden, um sich nicht 
dem Insolvenzrisiko des Gläubigers auszuset-
zen.

DIE RECHTSBEHELFE

Die Zwangsvollstreckungsklausur wird re-
gelmäßig so aufgebaut sein, dass eine Par-
tei die Zwangsvollstreckung aus einem Voll-
streckungstitel gemäß § 794 ZPO betreiben 
will und sich der Betroffene dagegen wehren 
möchte. Je nachdem, mit welchen Argumen-
ten sich der Schuldner gegen die Zwangsvoll-
streckung verteidigen möchte, ist der richtige 
Rechtsbehelf zu wählen.
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DIE VOLLSTRECKUNGSERINNERUNG 
§ 766 ZPO

Die Vollstreckungserinnerung ist ein for-
meller Rechtsbehelf, mit welchem sich der 
Schuldner mit formellen Einwendungen ge-
gen die Zwangsvollstreckung wehrt. Die Voll-
streckungserinnerung ist dann der richtige 
Rechtsbehelf, wenn die Voraussetzungen 
der Zwangsvollstreckung nicht vorlagen oder 
das Vollstreckungsorgan die Verfahrensvor-
schriften verletzt hat. Gemäß § 766 Abs. 2 
ZPO kann auch der Gläubiger Vollstreckungs-
erinnerung erheben, wenn sich der Gerichts-
vollzieher weigert, die Vollstreckung antrags-
gemäß auszuführen. Das gemäß §§ 802, 766 
ZPO ausschließlich zuständige Gericht, wel-
ches über die Erinnerung entscheidet, ist das 
Vollstreckungsgericht. Dies ist regelmäßig 
das Amtsgericht in dessen Bezirk die Vollstre-
ckung stattfinden soll, § 764 Abs. 1 ZPO. Die 
Entscheidung ergeht als Beschluss. Zulässige 
formelle Einwendungen im Rahmen der Erin-
nerung sind beispielhaft:

• Fehlen der allgemeinen Verfahrens- oder 
Vollstreckungsvoraussetzungen, z.B. kein 
Vollstreckungsantrag, falsches Vollstre-
ckungsorgan, keine Zustellung des Titels

• Fehlen der besonderen Vollstreckungs-
voraussetzungen, z.B. Ablauf eines be-
stimmten Kalendertages

• Vorliegen von Vollstreckungshindernis-
sen, z.B. wegen Insolvenzeröffnung

• Durchführung der Vollstreckung am fal-
schen Ort, zur falschen Zeit (§ 758a 
Abs. 4 ZPO), in der falschen Art und Weise 
(Fahrnisvollstreckung statt Forderungs-
vollstreckung) oder unter Verstoß gegen 
Pfändungsverbote der §§ 811 ff. ZPO.

DIE SOFORTIGE BESCHWERDE 
§ 793 ZPO

Ein weiterer formeller Rechtsbehelf ist die 
sofortige Beschwerde gemäß § 793 ZPO. Die 
Entscheidung ergeht auch hier als Beschluss. 
Sie richtet sich gegen Entscheidungen des 
Gerichts im Zwangsvollstreckungsverfahren 
mit fakultativer mündlicher Verhandlung. Da-
mit sind gemäß § 128 Abs. 4 ZPO solche Ent-
scheidungen gemeint, die keine Urteile sind. 
Dabei spielt vor allem die Abgrenzung von 
einer gerichtlichen Entscheidung und einer 
Maßnahme, gegen die die sofortige Beschwer-
de nicht statthaft ist, eine herausragende 
Rolle. Eine Entscheidung liegt danach immer 
vor, wenn ein Antrag (z.B. die Erinnerung nach 
§ 766 ZPO oder ein Antrag nach § 829 ZPO) 
abgelehnt wurde oder wenn der Schuldner vor 
der Entscheidung angehört wurde. Darunter 
fallen auch die Anordnung zur Durchsuchung 
der Wohnung nach § 758a Abs. 3 ZPO oder 
sonstige Entscheidungen des Vollstreckungs-
gerichts gemäß § 764 Abs. 3 ZPO. Zustän-
dig ist gemäß § 568, 572 Abs. 2 ZPO i.V.m. 
§ 72 GVG das Landgericht als Beschwerdege-
richt, im Fall des § 119 Abs. 1 GVG das Ober-
landesgericht. Die sofortige Beschwerde hat 
dann Erfolg, wenn die angefochtene Entschei-
dung rechtswidrig war. Die Vorschriften des 
§§ 567 ff. ZPO finden Anwendung.

DIE VOLLSTRECKUNGSABWEHR-
KLAGE § 767 ZPO

Wichtigster Rechtsbehelf, mit dem mate-
rielle Einwendungen gegen die Zwangsvoll-
streckung geltend gemacht werden können, 
ist die Vollstreckungsabwehrklage gemäß 
§ 767 ZPO. Damit kann sich der Schuldner mit 
Einwendungen wehren, die nicht die Vollstre-
ckung, sondern den festgestellten Anspruch 
selbst betreffen. Es handelt sich um eine pro-
zessuale Gestaltungsklage, deren Ziel es ist, 
dem Titel seine Vollstreckbarkeit zu nehmen. 
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Bei Erfolg wird die gesamte Vollstreckung für 
unzulässig erklärt. Zuständig ist das Prozess-
gericht des ersten Rechtszugs, welches das 
streitige Urteil erlassen hat.

In Klausuren häufig anzutreffende materiell 
rechtliche Einwendungen sind vor allem sol-
che rechtshemmender sowie rechtsvernich-
tender Art. Darunter fallen insbesondere Erfül-
lung, Erlass, Aufrechnung, Rücktritt, Stundung 
oder Wegfall der Geschäftsgrundlage. Diese 
Einwendungen müssen grundsätzlich nach-
träglich entstanden sein. Macht der Schuldner 
Einwendungen geltend, die bereits vor Schluss 
der mündlichen Verhandlung bestanden, ist er 
mit ihnen gemäß § 767 Abs. 2 ZPO präkludiert 
und kann sich nicht mehr darauf berufen. Bei 
den Gestaltungsrechten wie Rücktritt oder An-
fechtung kommt es auf den Zeitpunkt der Be-
fugnis zur Ausübung dieser an, nicht auf den 
der tatsächlichen Ausübung.

DIE TITELGEGENKLAGE § 767 ZPO 
ANALOG

Die Titelgegenklage dient dem Angriff gegen 
die Wirksamkeit des Titels selbst, nicht des-
sen zugrunde liegenden titulierten Anspruchs. 
Da § 766 ZPO nur gegen konkrete Vollstre-
ckungshandlungen erhoben werden darf und 
§ 767 ZPO direkt den Anspruch selbst betrifft, 
bedarf es bei Unwirksamkeit des Titels der 
Analogie. Die Präklusionsvorschrift des § 767 
Abs. 2 ZPO ist dagegen nicht analog anwend-
bar. Besonders examensrelevante Fallgruppen 
sind:

• Unwirksamkeit von Prozessvergleichen 
aufgrund mangelhafter Protokollierung

• Errichtung einer notariellen Urkunde bei 
fehlender Vollmacht oder fehlenden Pro-
zesshandlungsvoraussetzungen

• Unwirksamkeit einer notariellen Unter-
werfungserklärung wegen Verstoß gegen 
§ 134 BGB

• Pauschale oder unbestimmte Unterwer-
fungserklärung

• Wirkungslosigkeit eines Versäumnisur-
teils bei anschließendem Vergleich

DIE DRITTWIDERSPRUCHSKLAGE 
§ 771 ZPO

Mit der Drittwiderspruchsklage gemäß § 771 
ZPO kann sich ein Dritter gegen die Vollstre-
ckung des Gläubigers beim Schuldner wehren, 
wenn der Dritte selbst ein Interventionsrecht 
an der zu vollstreckenden Sache behaup-
tet. Sie richtet sich also gegen den Vollstre-
ckungsgläubiger. Dies ist der Fall, wenn er ein 
die Veräußerung hinderndes Recht zumindest 
behauptet. Solche Rechte stellen z.B. das Ei-
gentum, Vorbehaltseigentum, Anwartschafts-
recht, Sicherungseigentum oder der berech-
tigte Besitz dar. Die Zwangsvollstreckung wird 
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bei Erfolg bezüglich des betroffenen Gegen-
stands für unzulässig erklärt. Die örtliche Zu-
ständigkeit ist gemäß § 802, 771 ZPO aus-
schließlich, die sachliche Zuständigkeit richtet 
sich nach den allgemeinen Regeln.

 JURCASE INFORMIERT:
Auch das Anfechtungsrecht nach AnfG spielt 
häufig eine Rolle. Es ist streitig, ob das An-
fechtungsrecht nach §§ 11, 13 AnfG ein Inter-
ventionsrecht darstellt. Hier sollten einmal der 
Kommentar und die verschiedenen Argumen-
te studiert werden. 

DIE KLAGE AUF VORZUGSWEISE BE-
FRIEDIGUNG § 805 ZPO

Die Klage auf vorzugsweise Befriedigung rich-
tet sich nach § 805 ZPO und stellt eine pro-
zessuale Gestaltungsklage dar, die von einem 
Dritten gegen den Vollstreckungsgläubiger 
geltend gemacht wird. Sie stellt teils ein Mi-
nus zur Drittwiderspruchsklage dar, da der 
Kläger nicht die Zwangsvollstreckung an sich 
abwenden kann, sondern lediglich aus dem 
Erlös der Zwangsvollstreckung vorrangig be-
friedigt wird. Macht der Kläger besitzlose 
Pfand- oder Vorzugsrechte geltend, z.B. das 
Vermieterpfandrecht, ist die Klage nach § 805 
ZPO gegenüber der Drittwiderspruchsklage 
lex specialis. Auf das Pfändungspfandrecht 
kann sich der Kläger nicht berufen. In Betracht 
kommende Vorzugsrechte sind solche, die in 
§ 51 InsO genannt werden. Die Zuständigkeit 
richtet sich nach § 805 Abs. 2 ZPO.

JURCASE INFORMIERT:
Auf einige Vollstreckungstitel des § 794 ZPO 
lassen sich die allgemeinen Vorschriften der 
jeweiligen Rechtsbehelfe nicht einfach anwen-
den. Du solltest deshalb stets §§ 795 ff. ZPO 
im Auge behalten.

Dort finden sich Sonderregeln, vor allem für 
Prozessvergleiche, Vollstreckungsbescheiden 
und notarielle Urkunden. 

DIE KLAUSELRECHTSBEHELFE

Die ZPO stellt außerdem Rechtsbehelfe zur 
Verfügung, um sich im Klauselerteilungsver-
fahren bei Erteilung der beantragten Vollstre-
ckungsklausel zu wehren. Dabei ist streng dar-
auf zu achten, ob eine einfache Klausel gemäß 
§ 724 ZPO oder eine qualifizierte Klausel ge-
mäß §§ 725, 726 f. ZPO erteilt werden soll, da 
danach die Zuständigkeiten und die Rechtsbe-
helfe variieren können.

DIE KLAUSELERTEILUNGSKLAGE 
§ 731 ZPO

Die Klauselerteilungsklage gemäß § 731 ZPO 
kann der Gläubiger erheben, wenn er eine qua-
lifizierte Klausel beantragt, er also für den qua-
lifizierenden Umstand beweisbelastet ist, der 
Urkundenbeweis jedoch nicht möglich ist. Es 
handelt sich um eine normale Feststellungs-
klage, in der alle Beweismittel zulässig sind. 
Der Beklagte kann sich jedoch auch mit Ein-
wendungen entsprechend § 767 ZPO zur Wehr 
setzen.

DIE KLAUSELERINNERUNG § 732 ZPO 

Dem Schuldner steht die Klauselerinnerung 
gemäß § 732 ZPO zu. Es können formelle Ein-
wendungen erhoben werden, gegen die Er-
teilung der einfachen und der qualifizierten 
Klausel. Beispiele sind die fehlende Vollstre-
ckungsfähigkeit des Titels, die mangelnde 
Zuständigkeit des Vollstreckungsorgans oder 
Einwendungen gegen die Voraussetzung der 
Erteilung gemäß §§ 727 ff. ZPO, sofern die 
Einwendungen mit Urkunden belegbar sind.
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DIE KLAUSELGEGENKLAGE 
§ 768 ZPO

Wehrt sich der Schuldner gegen die Erteilung 
gegen eine qualifizierte Klausel und kann er 
seine materiellen Einwendungen nicht durch 
Urkunden belegen, so bleibt ihm lediglich die 
Klauselgegenklage gemäß § 768 ZPO.

VwGO müssen bestimmt werden, um eine 
Klage am richtigen Verwaltungsgericht zu er-
heben. Die sachliche Zuständigkeit ergibt sich 
aus den §§ 45 ff. VwGO. Im normalen Klausur-
fall im ersten Rechtszug ist dies in der Regel 
das Verwaltungsgericht gemäß § 45 VwGO. 
Für spezielle Sachverhalte ist das Oberver-
waltungsgericht erstinstanzlich gemäß §§ 47, 
48 VwGO zuständig. Hier solltest du das Ge-
setz aufmerksam lesen. Die Zuständigkeit des 
Bundesverwaltungsgerichts in erster Instanz 
ist in § 50 VwGO normiert. Die örtliche Zustän-
digkeit resultiert auf § 52 VwGO. In den Fällen 
der Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen 
ist dies stets das Verwaltungsgerichts, in des-
sen Bezirk der Verwaltungsakt erlassen oder 
beantragt wurde. Im Übrigen gilt das Wohn-
sitzprinzip.

Die förmliche Zustellung ist gemäß § 56 
Abs. 1 VwGO notwendig, wenn dies im Gesetz 
vorgeschrieben ist. Wichtigstes Beispiel ist 
die Zustellung des Widerspruchsbescheids 
gemäß § 73 Abs. 3 VwGO.

Absoluter Klausurklassiker ist die Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand gemäß 
§ 60 VwGO. Die Wiedereinsetzung ist immer 
dann zu prüfen, wenn eine gesetzlich vorge-
schriebene Frist vermeintlich versäumt wurde.

 JURCASE INFORMIERT
Denke immer daran, dass die VwGO nur im 
gerichtlichen Verfahren (Klage- oder Eil-
rechtsverfahren) Anwendung findet. Für 
das Widerspruchsverfahren und die ver-
fahrensrechtlichen Besonderheiten im Aus-
gangsverfahren halten die jeweils geltenden 
Landesgesetze eigene Regeln bereit. Die Ver-
waltungsgerichtsordnung wird nicht ange-
wendet.

GRUNDWISSEN VWGO

Die bereits für das Erste Staatsexamen erlern-
ten verfahrensrechtlichen Besonderheiten zu 
den jeweiligen Klagearten (§§ 40 ff. VwGO) 
und dem Vorverfahren (§§ 68 ff. VwGO) ge-
hören zweifelsohne auch im Assessorexamen 
zu den absoluten Basics. In der Zweiten Ju-
ristischen Staatsprüfung spielen noch weite-
re Normen eine zentrale Rolle, die sicher be-
herrscht werden müssen.

Gerichtliche Zuständigkeiten, §§ 45 ff., 52 
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PROZESSUALE BESONDERHEITEN

Gemäß § 65 VwGO kann oder muss das Ge-
richt in einigen Fällen die Beiladung Dritter an-
ordnen. Beizuladen sind solche Dritte, deren 
Interessen durch das Urteil berührt werden. 
Beigeladene werden im Rubrum unter der Klä-
ger- und Beklagtenpartei mit ladungsfähiger 
Anschrift aufgeführt. Gemäß § 121 VwGO er-
streckt sich die Rechtskraft des Urteils auch 
auf sie.

In einfach gelagerten Fällen soll das Gericht 
die Entscheidung einem Einzelrichter gemäß 
§ 6 Abs. 1 VwGO übertragen werden. Dies 
muss zu Beginn der Entscheidungsgründe im 
Urteil kurz dargelegt werden. In der Urteilsfor-
mel wird der Zusatz Richter am Verwaltungsge-
richt als Einzelrichter aufgenommen.

Ohne mündliche Verhandlung und durch Ge-
richtsbescheid kann gemäß § 84 Abs. 1 VwGO 
in Sachverhalten entscheiden, die keine be-
sondere Schwierigkeit aufweisen. Die Ent-
scheidung wird nicht mit Urteil, sondern mit 
Gerichtsbescheid überschrieben. Ehrenamtli-
che Richter wirken nicht mit. Neben der Beru-
fung haben die Beteiligten die Möglichkeit, die 
Durchführung der mündlichen Verhandlung zu 
beantragen. Dann gilt der Gerichtsbescheid 
als nicht ergangen. Darauf ist in der Rechts-
mittelbelehrung hinzuweisen. Ein Gerichtsbe-
scheid ist in der Regel nur nach eindeutigem 
Hinweis im Bearbeitervermerk zu verfassen.

Die Klageänderung richtet sich entweder 
nach § 173 VwGO i.V.m. § 264 ZPO oder nach 
§ 91 VwGO. Erstere ist dann einschlägig, wenn 
eine der Fallgruppen des § 264 ZPO vorliegt, 
etwa bei einem Übergang von der Verpflich-
tungsklage zur Feststellungsklage nach Erle-
digungserklärung oder bei einem zusätzlichen 
Annexantrag gemäß § 113 Abs. 1 S. 2 VwGO. 
Im Rahmen des § 91 VwGO darf der Absatz 
zwei nicht übersehen werden, wonach rügelo-
se Einlassung auf die Klageänderung erfolgen 
kann.

Die Klagerücknahme gemäß § 92 VwGO hat 
zur Folge, dass das Verfahren eingestellt wird 
(§ 92 Abs. 3 VwGO). Bleibt ein Teil der Klage 
rechtshängig, muss im Tenor des Urteils die 
Einstellung deklaratorisch ausgesprochen 
werden und über den restlichen Teil eine Ent-
scheidung im Übrigen ergehen. Nach Beginn 
der mündlichen Verhandlung kann nur mit 
Zustimmung des Gegners zurückgenommen 
werden. Die Einstellung ist unanfechtbar und 
die Rücknahme unwiderruflich, es kann je-
doch erneut Klage erhoben werden.

Eine Entscheidung ohne mündliche Verhand-
lung ist gemäß § 101 Abs. 2 VwGO möglich, 
wenn alle Beteiligten einverstanden sind. Das 
Einverständnis zur Entscheidung ohne münd-
liche Verhandlung solltest du in den Zweckmä-
ßigkeitserwägungen der Anwaltsklausur stets 
im Hinterkopf haben.

Die übereinstimmende Erledigung ist in § 161 
Abs. 2 VwGO geregelt. Die Entscheidung er-
geht als Beschluss. Ob tatsächlich ein erledi-
gendes Ereignis eingetreten ist, wird seitens 
des Gerichts nicht überprüft. Das Verfahren 
wird lediglich analog § 92 Abs. 3 VwGO un-
anfechtbar eingestellt. Ist bereits ein Urteil er-
gangen, wird dieses unwirksam. In den Grün-
den I. ist darzustellen, warum die Einstellung 
erfolgt ist. Sodann ist lediglich nach billigem 
Ermessen über die Kosten zu entscheiden. Da-
bei kommt es darauf an, wer ohne Erledigungs-
erklärung die Kosten zu tragen gehabt hätte.

Die einseitige Erledigung ist nicht gesetzlich 
normiert und § 161 Abs. 2 VwGO findet auch 
keine analoge Anwendung. Sie ist eine Klage-
änderung sui generis, denn nur so ist es dem 
Kläger möglich, einer negativen Kostenent-
scheidung zu entgehen. Eine Klagerücknahme 
würde zur Kostentragung gemäß § 155 Abs. 2 
VwGO führen, bei einer Fortsetzungsfeststel-
lungklage würde noch eine Sachentscheidung 
ergehen, die im Falle der Erledigung jedoch 
nicht mehr gewünscht ist. Voraussetzung für 
die einseitige Erledigung ist, dass dem Kla-
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gebegehren nach Klageerhebung durch ein 
außerprozessuales Ereignis die Grundlage 
entzogen wird und die Klage dadurch ihre Er-
folgsaussichten verliert. Aus welchem Grund 
einseitig für erledigt erklärt wird, ist irrelevant. 
Ob im Rahmen der einseitigen Erledigung 
auch zu Zulässigkeit und Begründetheit der 
ursprünglichen Klage überprüft wird, ist um-
stritten. Die herrschende Meinung will dies 
nur dann zulassen, wenn der Beklagte ein be-
rechtigtes Interesse an der Sachentscheidung 
hat. Denn der Beklagte hat stets die Möglich-
keit, der Erledigung zuzustimmen und dadurch 
eine Überprüfung gemäß § 161 Abs. 2 VwGO 
zu veranlassen. Zur Bewertung des berech-
tigten Interesses werden die Fallgruppen der 
Fortsetzungsfeststellungsklage herangezo-
gen. Der Tenor entspricht dem einer Feststel-
lungsklage.

NEBENENTSCHEIDUNG

Im Urteil ergeht eine Kostengrundentschei-
dung gemäß §§ 154 ff. VwGO. Der unterlie-
gende Teil hat die Kosten des Verfahrens zu 
tragen. Bei anteiligem Unterliegen und Obsie-
gen wird eine Quote erstellt, eine Vorschrift 
entsprechend § 92 Abs. 2 ZPO existiert in der 
Verwaltungsgerichtsordnung nicht. Die Kos-
ten werden in der Regel nicht gegeneinander 
aufgehoben, da die Beklagte in der Regel nicht 
anwaltlich vertreten ist und damit nur geringe 
außergerichtliche Kosten hat.

Die Kosten für die Bevollmächtigung eines 
Rechtsanwalts im Vorverfahren können ge-
mäß § 162 Abs. 2 S. 2 VwGO ebenfalls erstat-
tet werden, wenn die Bevollmächtigung für 
notwendig erklärt wird. Dies ist besonders bei 
rechtlich oder tatsächlich schwierigen Sach-
verhalten der Fall.

Die Kosten des Beigeladenen werden gemäß 
§ 162 Abs. 3 VwGO nur erstattet, wenn dieser 
selbst einen Antrag gestellt hat, sich also ge-
mäß § 154 Abs. 3 VwGO ebenfalls dem Kos-

tentragungsrisiko ausgesetzt hat.

Die vorläufige Vollstreckbarkeit richtet sich 
nach § 167 VwGO, welcher auf die Vorschrif-
ten der Zivilprozessordnung verweist. Bei An-
fechtungs- und Verpflichtungsklagen sowie 
der Fortsetzungsfeststellungsklage ist ent-
sprechend § 167 Abs. 2 VwGO nur die Kosten-
entscheidung vorläufig vollstreckbar.

In der Rechtsmittelbelehrung ist auf den An-
trag auf Berufung gemäß §§ 124a Abs. 4, 124 
Abs. 1 VwGO hinzuweisen.
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BASISWISSEN STPO

DAS ERMITTLUNGSVERFAHREN

Besonders wichtig für die Staatsanwalts-, aber 
teilweise auch für die Revisionsklausur sind 
die Normen, die den Ablauf des Ermittlungs-
verfahrens regeln. Hier existieren viele Fallhö-
hen, die zu einem Beweisverwertungsverbot 
führen können, wenn nicht sauber gearbeitet 
wird.

§ 152 Abs. 2 StPO – Anfangsverdacht: Er ist 
die Grundlage jeder polizeilichen Arbeit. Nur 
wenn ein Anfangsverdacht vorliegt, können 
gegen den Verdächtigen Ermittlungsmaßnah-
men durchgeführt werden. Anfangsverdacht 
liegt vor, wenn zureichende tatsächliche An-
haltspunkte für eine verfolgbare Straftat vor-
liegen. Es besteht ein Beurteilungsspielraum 
der Staatsanwaltschaft.

§ 136 Abs. 1 StPO – Beschuldigten-
vernehmung: Die Norm knüpft an die Beschul-
digtenstellung an. Beschuldigter ist, gegen 
wen ein objektiver Anfangsverdacht besteht 
und gegen wen die Strafverfolgungsorgane 
das Strafverfahren betreiben. Diese Stellung 
darf dem Beschuldigten nicht willkürlich vor-
enthalten werden, da sie verschiedene Be-
schuldigtenrechte mit sich bringt. Er ist als 
Beschuldigter gemäß § 136 Abs. 1 StPO zu 
belehren. Unterbleibt die Belehrung kann der 
Fehler in einer weiteren Vernehmung durch 
eine sogenannte qualifizierte Belehrung beho-
ben werden. Hier gibt es in Klausuren häufig 
Probleme. Eine informatorische Befragung un-
terliegt nicht der Belehrungspflicht, unschäd-
lich sind auch Spontanaussagen des Verdäch-
tigen vor erfolgter Belehrung.

§ 136a StPO – Verbotene Vernehmungs-
methoden: Ebenfalls ein beliebtes Klausurthe-
ma. Es besteht ein absolutes Beweisverwer-
tungsverbot gemäß § 136a Abs. 3 StPO, wenn 
der Beschuldigte in seiner Willensentschlie-
ßungs- und Willensbetätigungsfreiheit beein-

trächtigt wird und dies kausal auf einer der 
genannten verbotenen Vernehmungsmetho-
den beruht. Verbotene Täuschung ist häufig 
von zulässiger kriminalistischer List zu unter-
scheiden. Ist eine Kausalkette zwischen ver-
botener Vernehmungsmethode und Aussage 
nicht zu erkennen, bleibt die Aussage dennoch 
verwertbar.

§ 163 StPO – Generalklausel für die Ermitt-
lungsbefugnisse der Polizei: Sie findet dann 
Anwendung, wenn keine Spezialermächtigun-
gen einschlägig sind.

§§ 52, 53, 55 StPO – Zeugen: Zeugen, die in 
der in § 52 Abs. 1 StPO genannten Weise mit 
dem Beschuldigten verwandt sind oder zu den 
in § 53 StPO genannten Berufsgruppen ge-
hören, haben ein Zeugnisverweigerungsrecht. 
Angehörige müssen darüber gemäß § 52 Abs. 
3 StPO belehrt werden. Sinn und Zweck der 
Norm ist der Schutz des Familienfriedens. 
Zeugen, die Gefahr laufen, sich durch ihre Aus-
sage selbst zu belasten, müssen gemäß § 55 
Abs. 2 StPO über ihr Aussageverweigerungs-
recht belehrt werden. Dies besteht nicht für 
ihre gesamte Aussage, sondern nur für die Tei-
le, die zu einer Selbstbelastung führen könn-
ten. Geschützt wird der nemo-tenetur Grund-
satz, wonach sich niemand selbst belasten 
muss.

§§ 170 Abs. 1, 203 StPO – Hinreichender 
Tatverdacht: Prüfungsmaßstab für die Erhe-
bung der Anklage. Die Staatsanwaltschaft 
wird Anklage erheben, wenn hinreichender 
Tatverdacht vorliegt. Dies ist der Fall, wenn 
es nach Aktenlage wahrscheinlich ist, dass 
der Beschuldigte Täter einer Straftat ist, eine 
Verurteilung also wahrscheinlicher ist als ein 
Freispruch. Diese Definition darf in keiner An-
klage-Klausur fehlen.
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POLIZEILICHE ZWANGSMASS-
NAHMEN

§ 81a StPO – Körperlicher Eingriff 
(Blutentnahme): Die Norm spielt bei Verkehrs-
delikten oft eine Rolle oder wenn die Schuld-
fähigkeit des Beschuldigten nach Alkoholkon-
sum fraglich ist. Der richterlichen Anordnung 
bedarf es dann nicht, wenn der Beschuldigte 
in die Maßnahme eingewilligt hat oder Gefahr 
im Verzug ist.

§§ 94 ff. StPO – Sicherstellung und 
Beschlagnahme: Wird ein für die Untersuchung 
relevanter Gegenstand nicht freiwillig zur Si-
cherstellung herausgegeben, muss er förm-
lich beschlagnahmt werden. Die Beschlagnah-
me bedarf der richterlichen Anordnung gemäß 
§ 98 Abs. 1 StPO. Für die Beschlagnahme bei 
Dritten gilt § 95 StPO. Besonders zu beachten 
sind die Beschlagnahmeverbote in § 97 StPO, 
etwa bezüglich Mitteilungen zwischen Be-
schuldigtem und Angehörigen im Sinne des 
§ 52 Abs. 1 StPO. Ein Verstoß führt hier regel-
mäßig zu einem Verwertungsverbot.

§§ 100a ff. StPO: Häufig geht es um tech-
nisch aufgezeichnete Telefongespräche (Tele-
kommunikationsüberwachung § 100a StPO) 
oder die akustische Wohnraumüberwachung 
(§ 100c StPO). Hier ist besonderes Augen-
merk auf den Straftatenkatalog in § 100a 
Abs. 2 StPO zu legen. Die Maßnahmen sind nur 
bei besonders schwerwiegenden Straftaten 
im Einzelfall zulässig und bedürfen der rich-
terlichen Anordnung. Bei Verstoß besteht ein 
Verwertungsverbot. Bei Zufallsfunden ist auf 
§ 479 Abs. 2 S. 1 StPO abzustellen, der an ei-
nen hypothetisch rechtmäßigen Ermittlungs-
verlauf anknüpft. Auch der Zugriff auf E-Mails 
oder SMS ist über § 100a StPO zulässig.

§§ 102 ff. StPO – Durchsuchung: Möglich 
beim Beschuldigten und bei Dritten nach 
§ 103 StPO. Umfasst sind die Durchsuchung 
von Wohnung und der betroffenen Person 
selbst. Ein Durchsuchungsbeschluss tritt spä-

testens nach 6 Monaten außer Kraft. Eine feh-
lerhafte Durchsuchung führt in der Regel nicht 
zu einem Beweisverwertungsverbot.

§ 112 StPO – Untersuchungshaft: Sehr wich-
tige Norm in der StA-Klausur. Im B-Gutachten 
sind die Voraussetzungen der U-Haft häufig 
zu prüfen. Es bedarf eines dringenden Tatver-
dachts und wenigstens eines Haftgrundes. 
Die Maßnahme darf außerdem nicht unver-
hältnismäßig sein oder als Ersatzhaft dienen. 
Deshalb sind auch hier Verwertungsverbote 
und Verfahrenshindernisse zu beachten. § 112 
Abs. 3 StPO ist verfassungskonform auszule-
gen und findet nur Anwendung, wenn wenigs-
tens ein weiterer Haftgrund nach Absatz 2 vor-
liegt.

 JURCASE INFORMIERT:
Stehen polizeiliche Zwangsmaßnahmen zur 
Überprüfung, muss stets auch der Aspekt der 
Verhältnismäßigkeit und der Willkür beachtet 
werden. Dies gilt nicht nur bei Verhängung von 
Untersuchungshaft. Willkür liegt häufig dann 
vor, wenn sich Polizeibeamte bewusst über 
Verfahrensvorschriften hinwegsetzen. 
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IN DER HAUPTVERHANDLUNG

§ 244 StPO – Beweisaufnahme: Die Norm ist 
besonders in der Revisionsklausur relevant. 
Stellt der Beschuldigte gemäß § 244 Abs. 3 
StPO einen Beweisantrag, kann dieser nur un-
ter den engen Voraussetzungen der § 244 Abs. 
3 bis 6 StPO per Gerichtsbeschluss abgelehnt 
werden. Zunächst sollte jedoch immer geprüft 
werden, ob tatsächlich ein formgerechter Be-
weisantrag vorliegt. Dabei ist insbesondere 
auf die Konnexität von Beweismittel und Be-
weisbehauptung zu achten, da ansonsten 
ein bloßer Beweisermittlungsantrag vorliegt. 
§ 244 Abs. 2 StPO normiert die allgemeine 
Aufklärungs- und Ermittlungspflicht des Ge-
richts.

§ 252 StPO – Zeugnisverweigerungsrecht: 
Die Norm schützt das Zeugnisverweigerungs-
recht aus §§ 52 ff. StPO. Eine Umgehung 
durch Verlesung einer früheren Aussage ist 
danach unzulässig. Zulässig sind jedoch form-
freie Vorhalte aus Vernehmungsprotokollen, 
wenn der Zeuge aussagt. Unzulässig ist auch 
die Vernehmung eines Polizeibeamten, der die 
frühere Vernehmung geleitet hat als Zeugen 
vom Hörensagen. Eine Ausnahme besteht, 
wenn die damalige Vernehmungsperson eine 
richterliche gewesen ist und bei der damaligen 
Vernehmung ordnungsgemäß belehrt worden 
ist. Nicht betroffen von § 252 StPO sind außer-
dem Spontanaussagen. Auf das Auskunfts-
verweigerungsrecht ist die Norm unanwend-
bar. Die Vernehmung einer Verhörsperson ist 
hier zulässig.

§ 254 StPO – Verlesung eines richterlichen 
Protokolls: Ausnahme vom Verlesungsverbot, 
wenn der Beschuldigte ordnungsgemäß durch 
einen Richter vernommen wurde.

§ 257c StPO – Verständigung: Gegenstand 
der Verständigung können nur Rechtsfolgen 
sowie Maßnahmen zum Verfahrensverlauf 
sein. Ein Geständnis soll regelmäßig Teil einer 
Verständigung sein. Es darf eine Ober- und Un-

tergrenze einer zu erwartenden Strafe festge-
legt werden, die jedoch weder nach oben noch 
nach unten unangemessen hoch oder niedrig 
sein darf, um den Angeklagten nicht unange-
messen unter Druck zu setzen.

§ 264 StPO – Prozessuale Tat: Die prozessua-
le Tat legt den Umfang der angeklagten Straf-
tat fest. Sie beschreibt einen einheitlichen 
Lebenssachverhalt, der nicht willkürlich oder 
unnatürlich auseinandergerissen werden soll. 
Steht eine weitere, nicht angeklagte prozes-
suale Tat im Raum, muss Nachtragsanklage 
erhoben werden. Der Strafklageverbrauch be-
zieht sich auf die gesamte prozessuale Tat.

 JURCASE INFORMIERT:
Die einzelnen Beiträge zum Basiswissen mit 
weiterführenden Links zu einer dem hier er-
gänzenden Grundwissenreihe zu ZPO, VwGO 
und StPO findest du hier:

Arrow-circle-right Basiswissen ZPO (Teil 1): Die Zivilprozess-
ordnung im Zweiten Staatsexamen

Arrow-circle-right Basiswissen ZPO (Teil 2): Das Zwangsvoll-
streckungsrecht im Zweiten Staatsexamen – 
Die Rechtsbehelfe

Arrow-circle-right Basiswissen VwGO: Die Verwaltungsge-
richtsordnung im Zweiten Staatsexamen

Arrow-circle-right Basiswissen StPO: Die Strafprozessord-
nung im Zweiten Staatsexamen

https://jurcase.com/basiswissen-zpo-teil-1-die-zivilprozessordnung-im-zweiten-staatsexamen/
https://jurcase.com/basiswissen-zpo-teil-1-die-zivilprozessordnung-im-zweiten-staatsexamen/
https://jurcase.com/basiswissen-zpo-teil-2-das-zwangsvollstreckungsrecht-im-zweiten-staatsexamen-die-rechtsbehelfe/
https://jurcase.com/basiswissen-zpo-teil-2-das-zwangsvollstreckungsrecht-im-zweiten-staatsexamen-die-rechtsbehelfe/
https://jurcase.com/basiswissen-zpo-teil-2-das-zwangsvollstreckungsrecht-im-zweiten-staatsexamen-die-rechtsbehelfe/
https://jurcase.com/basiswissen-vwgo-die-verwaltungsgerichtsordnung-im-zweiten-staatsexamen/
https://jurcase.com/basiswissen-vwgo-die-verwaltungsgerichtsordnung-im-zweiten-staatsexamen/
https://jurcase.com/basiswissen-stpo-die-strafprozessordnung-im-zweiten-staatsexamen/
https://jurcase.com/basiswissen-stpo-die-strafprozessordnung-im-zweiten-staatsexamen/
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3   SOFT SKILLS  
IM REFERENDARIAT 

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von 
Lara

In der heutigen Zeit werden Soft Skills immer 
wichtiger – vor allem im Berufsleben. Soft 
Skills können einen Lebenslauf schnell auf-
peppen und können gerade dann relevant wer-
den, wenn die Noten nicht zu 100% passen. 
Die moderne Berufswelt legt nicht nur Wert 
auf die qualitative Ausbildung, sondern auch 
auf die Persönlichkeit. Hier spielen insbeson-
dere Zusatzqualifikationen eine große Rolle. 
Das bestätigt auch das Landesprüfungsjustiz-
amt Bayern:

„Gerade für Berufseinsteiger gewinnt der Erwerb 
interdisziplinärer Zusatzqualifikationen ange-
sichts weiterhin hoher Absolventenzahlen und 
des beträchtlichen Konkurrenzdrucks auf dem 
Arbeitsmarkt für Juristen damit immer größere 
Bedeutung“ 

Quelle: LJPA Bayern

MÖGLICHKEITEN IM 
REFERENDARIAT

In Bayern gibt es verschiedene Möglichkeiten 
Zusatzqualifikationen während des Referen-
dariats zu erwerben. In diesem Rahmen sei je-
doch betont: Nichts ist ein Muss, die Teilnah-
me ist freiwillig.

Das Angebot hängt vom jeweiligen OLG-Be-
zirk ab, nicht in allen OLG-Bezirken werden alle 
Kurse angeboten. Folgende Kurse stehen zur 
Auswahl:

• PC- und Internetkurse

• Moderne Betriebswirtschaft

• Buchführungs- und Bilanzkundekurse

• Workshops zum Verhandlungsmanage-
ment

• Mediation

• Rhetorik- und Argumentationsseminare

• Fachspezifische Fremdsprachenausbil-
dung für Rechtsreferendare

Weiter Informationen zu den einzelnen Kursen 
findet ihr hier (unter Zusatzqualifikationen).

https://jurcase.com/die-jura-notenskala/
https://www.justiz.bayern.de/landesjustizpruefungsamt/vorbereitungsdienst-fuer-rechtsreferendare/
https://www.justiz.bayern.de/landesjustizpruefungsamt/vorbereitungsdienst-fuer-rechtsreferendare/
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Ich habe bisher den Rhetorikkurs und den 
Workshop zum Verhandlungsmanagement 
besucht und berichte euch von meinen Erfah-
rungen.

RHETORIKKURS

Der Rhetorikkurs war bei uns auf zwei Tage 
ausgelegt. Da wir jedoch nur eine kleine Grup-
pe von 5 Personen waren, konnten wir den 
Stoff innerhalb eines Tages abarbeiten. In-
haltlich ging es um Kommunikation und Ge-
sprächsführung. Kommunikationsfähigkeit ist 
das A und O für einen Juristen, egal welcher 
Berufsweg eingeschlagen wird. Als Anwalt/
Anwältin muss man Gesprächsführung mit 
dem Mandanten beherrschen – als Richter/-
in muss ein gewisses Gespür für die Parteien 
entwickelt werden – als Staatsanwalt/-anwäl-
tin wird Redegewandtheit vor allem im Rah-
men des Schlussplädoyers gefordert. Daher 
war dieser Kurs in jeder Hinsicht sinnvoll und 
ich möchte auf jeden Fall neben dem bereits 
absolvierten Grundkurs auch den Aufbaukurs 
besuchen.

Inhalte des Seminars waren:

• Grundlagen der Gesprächsführung in der 
juristischen Praxis

• Mandantengespräche und Zeugenbefra-
gung

• Das Plädoyer des Staatsanwalts und 
Strafverteidigers

• Gesprächsfördernde Kommunikation

• Fragetechnik und nondirektives Ge-
sprächsverhalten

• Körpersprache und nonverbale Kommuni-
kation

Vormittags sind wir mit einer kleinen Theo-
rieeinheit gestartet. Hierbei erlernten wir die 
Grundtechniken der Gesprächsführung und 

haben uns auch mit psychologischen Aspek-
ten beschäftigt. Sehr schnell haben wir ver-
sucht, das Erlernte praktisch anzuwenden.

Was ich absolut nicht leiden kann ist, meine ei-
gene aufgenommene Stimme zu hören – kennt 
ihr das? Und genau dieser Albtraum wurde in 
kürzester Zeit wahr. Wir haben nämlich gegen-
seitig kleine Vorträge über Kollegen gehalten 
und dabei wurden wir gefilmt. Im Anschluss 
haben wir uns die Filmaufnahme angeschaut 
und analysiert, was wir „richtig“ gemacht ha-
ben und was noch verbesserungswürdig er-
scheint. Dennoch muss ich sagen, dass diese 
Übung – auch wenn ich sie im ersten Moment 
als schrecklich empfand – eine absolute Top-
Übung war. Wir haben nämlich genau an den 
Schwachstellen gearbeitet, um überzeugen-
der und präsenter aufzutreten. Das erlernt man 
wirklich am effektivsten, wenn man es selbst 
an sich sieht! Der Vormittag war gespickt mit 
kleinen Übungen und Theorieeinheiten.

Am Nachmittag haben wir dann noch eine Art 
Planspiel durchgeführt und eine Verhandlung 
simuliert. Dabei hat jeder eine Rolle eingenom-
men (Angeklagter, Vorsitzender Richter, Ver-
teidiger, Staatsanwalt, Zeuge, Zuschauer) und 
durch geschickte Kommunikationsführung 
versucht das Bestmögliche rauszuholen.

Der ganze Tag war ein absoluter Erfolg und 
ich würde das Seminar jederzeit gerne wieder 
durchführen und kann das jedem nur wärms-
tens empfehlen, da sich meine Kommuni-
kationsfähigkeit deutlich erhöht hat und ich 
seitdem deutlich überzeugender und selbstsi-
cherer auftrete.

WORKSHOP ZUM VERHAND-
LUNGSMANAGEMENT

Auch in diesem Seminar ging es zunächst um 
Gesprächsführung und Kommunikation. Denn 
das ist die Basis für eine gute Verhandlungs-
position und Verhandlungsführung. Der Work-
shop war an zwei Tagen ganztags und daher 

https://jurcase.com/von-mandantenauftrag-bis-zur-verhandlung/
https://jurcase.com/von-mandantenauftrag-bis-zur-verhandlung/
https://jurcase.com/insiderwissen-referendariat-interview-mit-richterin-stuffler-buhr-vom-landgericht-wiesbaden-teil-1/
https://jurcase.com/insiderwissen-referendariat-interview-mit-richterin-stuffler-buhr-vom-landgericht-wiesbaden-teil-1/
https://jurcase.com/insiderwissen-referendariat-interview-mit-staatsanwaeltin-klunke-von-der-staatsanwaltschaft-wiesbaden-teil-1/
https://jurcase.com/insiderwissen-referendariat-interview-mit-staatsanwaeltin-klunke-von-der-staatsanwaltschaft-wiesbaden-teil-1/
https://jurcase.com/unser-planspiel-in-der-zivilrechtsstation-es-muss-nicht-immer-ernst-sein/
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fürs Gehirn sehr anstrengend. Die Theorieein-
heiten waren hier deutlich länger, was den gan-
zen Workshop leider etwas in die Länge gezo-
gen hat. Gefreut habe ich mich wiederum auf 
die praktischen Übungen. Wir haben immer 
wieder an kleineren Fällen geübt, wie man sei-
ne Position bestmöglich durchsetzt und wann 
es auch sinnvoll sein kann, nachzugeben, um 
einen Kompromiss zu finden.

Einige hat es gefreut: In diesem Workshop 
ging es überhaupt nicht juristisch zu! Die Fälle 
spielten meistens im Bereich einer Vertrags-
verhandlung (Kaufvertrag, Bankdarlehen). Ich 
persönlich hätte es jedoch besser gefunden, 
den ganzen Workshop deutlich juristischer zu 
gestalten und auf die spezifischen Situatio-
nen der Juristerei einzugehen. Dennoch war 
es auch eine angenehme Abwechslung zum 
sonst so juristischen Alltag. Und wie man 
so schön sagt, haben wir viel fürs Leben ge-
lernt. Vorteil dieses Workshops war es, dass 
man eine Grundbasis für eine mögliche Wirt-
schaftsmediatoren-Ausbildung bereits hinter 
sich hat. Der Workshop kann nämlich im Rah-
men eines einwöchigen Seminars in einem 
Seminarhotel weitergeführt werden. Danach 
hat man den „Abschluss“ Wirtschaftsmedia-
tor in der Tasche. Der Freistaat Bayern über-

nimmt die Kursgebühren. Die Hotelgebühren 
sowie eine Tagungspauschale muss man aber 
selbst tragen (insgesamt ca. 500 Euro). Hier 
muss jeder selbst entscheiden, ob einem das 
das Geld wert ist. Ich glaube aber, dass ein sol-
cher Abschluss im späteren Berufsleben unter 
Umständen deutliche Vorteile bringen kann. 
Vor allem ist es ratsam, wenn man mit dem 
Gedanken spielt nach dem Zweiten Staatsex-
amen eine Mediatonsausbildung anzuhängen. 
Denn dann hat man auch hier bereits einen 
Grundstein und Teil der gesamten Ausbildung 
absolviert. Das Wochenseminar wird nämlich 
auf die Ausbildungszeit angerechnet.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
Soft Skills sind so wichtig, dass sogar eine 
Vielzahl von Arbeitgebern entsprechende Kur-
se anbieten. Vorkenntnisse machen da also 
einen besonders guten Eindruck.
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https://jurcase.com/die-hospitation-im-rahmen-der-gueterichterlichen-mediation/
https://jurcase.com/soft-skills-im-referendariat/
https://jurcase.com/soft-skills-im-referendariat/
https://jurcase.com/soft-skills-im-referendariat/


#
K

A
R

R
IE

R
ES

T
A

R
T

«

»Das Referendariat bietet die 
einzigartige Chance, sich ver-
schiedene Berufsbilder anzu-
sehen und vielleicht auch die 
ein oder andere ungewöhn-
liche Erfahrung zu sammeln. 
Das sollte man unbedingt nut-
zen und sich rechtzeitig dar-
um kümmern, denn die span-
nendsten Stationen sind oft 
schnell vergeben. 
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1  ALTERNATIVE  
KARRIEREWEGE ALS  
DIPLOM-JURIST:IN 

Auszug aus dem Beitrag unserer Redakteurin 
Elena Hofacker, Diplom-Juristin

WAS DARF EIN:E DIPLOM- 
JURIST:IN ÜBERHAUPT?

Du bist (noch) kein:e sog. Volljurist:in, das 
heißt du bist als Diplom-Jurist:in nicht für eine 
selbständige, geschäftsmäßige Rechtsbera-
tung zugelassen oder anders gesagt für den 
Beruf des Richters bzw. der Richterin, des/der 
Staatsanwalts/-anwältin oder des/der Rechts-
anwalts/-anwältin bist du mit dem Ersten 
Staatsexamen allein nicht qualifiziert.

Im Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG), wel-
ches am 1. Juli 2008 in Kraft trat, finden sich 
einige außergerichtliche Rechtsdienstleistun-
gen, die auch ein:e Diplom-Jurist:in erbringen 
darf (§ 2 Abs. 3 RDG). Dazu gehört etwa die 
Erstattung wissenschaftlicher Gutachten oder 
die Tätigkeit von Einigungs- und Schlichtungs-
stellen.

WIRTSCHAFT

Als Diplom-Jurist:in könntest du zum Beispiel 
als juristische:r Sachbearbeiter:in in Versicherun-
gen, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, Unter-
nehmensberatungen oder Rechtsabteilung einer 
Firma arbeiten. Auch in Personalabteilungen von 
Unternehmen sind Diplom-Juristen und -Juris-
tinnen gerngesehene Kollegen und Kolleginnen. 
Auch juristische Verlage suchen manchmal Dip-
lom-Juristen und -Juristinnen für das Lektorat.

WISSENSCHAFT

Du könntest natürlich auch an der Universität 
bleiben und in die Wissenschaft gehen. Als Wis-
senschaftliche:r Mitarbeiter:in unterstützt du die 
Lehre und die Forschung. Solltest du diesen Weg 
einschlagen wollen, gibt es die Möglichkeit der 
Anstellung im Öffentlichen Dienst. Nicht nur der 
Fachbereich Rechtswissenschaft sucht Juristen 
und Juristinnen, auch in anderen Fachbereichen 
oder in der Verwaltung sind hier und da Stellen für 
Diplom-Juristen und -Juristinnen zu finden.

ÖFFENTLICHER DIENST

Wenn der Öffentliche Dienst attraktiv für dich 
ist, besteht auch die Möglichkeit in der Verwal-
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tung, auf dem Arbeitsamt oder dem Ordnungs-
amt einen Job als Diplom-Jurist:in zu finden. 
Auch kannst du dich in der Politik einbringen 
und in einem Bundes- oder Landesministe-
rium arbeiten.

RECHT

Du kannst mit dem Ersten Staatsexamen außer-
dem als Rechtliche:r Betreuer:in tätig werden. 
Als solche:r handelst du als gesetzliche:r Vertre-
ter:in für Erwachsene gemäß §§ 1896 ff. BGB, 
die ihre Angelegenheiten nicht oder nur teilweise 
selbständig regeln können. Dafür ist außer dem 
Ersten Staatsexamen zunächst eine Eignungs-
prüfung und sodann die Bestellung durch das 
Betreuungsgericht notwendig.

Auch in Anwaltskanzleien kannst du deinen 
Platz als Diplom-Jurist:in finden. Zwar kannst du 
nicht als Anwalt bzw. Anwältin arbeiten, aber es 
gibt eine Fülle von Aufgaben, die hier gerne von 
Diplom-Juristen und -Juristinnen übernommen 
werden: etwa die juristische Recherche, das Ent-
werfen von Schriftsätzen und insgesamt alles, 
was an „gehobener Sachbearbeitung“ in einer 
Kanzlei anfällt, wofür aber die Rechtsanwalts-
fachangestellten nicht qualifiziert sind. In eng-
lischsprachigen Ländern nennt sich ein solcher 
juristische:r Sachbearbeiter:in „Paralegal“.

INTERNATIONAL

Als Diplom-Jurist:in kannst du auch internatio-
nal arbeiten, etwa im Diplomatischen Dienst, 
wenn du die deutsche Staatsangehörigkeit 
und die erfolgreiche Teilnahme am Auswahl-
verfahren vorweisen kannst. Gut wäre dann 
außerdem, wenn du Englisch und evtl. auch 
Französisch sprechen kannst und zudem be-
reit bist dich auf der ganzen Welt versetzen zu 
lassen. Du bist dann überwiegend für die Pfle-
ge der auswärtigen Beziehungen und konsula-
rischen Tätigkeiten zuständig.

Interessant für dich ist vielleicht auch die Ar-

beit als Diplom-Jurist:in bei einer supranatio-
nalen Organisation, wie den Vereinten Natio-
nen oder der Europäischen Union bieten. Auch 
die Konrad-Adenauer-Stiftung stellt Diplom-
Juristen und -Juristinnen ein.

 JURCASE INFORMIERT:
Wenn du an der Arbeit in einem dieser inter-
nationalen Tätigkeiten interessiert bist, kannst 
du dich einfach mal auf der Homepage der je-
weiligen Einrichtung informieren.

AUSBILDUNG

Wenn du genug von Jura haben solltest und lie-
ber einen anderen Weg als den des Juristen bzw. 
der Juristin einschlagen möchtest, dann kannst 
du natürlich eine weitere Ausbildung machen. 
In verwandten Berufen kannst du trotzdem von 
dem bislang Gelernten profitieren.

WEITERBILDUNG

Nur weil du dich vielleicht gegen das Referen-
dariat und gegen das Zweite Staatsexamen 
entscheidest, bedeutet das nicht, das du deine 
juristischen Fähigkeiten nicht weiter ausbau-
en kannst. Vielleicht kommt ein Masterstu-
dium für dich in Frage oder du machst einen 
LL.M. im Ausland. Auch eine Promotion ist dir 
(wie du vielleicht schon weißt) nicht verwehrt. 
Du kannst dich auch gezielt in einem Rechts-
gebiet deiner Wahl fortbilden (zum Beispiel im 
Arbeitsrecht), um auch ohne Zweites Staats-
examen ein:e attraktivere:r Kandidat:in für dei-
nen gewünschten Job zu sein.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

https://jurcase-jobs.com/alternative-wege-als-diplom-jurist/
https://jurcase-jobs.com/alternative-wege-als-diplom-jurist/
https://jurcase-jobs.com/alternative-wege-als-diplom-jurist/
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2 IM INTERVIEW:  
NORA RÖHRKEN, LEGAL 
COUNSEL BEI MERCEDES-
BENZ ÜBER AUSBILDUNG 
UND KARRIERESTART

Im Februar 2022 führte unser Redaktions-
leiter Sebastian M. Klingenberg ein Interview 
mit Frau Nora Röhrken, Legal Counsel bei der 
Mercedes-Benz Group AG.

In diesem Interview spricht sie über ihre ju-
ristische Ausbildung, inklusive Auslandsstu-
dium in London und Paris, ihr Referendariat 
mitsamt Examensstrategien, über Schlüssel-
qualifikationen, die Vorteile einer Karriere als 
Unternehmensjuristin sowie über die Karriere-
möglichkeiten bei der Mercedes-Benz Group 
AG.

Wurden ihre Vorstellungen und Erwartungen 
hinsichtlich des Studiums erfüllt? Was war 
besonders an ihren Auslandserfahrungen in 
London und Paris, auch im Vergleich zum Ju-
rastudium in Deutschland? Was hat sie dazu 
bewogen Unternehmensjuristin zu werden 
und nicht klassisch Rechtsanwältin?

Diese Fragen und viele weitere werden hier be-
antwortet.

ZUR PERSON

Nora Röhrken ist seit September 2021 Legal 
Counsel bei Mercedes-Benz. Sie berät konzern-
weit zu Fragen des europäischen und deut-
schen Kartellrechts.

Ihr Studium absolvierte Nora Röhrken an der 
HU Berlin, der Université Panthéon Assas Pa-
ris II und dem King’s College London. Für das 
Referendariat zog sie nach Stuttgart.

ZUM UNTERNEHMEN

Die Mercedes-Benz Group AG ist eines der 
erfolgreichsten Automobilunternehmen der 
Welt. Juristinnen und Juristen bei Mercedes-
Benz sind mittendrin in einer agilen Rechts-
abteilung und einem dynamischen Umfeld, 
welche die digitale Transformation als Chance 
nutzen in einer Industrie, die sich neu definiert: 
vom Automobilhersteller zum digitalen Mobili-
tätsanbieter.
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DAS INTERVIEW

Klingenberg: Liebe Frau Röhrken, vielen Dank 
zunächst, dass Sie sich zu diesem Interview 
bereit erklärt haben. Es soll um Ihren juristi-
schen Karriereweg, um die juristische Ausbil-
dung sowie um den juristischen Karrierebe-
ginn bei der Mercedes-Benz Group AG gehen. 
Beginnen möchte ich mit Ihrem Karriereweg 
und insoweit mit einem kurzen Rückblick auf 
Ihr Jurastudium: Was hat Sie damals dazu be-
wogen ein Studium der Rechtswissenschaf-
ten zu beginnen und wurden Ihre Vorstellun-
gen und Erwartungen im Laufe des Studiums 
erfüllt?

Frau N. Röhrken: Ich hatte nach der Schule 
keine konkreten Pläne, hatte aber ein Grundin-
teresse an logischer Argumentation und Spra-
che. Damals habe ich auch überlegt, Psycholo-
gie, Politik oder etwas in Richtung Wirtschaft 
zu studieren. Letztendlich habe ich dann aber 
der Juristerei eine Chance gegeben – obwohl 
ich mir als Schülerin einmal eine Strafrechts-
vorlesung angehört habe und gar nicht be-
geistert war.

Ich habe mir die Studieninhalte der ersten Se-
mester angesehen und mit Menschen in mei-
nem Umfeld gesprochen, die entweder gerade 
dabei waren, Jura zu studieren oder das Studi-
um schon abgeschlossen hatten. Das hat mir 
unheimlich geholfen. Ich habe mich letztlich 
für Jura entschieden, weil man viele berufliche 
Perspektiven hat und während des Studiums 
eine Menge ausprobieren kann. Insofern ist 
die lange Studiendauer sogar etwas Positives. 
Mit 19 hatte ich zum Beispiel gar nicht auf dem 
Radar, dass ich Kartellrecht einmal spannend 
finden würde. Für mich war die Breite und Viel-
falt letztlich genau das Richtige.

Meine Vorstellungen und Erwartungen wurden 
dann auch größtenteils erfüllt. Über die Jahre 
eignet man sich einen sehr speziellen Rede- 
und Schreibstil an, der für Nichtjuristinnen 
und -juristen mitunter anstrengend sein kann. 

Das ist aber Teil des juristischen „Handwerks“. 
Die Befürchtung, dass es dröge werden könn-
te, hat sich zum Glück nur zum Teil bewahr-
heitet. Bei einem derart breit gefächerten Stu-
diengang ist es nur wahrscheinlich, dass man 
manche Inhalte spannender findet als andere. 
Das ist in anderen Studiengängen auch so.

Womit ich nicht gerechnet hatte, war die große 
psychische Anspannung und teilweise auch 
die Angst vor den beiden Staatsexamina. Rück-
blickend würde ich sagen, dass es gut ist, sich 
vorher mit diesem Thema zu befassen und es 
im Studium und ganz besonders während der 
Examensvorbereitung gezielt anzugehen. Ich 
weiß, dass darüber nicht gerne gesprochen 
wird. Es betrifft aber meiner Erfahrung nach 
sehr viele Juristinnen und Juristen und führt 
dazu, dass Potenziale nicht ausgeschöpft wer-
den, was schade ist.
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Klingenberg: Nach Ihrem Jurastudium waren 
Sie gleich zweimal im Ausland: Zunächst wa-
ren Sie für ein Jahr an der Universié Panthéon 
Assas (Paris II) für einen sog. Maître en droit, 
und sodann für ein Jahr an dem King’s College 
London für ein Master of Laws. Vielleicht erst 
einmal kurz vorab: Was genau ist eigentlich 
unter einem Maître en droit zu verstehen?

Frau N. Röhrken: In Frankreich startet man 
das Jurastudium mit der dreijährigen Licen-
ce. Danach folgen zwei Jahre Masterstudium, 
die sich in den Master 1 (die Maîtrise) und den 
Master 2 unterteilen. Die Maîtrise ist dabei 
Voraussetzung für viele weiterführende Pro-
gramme, etwa um Anwältin bzw. Anwalt oder 
Richter:in zu werden. Unmittelbar vergleichbar 
ist der Master 1 nicht mit dem LL.M., weil der 
LL.M. in Großbritannien nicht Voraussetzung 
dafür ist einen juristischen Beruf zu ergreifen, 
der Master 1 in Frankreich aber schon.

Klingenberg: Wenn der Maître en droit im 
Grunde das französische Pendant zum LL.M. 
ist, was hat Sie dann dazu bewogen, noch zu-
sätzlich den Master of Laws zu machen?

Frau N. Röhrken: Ich habe an der Humboldt 
European Law School teilgenommen. Integra-
ler Bestandteil dieser Berliner Studienvariante 
ist es, an drei Partnerhochschulen in drei Län-
dern zu studieren. Der Master 1 und der LL.M. 
waren in meinem Fall schon von Anfang an, 
als Paket so zu sagen, geplant.

Als ich mich damals an der HU Berlin für das 
Programm beworben habe, habe ich mich für 
diese Variante entschieden, weil sie am ehes-
ten meinen Interessen und meinen Sprach-
fähigkeiten entsprach. Französisch hatte ich 
schon in der Schule und ich hatte große Lust, 
diese Kenntnisse noch zu verfeinern. Ich fand 
aber auch ehrlich gesagt die Idee, ein Jahr in 
Paris zu verbringen einfach toll, weil ich die 
Stadt sehr mag.

Klingenberg: Was sind jeweils Ihre schöns-
ten Erinnerungen und würden Sie diesen Weg 
Auslandserfahrung so nochmals bestreiten?

Frau N. Röhrken: Ich habe das Leben in Paris 
und London jeweils sehr genossen und dort 
viele tolle Erfahrungen gemacht. Daher würde 
ich das auch aus heutiger Sicht wieder ganz 
genauso machen.

An der Uni fand ich jeweils die unterschiedli-
chen Herangehensweisen an das Jurastudi-
um spannend und die Art und Weise, wie die 
Inhalte vermittelt werden. In Frankreich z.B. 
ist das Studium deutlich verschulter als in 
Deutschland. Man bekommt etwa Hausaufga-
ben, die eingesammelt und bewertet werden. 
Für die Prüfungen muss man eine gigantische 
Menge Stoff innerhalb kürzester Zeit auswen-
dig lernen und dann exakt entweder schriftlich 
oder mündlich wiedergeben. Das hört sich aus 
deutscher Sicht zunächst merkwürdig an. Po-
sitiv daran ist allerdings, dass man sich auch 
tatsächlich mit allen Lerninhalten beschäftigt 
und dazu direkt Rückmeldung bekommt.

In London fand ich das Studium im Vergleich 
zu Berlin und Paris am besten organisiert. 
Auch die Art und Weise, wie die Inhalte vermit-
telt und diskutiert werden, hat mir am besten 
gefallen. Hier wurde weniger auf Masse und 
mehr auf Dialog, Hinterfragen und Verstehen 
gesetzt. Allerdings ist das Studium dort auch 
deutlich teurer, sodass da gewiss auch ein 
„Dienstleistungsgedanke“ mit hineinspielt.

Abgesehen von der Uni fand ich es auch klas-
se, ganz neue Dinge anzufangen, auf die ich 
andernfalls nie gekommen wäre. In Paris habe 
ich z.B. begonnen an der Uni zu fechten. So-
wohl in Paris als auch in London hatte ich 
spannende Nebenjobs. In Paris habe ich in 
einem Restaurant gekellnert und nebenbei 
viel über Kulinarik und Wein gelernt. Auch in 
London habe ich gekellnert. In meinem zwei-
ten Nebenjob habe ich an wechselnden Orten 
in London mehrmals die Woche Brot- und Ku-
chenspezialitäten verkauft, die zwei Schwä-
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binnen in ihrer Küche gebacken haben. Das 
war der beste Job, den ich je hatte – vom jetzi-
gen natürlich abgesehen.

Klingenberg: Was meinen Sie, was sind die 
größten Vorteile von Auslandserfahrung für 
eine:n deutsche:n Juristin bzw. Juristen?

Frau N. Röhrken: In Deutschland gibt es einen 
starken Fokus auf die beiden Staatsexamina. 
Dieses System gibt es so weder in Frankreich 
noch in Großbritannien. Die Erfahrung zu se-
hen, dass es auch anders geht und auch ande-
re Systeme hervorragende Juristinnen und Ju-
risten hervorbringen, hat mich das deutsche 
Modell hinterfragen lassen.

Daneben gibt es auch offensichtlichere Vor-
teile: Man verbessert seine Fremdsprachen-
kenntnisse, taucht in eine neue Kultur ein und 
lernt ein anderes Rechtssystem kennen. Das 
alles eröffnet interessante Perspektiven in der 
täglichen juristischen Arbeit.

Klingenberg: Kommen wir nun einmal zum ju-
ristischen Vorbereitungsdienst. Wurden Ihre 
Erwartungen erfüllt bzw. inwieweit ist die Re-
alität vielleicht von Ihren Vorstellungen abge-
wichen?

Frau N. Röhrken: Die Erwartung, sich viele ju-
ristische Berufsfelder einmal ansehen zu kön-
nen, hat sich definitiv erfüllt. Das Referendari-
at mit seinen verschiedenen Stationen hat mir 
bei der Berufswahl geholfen. Schade finde ich, 
dass gerade zum Ende des Referendariats der 
Fokus weniger stark auf den Stationen liegt, 
weil dann das Examen in greifbare Nähe rückt 
und einfach eine Menge Zeit in die Examens-
vorbereitung fließt.

Klingenberg: Welche Station hat Ihnen am 
meisten Spaß gemacht?

Frau N. Röhrken: Alle meine Stationen waren 
auf ihre Weise lehrreich und bereichernd. Ich 
habe viele Menschen kennengelernt, die wirk-
lich für ihren Job brennen und in ihrem Bereich 
ein unglaubliches Fachwissen besitzen. Am 
meisten Spaß gemacht haben mir die beiden 
Anwaltsstationen im Kartellrecht bei Gleiss 
Lutz. Dort konnte ich mein Fachwissen am 
meisten ausbauen und anwenden.

Am prägendsten waren aber die Zivilstation 
am Amtsgericht und die Strafstation bei der 
Staatsanwaltschaft. Dort ist mir klargewor-
den, dass die Lebensrealität vieler Menschen 
von existenziellen Problemen wie Armut und 
Gewalt bestimmt ist. Das sind Dinge, von de-
nen viele Referendarinnen und Referendare 
(mich eingeschlossen) sonst höchstens aus 
der Zeitung erfahren.

Klingenberg: Viele Referendarinnen und Refe-
rendare nutzen die Anwaltsstation – zumin-
dest teilweise – zum sog. Tauchen, um sich 
intensiver auf die Examensvorbereitung kon-
zentrieren zu können. Damit kürzen sie sich 
allerdings ihre praktischen Erfahrungen rund 
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um die anwaltliche Tätigkeit ab. Nun hat ein:e 
Referendar:in vielleicht aufgrund einer inten-
siveren Examensvorbereitung eine bessere 
Examensnote, vielleicht sogar ein Prädikats-
examen, dafür aber weniger Praxis. Ist dies 
nicht eine erhebliche Schwäche des juristi-
schen Vorbereitungsdienstes? Einige Stim-
men sprechen sogar von Wettbewerbsverzer-
rung. Wie beurteilen Sie das?

Frau N. Röhrken: Das ist auch aus meiner Sicht 
ein Problem des Systems. Ich sehe es kritisch, 
dass in den Prüfungsordnungen so getan 
wird, als würde man während der AG-Stunden 
ausreichend auf das Examen vorbereitet und 
könnte sich die Monate unmittelbar vor dem 
Examen auch noch mehrere Tage die Woche 
der Stationsarbeit widmen. Das ist zeitlich 
selbst für sehr fähige Juristinnen und Juristen 
schwierig. Insgesamt befürworte ich hier eine 
Umgestaltung anhand neuer Erkenntnisse aus 
der Lernforschung. Das muss nicht automa-
tisch bedeuten, dass das Niveau sinkt.

Klingenberg: Bleiben wir kurz beim Thema 
Zweites Staatsexamen. Was ist Ihr Erfolgsre-
zept?

Frau N. Röhrken: Lernstrategien sind, denke 
ich, etwas sehr Individuelles, was man für sich 
im Laufe des Studiums und Referendariats he-
rausfinden muss. Ein oft vernachlässigter und 
unterschätzter Punkt ist meines Erachtens 
auch nicht das Lernen, sondern das Verarbei-
ten des Gelernten in den Pausen. Daher emp-
fehle ich unbedingt ausreichend lange und 
häufige Ruhephasen, Sport und schöne Akti-
vitäten einzuplanen. Es ist dabei vollkommen 
nebensächlich, ob man Yoga macht, Laufen 
geht, sich in die Sauna legt, einen Berg besteigt 
oder ein Hörbuch hört. Ein wichtiger Faktor bei 
alledem ist zudem ausreichend Schlaf!

Klingenberg: Wenn Sie nun auf Ihren juris-
tischen Vorbereitungsdienst zurückblicken, 

was würden Sie sagen, was hat Ihnen bei der 
juristischen Ausbildung besonders gut gefal-
len und wo hätten Sie sich im Nachhinein als 
Rechtsreferendarin mit Blick auf Ihren Berufs-
einstieg vielleicht etwas mehr gewünscht?

Frau N. Röhrken: Ich fand die Arbeit in den Sta-
tionen ausnahmslos spannend. Klar, der bzw. 
die ein:e oder andere Ausbilder:in hat sich 
mehr bemüht, mir etwas zu erklären oder mir 
etwas zu zeigen, aber im Großen und Ganzen 
war das eine Zeit, die ich nicht missen möch-
te. Insgesamt wäre ein stärkerer Fokus weg 
von der Justiz hin zu anderen Themen aus der 
anwaltlichen Beratungspraxis z.B. gut. Auch 
die AG-Leiter:innen und Korrektorinnen bzw. 
Korrektoren sind häufig in der Justiz tätig, die 
meisten Juristinnen und Juristen werden aber 
nicht in die Justiz gehen.

Mit Blick auf den Berufseinstieg haben mir vor 
allem die Anwaltsstation und die Wahlstation 
bei einem Legal Tech Start-Up weitergehol-
fen. In den Anwaltsstationen konnte ich mein 
kartellrechtliches Fachwissen vertiefen und 
bei dem Start-Up habe ich die Arbeit in einem 
Unternehmen kennengelernt.

Klingenberg: Ein Thema, das in der juristischen 
Ausbildung, sei es an der Universität, aber vor 
allem auch während des Referendariats oft-
mals zu kurz kommt, sind die sog. Schlüssel-
qualifikationen. Was meinen Sie, wieso sollte 
sich ein:e angehende:r Jurist:in bereits früh-
zeitig mit Soft Skills auseinandersetzen?

Frau N. Röhrken: Soft Skills kommen in der 
Ausbildung oft zu kurz, sind aber im Berufsall-
tag extrem wichtig. Eine überzeugende juris-
tische Lösung zu einem bestimmten Problem 
ist das eine; aber es geht in der Realität auch 
darum, das Gegenüber zu überzeugen oder 
die Lösung in einer anderen Sprache zu ver-
mitteln, oder darauf aufbauend eine langfristi-
ge Strategie etwa für ein Unternehmen zu ent-
wickeln und umzusetzen. Das macht übrigens 
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für mich einen großen Reiz bei der Arbeit als 
Unternehmensjuristin aus. Welche Softskills 
sinnvoll sind, lässt sich wohl nicht allgemein-
gültig beantworten. Hier sollte man individuell 
schauen, was für einen persönlich besonders 
relevant ist, wo vielleicht Schwächen liegen 
und was einen besonders interessiert.

Klingenberg: Heute sind Sie Legal Counsel bei 
der Mercedes-Benz Group AG. Was hat Sie 
dazu bewogen Unternehmensjuristin zu wer-
den und nicht klassisch Rechtsanwältin, zum 
Beispiel bei einer Großkanzlei?

Frau N. Röhrken: Ich wusste schon nach mei-
ner Zeit in London, dass ich im Kartellrecht 
arbeiten möchte. Da gibt es eine ganze Reihe 
Möglichkeiten: insbesondere Kanzlei, Behörde 
und Unternehmen. Ich habe mich dann für ei-
nen Einstieg bei Mercedes-Benz entschieden, 
weil ich das Thema Mobilität spannend finde. 
In den nächsten Jahren stehen uns große He-
rausforderungen und Umwälzungen durch die 
Digitalisierung und den Klimawandel bevor. 
Insofern bin ich bei Mercedes-Benz mit der 
Transformation hin zur Elektromobilität an der 
richtigen Stelle. Im Kartellrecht steht man zu-
dem mit fast allen Konzernbereichen im Dia-
log und bekommt bereits heute ein Gefühl da-
für, mit welchen Autos wir morgen fahren und 
welche Innovationen es dann vielleicht gibt.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist auch ganz klar 
die Work-Life-Balance. Als Unternehmensju-
ristin habe ich eine spannende Arbeit mit inte-
ressanten Herausforderungen und kann mich 
abends trotzdem meinen Hobbies und priva-
ten Interessen widmen.

Klingenberg: Was genau sind die Aufgaben 
einer Unternehmensjuristin bei einem Unter-
nehmen wie der Mercedes-Benz Group AG?

Frau N. Röhrken: Mein Team ist für die Kar-
tellrechtsberatung, ausgenommen Kartell-
schadensersatz, im Konzern zuständig. Dabei 

sind wir regional auf Deutschland und die EU 
beschränkt. Für die übrigen Regionen gibt es 
ein spezialisiertes Kartellrechts-Team. Kartell-
rechtsberatung bedeutet, dass sich Kollegin-
nen und Kollegen aus sämtlichen Abteilungen 
mit ihren Rechtsfragen zum Kartellrecht an 
uns wenden. Wir sind aber auch für die kartell-
rechtliche Betreuung größerer Projekte, teil-
weise unter Einschaltung externer Kanzleien, 
zuständig und koordinieren die Zusammen-
arbeit mit Behörden.

Klingenberg: Die Mercedes-Benz Group AG 
nimmt Referendarinnen und Referendare zur 
Ausbildung an. Wie gestaltet sich dort die ju-
ristische Ausbildung? Was ist den Einzelaus-
bilderinnen und -ausbildern besonders wich-
tig, was ist ihnen vielleicht weniger wichtig?

Frau N. Röhrken: Die Ausbildung wird in den 
einzelnen Teams und Abteilungen gesteuert 
und unterscheidet sich daher sehr stark je 
nach Fachbereich. Bei Interesse an einer Sta-
tion bei Mercedes-Benz empfehle ich konkret 
Ausschau nach Stellenanzeigen auf den ein-
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schlägigen Portalen oder unserer Karriere-
Website zu halten.

Mercedes-Benz stellt kontinuierlich Referen-
darinnen und Referendare ein. Stellenanzei-
gen finden sich z.B. unter https://group.mer-
cedes-benz.com/karriere/jobsuche/.

Klingenberg: Möchten Sie unseren Leserinnen 
und Lesern abschließend noch etwas auf den 
Weg geben?

Frau N. Röhrken: Das Referendariat bietet die 
einzigartige Chance, sich verschiedene Be-
rufsbilder anzusehen und vielleicht auch die 
ein oder andere ungewöhnliche Erfahrung zu 
sammeln. Das sollte man unbedingt nutzen 
und sich rechtzeitig darum kümmern, denn die 
spannendsten Stationen sind oft schnell ver-
geben. Mit Blick auf die Prüfungen hat mich 
der Gedanke an das Ende der letzten Prüfung 
und das befreiende Gefühl danach motiviert 
– und die Aussicht auf eine große Bandbreite 
an beruflichen Perspektiven, die einem dann 
offenstehen.

Vielen Dank für das Interview.

HIER FINDEST DU WEITERE 
SPANNENDE INTERVIEWS

 JURCASE INFORMIERT:
Die Einschätzung von Frau Nora Röhrken ist 
korrekt, die spannendsten Ausbildungsplät-
ze sind oftmals schnell vergriffen. Informiere 
dich deshalb bei uns rechtzeitig über unsere 
TOP-Arbeitgeber und über deren und anderen 
Stationsangeboten.

https://group.mercedes-benz.com/karriere/jobsuche/
https://group.mercedes-benz.com/karriere/jobsuche/
https://jurcase-jobs.com/karrieretipps/interview/
https://jurcase-jobs.com/arbeitgeber/
https://jurcase-jobs.com/referendariatsstationen/
https://jurcase-jobs.com/karrieretipps/interview/
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3  PRAKTIKER STELLEN 
SICH VOR: SYNDIKUS IM 
DIGITALVERBAND 

Nicolas Henning Bräuer von 
Bitkom stellt dir in die-
sem exklusiven Beitrag 
die Tätigkeit eines Syn-
dikus im Digitalverband 

anhand des Beispiels 
Metaverse vor.

Zwischen Blockchain und Bundestag, von 
Legal Tech bis Metaverse. Bitkom ist DER 
Digitalverband in Deutschland. Wir verknüpfen 
das technische und rechtliche Know-How der 
Wirtschaft mit der Politik. Als Syndikusrechts-
anwältin bzw. -anwalt im Bitkom bringst du die 
Digitalisierung voran. Nichts wird bleiben, wie es 
war – und das ist auch gut so! So schnell wie die 
digitale Welt sich verändert, so dringend brau-
chen wir ständig Juristinnen und Juristen, die 
Freude an diesem Wandel und Lust haben, sich 
stetig selbst neu zu erfinden. Ein junges, moder-
nes, agiles Team und ein moderner Arbeitgeber 
mit ausgeprägtem Team-Spirit, der – auch und 
gerade bei Juristinnen und Juristen – einen gro-
ßen Wert auf die Work-Life-Balance legt.

EIN ÜBERBLICK: 

Der Bitkom hat rund 130 Mitarbeitende und 
vertritt ca. 2.000 deutsche und internationale 
Unternehmen der Digitalbranche. Unser Netz-
werk reicht vom großen Weltkonzern bis zum 
frisch gegründeten Start-Up. Mit einem viel-
fältigen Themenangebot und einem breiten 
internationalen Netzwerk bietet der Bitkom 
den perfekten Start für eine erfolgreiche Kar-
riere als Jurist:in in der Digitalwirtschaft. In 
unseren über 100 Arbeitskreisen arbeiten wir 
immer am Puls der Zeit und hautnah an den 
neuesten Entwicklungen unserer Mitglieder.

EIN BEISPIEL: DAS METAVERSE

Das Metaverse ist für viele so neu und wenig 
greifbar, wie es das Internet etwa vor 30 Jahren 
war. Seit sich Facebook in Meta umbenannt 
hat, haben viele erstmals vom „Metaversum“ 
gehört. Das Metaverse ist aber keine eigene 
Plattform vom Facebook-Konzern, auch wenn 
der Name Meta das vermuten lässt. Vielmehr 
entsteht gerade durch das Zusammenwirken 
neuer Player wie The Sandbox oder Decentra-
lised Land eine neue virtuelle Welt, bei der zum 
jetzigen Stand noch nicht wirklich klar ist, wo 
die Reise letztendlich hingehen wird. Ziel ist es 
im Kern eine neue interoperable soziale Platt-
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form aus verschiedenen digitalen Universen 
entstehen zu lassen, die mit AR- und VR-Ge-
räten betreten werden kann. Das Erlebnis von 
Konzerten, Festivals, Treffen mit Freunden und 
selbst der Besuch im Fitnessstudio soll kom-
plett virtuell stattfinden. Im Zentrum stehen 
neue Möglichkeiten digitaler sozialer Teilhabe 
– also das „next Level Social Network“. Das 
Second-Live ist zwar schon aus den 1990er 
Jahren bekannt, aber die neuen Möglichkeiten 
des Metaverse sollen deutlich weiter reichen.

Derzeit ist das Metaverse in erster Linie noch 
ein Gedankenspiel und technisch nicht in 
Deutschland verfügbar. Gleichwohl werden 
schon jetzt virtuelle Grundstücke im Meta-
verse als NFTs (Non-Fungible-Tokens) für Mil-
lionen von Dollar verkauft. Beispielsweise be-
kommt man bei manchen Schuhherstellern 
schon jetzt beim Kauf von Sneakern (im Re-
al-Life) die Sneaker für seinen Avatar im Me-
taverse direkt dazu. Aus kommerzieller Sicht 
also bereits jetzt ein hochspannendes Feld für 
neue Geschäftsmodelle.

A. DIE AUFGABE

Bitkom möchte das Know-How zum Metaver-
se zentral sammeln und bei der Entwicklung 
hautnah dabei sein. Wir wollen das Metaverse 
greifbar machen und beim Aufbau des Netz-
werks in Deutschland die Unternehmen unter-
stützen. Dafür erarbeiten wir gerade einen 
Leitfaden, der die wesentlichen Fragen zu 
Meta zusammenfasst. Dazu gehören wesent-
lich auch die rechtlichen Fragen. 

B. GRUNDÜBERLEGUNGEN

Zunächst stellt sich die Frage, welche Rechts-
ordnung überhaupt im Metaverse gilt. Kann 
man eine deutsche Rechtswahl treffen, wenn 
das Metaverse doch weltweit oder vielleicht 
sogar ein ganzes Universum umfasst? Gelten 
Grundrechte wie der Schutz der Menschen-

würde? Welches Gericht ist für einen Streit 
im Metaverse zuständig? Die Kernfrage lautet 
mithin: Welche gesetzlichen Regelungen gibt 
es bereits und sind zu beachten, was befindet 
sich in Vorbereitung, wo besteht Nachbesse-
rungsbedarf?

I. SCHAFFUNG EINES RECHTSRAHMENS 
FÜR DAS METAVERSE 

Hinsichtlich des Rechtsrahmens ist zwischen 
dem vertikalen Verhältnis (Plattform – Nut-
zer:in) und dem horizontalen Verhältnis (Nut-
zer:in – Nutzer:in) zu differenzieren. In ersterem 
müssen Grundprinzipien gefunden werden, die 
die Grundrechte der Nutzer gewährleisten (z.B. 
gleicher Zugang für alle, Meinungsfreiheit). 
Ebenso müssen gewisse Schutzpflichten der 
Plattform(en) etwa zum Schutz von Persön-
lichkeitsrechten, dem Schutz der digitalen 
Identität vor Identitätsmissbrauch und Daten-
schutzrechten bestehen. Zu deren Durchset-
zung bedarf es auch Sanktionierungsmöglich-
keiten, also „hoheitsrechtliche Befugnisse“ der 
Plattform(en). Ebenso sind für Streitigkeiten 
Schiedsgerichtsbarkeiten zu erwägen. 

Im horizontalen Verhältnis stellen sich vor al-
lem Fragen hinsichtlich zivilrechtlicher Strei-
tigkeiten. Welches Recht gilt im Metaverse? 
Welche Abweichungen vom (deutschen) 
gesetzlichen Leitbild sollen gelten? Welche 
Gerichte in welchem Land sind zuständig? 
Welche Entscheidungsinstanzen sollen einge-
richtet werden?

Ein zentraler Knackpunkt des Metaversere ist 
die Interoperabilität, die sowohl das vertikale 
als auch das horizontale Verhältnis betrifft. 
Diese Interoperabilität zwischen den einzel-
nen virtuellen Welten erfordert auch eine 
Interoperabilität des jeweils geltenden „Meta-
verse-Rechts“ oder (besser) einen übergeord-
neten Rechtsrahmen, dem sich virtuelle Wel-
ten unterwerfen können. Durch Plattform-AGB 
(begrenzt durch das jeweils geltende, überge-
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Schutz gelten? Wie gestaltet sich der sonstige 
zivilrechtliche und strafrechtliche Schutz von 
NFTs? Findet § 303a StGB Anwendung? Was gilt 
bei Verlust/Hacking von NFT? Gibt es gesetzli-
che Schadensersatzansprüche oder bereiche-
rungsrechtliche Rückabwicklungsansprüche?

Wie gestaltet sich der urheberrechtliche 
Schutz von NFTs? Hier gibt es verschiedene 
Deutungsvarianten. Denn NFT könnten z.B. 
als „digitales Original“ eines digitalen Werks, 
also als eine spezielle Darstellungsform ei-
nes Werks gewertet werden. Alternativ wäre 
das NFT aber auch als Teil eines „digitalen 
Originals“ oder als Teil eines physischen Ver-
mögenswerts, z.B. als Nachweis über Inha-
berschaft an Bruchteilseigentum an einem 
physischen Gegenstand.

Aus regulatorischer Sicht sind Token regel-
mäßig Kryptowerte und damit als Finanzinst-
rumente zu bewerten. Bei NFTs ist entschei-
dend, dass diese Anlagezwecken dienen. Es 
könnten daher Erlaubnispflichten (§§ 15 WpIG, 
32 KWG) oder Prospektpflichten (ProspektVO, 
WpPG, VermAnlG) bestehen. Ebenso sind Be-
steuerung und das anwendbare Steuerverfah-
ren zu klären.

III. DATENSCHUTZRECHT IN INTERNA-
TIONAL VERNETZTEN WELTEN

Das Metaverse wird noch stärker als die bisher 
existierenden sozialen Netzwerke zu großen 
Datensammlungen. Denn neben den Postings, 
Bildern und geschriebenen Kommentaren kom-
men weitere Daten hinzu. Vorstellbar sind etwa 
Daten von VR-Headsets, die innerhalb der Woh-
nung einer Nutzerin oder eines Nutzers aufge-
nommen werden (3D-Kameras, LIDAR-Systeme) 
oder Daten der Verarbeitung von Reaktionen/
Emotionen der Nutzer. Es bestehen mithin Infor-
mationspflichten nach Art. 13 f. DSGVO und es 
bedarf rechtskonformer Einwilligungserklärun-
gen, die transparent, leicht verständlich und frei-
willig sind. Privacy-by-Design und Privacy-by-de-

ordnete Recht) könnte ein solcher sowohl das 
vertikale als auch das horizontale Verhältnis 
umfassende Rechtsrahmen geschaffen wer-
den.

II. RECHTE AN VIRTUELLEN GÜTERN / 
NFTS

Im Metaverse treffen physische und virtuelle 
Realität aufeinander. Menschen wollen Dinge 
sammeln und Eigentum an Häusern, Grund-
stücken oder Autos erwerben. Es stellen sich 
Fragen nach dem Zusammenspiel von Eigen-
tumsschutz und Urheberschutz. Durch Toke-
nisierung, eine besondere Form der „Verkörpe-
rung“ eines digitalen Vermögenswerts, können 
digitale Vermögenswerte greifbar gemacht und 
über NFT sicher via Blockchain übertragen wer-
den. Dadurch besteht auch die Möglichkeit der 
Verknappung dieser Vermögenswerte, um sie 
wertvoll zu halten. 

Sollte daher für NFTs ein eigentumsähnlicher 
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fault-Grundsätze sollten eingehalten werden. Zu 
klären sind hier auch die Verantwortlichkeiten in 
multilateralen Datenverarbeitungssituationen, 
auch hinsichtlich der Geltendmachung von Be-
troffenenrechten nach Art. 15 ff. DSGVO; vor al-
lem bei Speicherung von Daten in der Blockchain.

C. WRAP UP

Auch wir im Bitkom stehen noch ganz am An-
fang dieses Projekts und haben (noch) nicht 
auf alles eine Antwort. Und genau das ist auch 
das Besondere am Bitkom. Wir arbeiten am 
Puls der Zeit und suchen heute nach Lösun-
gen für die Fragen von morgen. Gerade für Ju-
ristinnen und Juristen, die über den Tellerrand 
des derzeit geltenden Rechts hinausschauen 
wollen und ein gewisses Maß an Kreativität 
mitbringen, wird der Job im Bitkom fachlich 
wie persönlich eine Bereicherung sein.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

https://jurcase-jobs.com/praktiker-stellen-sich-vor-syndikus-im-digitalverband/
https://jurcase-jobs.com/praktiker-stellen-sich-vor-syndikus-im-digitalverband/
https://jurcase-jobs.com/praktiker-stellen-sich-vor-syndikus-im-digitalverband/


Mentoring, Trainings & Events  
für Juristinnen

Networking, Selbstmarketing, Sichtbarkeit als Expertin 

Dr. Anja Schäfer 
Rechtsanwältin &
Business Coach

WWW.ANJA-SCHAEFER.EU

https://anja-schaefer.eu/
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4  5 ERFOLGSTIPPS 
FÜR EIN STARKES 
SELBSTMARKETING 
FÜR JURIST:INNEN 

Rechtsanwältin Dr. Anja 
Schäfer unterstützt und 
berät als Business Coach 
und Mentorin Anwältin-
nen und andere Juristin-

nen bei Fragen zur stra-
tegischen Ausrichtung, zur 

beruflichen und persönlichen 
Neu- und Umorientierung, zur Kommunikation 
im Kanzleiumfeld, zum Netzwerkaufbau sowie 
zur Sichtbarkeit als Expertin im Netz. Sie ist 
Veranstalterin vom FRAUENnetzwerkenTAG für 
Juristinnen, einer Online-Konferenz rund um 
die Themen Networking, Selbstmarketing und 
Expertinnen Branding.

Mehr dazu: www.frauennetzwerkentag.de.

Es begegnen mir immer wieder Juristinnen und 
Juristen, die regelmäßig zu bescheiden sind, um 
ihre Expertise, Stärken und Erfolge gegenüber 
anderen und damit den relevanten Personen 
zu kommunizieren und sich bietende Gelegen-
heiten zu ergreifen, um im kleineren oder auch 

größeren Rahmen über ihre Kenntnisse und Er-
fahrungen zu sprechen und auf diese Weise für 
sich aktiv Selbstmarketing zu betreiben.

Erkennen Sie sich wieder? Auch in meiner 
Vergangenheit gab es Momente, in denen ich 
mich zurückgehalten habe, anstatt zu sagen: 
„Das kann ich. Das kriege ich hin. Das habe ich 
in meinem letzten, erfolgreich abgeschlosse-
nen Mandat auch schon so … gemacht.“

TIPP 1: KOMPETENZ ALLEIN 
REICHT NICHT

Warum setzen insbesondere junge Juristinnen 
und Juristen zu Beginn ihrer Karriere häufig 
auf ihre Kompetenz und das Perfektionieren 
ihres Könnens? Leider ist es ein Irrglaube unter 
Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteigern, 
dass allein ihre Leistung das für den nächsten 
Karriereschritt erforderliche Image einbringt.

Dem ist nicht so. Statistiken zeigen immer 
wieder, dass die Kompetenz nur 10 Prozent, 
das eigene Image und damit das Bild, was 
Sie aktiv beeinflussen und daher andere von 
Ihnen wahrnehmen, jedoch 30 Prozent Anteil 
an Ihrem beruflichen Erfolg haben. Ihr Exper-
tinnen Branding und Selbstmarketing ist nach 
Ihrem Netzwerk der zweit-wichtigste Faktor 
für Ihr berufliches Vorankommen.

http://www.frauennetzwerkentag.de/
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Die Qualitäten zu kennen, die Sie selbst und 
Ihre Arbeit auszeichnen, Ihre persönlichen Er-
folge wertzuschätzen sowie sich diese immer 
wieder bewusst zu machen und regelmäßig an-
deren gegenüber zu kommunizieren, das sind 
Erfolgsfaktoren in puncto Business oder Karri-
ere, deren Wirkung nicht zu unterschätzen ist. 
Und egal, ob es darum geht, den Traumjob zu 
bekommen oder wichtige Mandantinnen oder 
Mandanten zu akquirieren, ein interessantes 
Projekt an Land zu ziehen, eine Vortragsanfra-
ge zu erhalten oder auch von den Vorgesetz-
ten entsprechend wahrgenommen zu werden, 

die Leistungen ungefragt schlecht oder klein 
geredet bzw. als Glücks- oder Zufallsprodukt 
gegenüber anderen dargestellt.

Ein solches Vorgehen ist alles andere als för-
derlich für die eigene Karriere. Denn wenn Sie 
als Jurist:in Ihre Leistungen, Stärken, Erfahrun-
gen, Expertise oder Erfolge gefragt oder gar 
ungefragt schlechtreden oder kleinmachen, 
brauchen Sie sich nicht zu wundern, dass an-
dere das bekommen, was Sie sich wünschen, 
nämlich Anerkennung, eine Gehaltserhöhung, 
eine Beförderung, Chancen, den größeren 
Dienstwagen, interessante Projekte oder Man-
date, mehr Honorar, Privilegien oder was auch 
immer.

Sie wollen zukünftig anders agieren und ler-
nen, gut über Ihre persönlichen Stärken wie 
beruflichen Leistungen zu sprechen?

TIPP 3: WERDEN SIE SICH IHRER 
QUALITÄTEN BEWUSST!

Wenn Sie Ihre Expertise, Erfahrungen und Er-
folge gegenüber relevanten Personen ab so-
fort als solche und positiv darstellen wollen, 
müssen Sie sich dieser bewusst sein. Bereits 
Hemingway sagte: „Was in einem drinsteckt, 
weiß in der Regel niemand, solange die betref-
fende Person es nicht versucht hat, es heraus-
zuholen.“

Finden Sie für sich heraus, was Sie persönlich, 
aber auch Ihre kleinen und großen Ergebnisse 
im Berufsalltag auszeichnet. Nehmen Sie Ihre 
Stärken in den Blick, und lassen Sie Ihre Schwä-
chen außen vor. Fragen Sie sich also: Was kön-
nen Sie richtig gut? Was machen Sie darüber 
hinaus noch außerordentlich gern? Welche 
Dinge fallen Ihnen leicht und damit einfach in 
den Schoß? In welchen Bereichen werden Sie 
von anderen um Meinung gefragt? Auf welches 
Ihrer Talente können Sie nicht verzichten?

Ihnen fällt nicht viel ein? Dann nutzen Sie Ihr 
Netzwerk und holen sich Feedback von ver-

eines ist ganz klar: Ohne die entsprechende 
Werbung in eigener Sache kommen Sie nicht 
weit und auch nicht voran.

TIPP 2: UNTERTREIBEN SIE IHRE 
QUALITÄTEN UND LEISTUNGEN 
NICHT!

Vor allem Frauen neigen dazu, ihre Expertise 
oder Ergebnisse und damit ihr Licht schnell 
unter den Scheffel zu stellen und sich auf 
diese Weise selbst zu sabotieren. Da werden 
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trauten, Ihnen wohlgesinnten Personen ein. 
Lassen Sie sich von diesen Ihre Talente, Ihr 
Potential, Ihre guten Eigenschaften und damit 
all das, was Sie persönlich oder beruflich aus-
zeichnet, nennen und erklären.

Notieren Sie sich alles in einem „Erfolgstage-
buch“, so dass Sie sich Ihrer wahren Größe 
und auch Ihres Potentials bestenfalls täglich 
immer bewusster werden. Denn Letzteres ist 
die Grundvoraussetzung, wenn Sie authen-
tisch und mit Erfolg Marketing in eigener Sa-
che betreiben wollen.

TIPP 4: SEI ERFOLGREICH UND 
SPRICH DARÜBER!

Sie wissen, welche Qualitäten usw. Sie aus-
zeichnen, oder welche Ergebnisse Sie bereits 
erreicht haben? Halten Sie damit nicht hinterm 
Berg, sondern gehen Sie – getreu dem Selbst-
marketing-Motto „Sei erfolgreich und sprich 
darüber“ – damit hinaus ins „Rampenlicht“. 
Zeigen und kommunizieren Sie allen Perso-
nen in Ihrem Arbeitsumfeld und darüber hin-
aus, die es angeht bzw. angehen kann, wer Sie 
sind, und was Sie bieten.

Stehen Sie zu Ihrer Expertise und Ihren kleinen 
und großen Erfolgen, und vermelden Sie diese 
regelmäßig. Denn Ihre guten Ergebnisse sind 
für jede Person interessant und relevant. Be-

sonders Vorgesetzte oder Mandantinnen und 
Mandanten hören sie nicht nur gern, sondern 
erwarten sie auch.

TIPP 5: MACHEN SIE SELBSTMAR-
KETING ZU IHREM TÄGLICHEN 
BUSINESS-SPORT!

Es fühlt sich für Sie ungewohnt an? Dann fan-
gen Sie mit dem „Selbstmarketing-Training“ 
in Ihrem vertrauten Umfeld (wie bspw. Ihrem 
Team) an. Üben Sie immer wieder, gut über 
sich selbst und Ihre Erfolge zu sprechen.

Verinnerlichen Sie für sich so immer mehr, dass 
„Eigenlob stimmt!“. Erweitern Sie nach und 
nach Ihre „Trainingskreise“, bis Sie irgendwann 
möglichst jede Bühne nutzen (wollen), die Sie 
bekommen, um Ihre Expertise und Erfolge zu 
präsentieren. Denn wenn Sie nicht und nicht 
regelmäßig für sich trommeln, wer tut es dann?

Ihr regelmäßiges Selbstmarketing führt dazu, 
dass Sie zum einen nicht mehr von anderen 
unterschätzt oder gar falsch eingeschätzt 
werden. Was viel wichtiger ist: Zum anderen 
werden Sie zu der Person, die das bekommt, 
was sie sich wünscht.

HIER GIBT ES DEN GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT:
Du interessierst dich für weitere Informationen 
zu den Themen Selbstmarketing und Netzwerken? 
Kein Problem, denn Dr. Anja Schäfer hat uns 
noch mit zwei weiteren Beiträgen unterstützt:

Arrow-circle-right Warum Sie als Berufseinsteigerin für Ihren 
beruflichen Erfolg auch ein Netzwerk brauchen

Arrow-circle-right So plaudern Sie souverän – Als Berufsein-
steiger:in Business Small Talk meistern

https://jurcase-jobs.com/erfolgstipps-fuer-ein-starkes-selbstmarketing-fuer-juristinnen/ 
https://jurcase-jobs.com/erfolgstipps-fuer-ein-starkes-selbstmarketing-fuer-juristinnen/ 
https://jurcase-jobs.com/warum-sie-als-berufseinsteigerin-fuer-ihren-beruflichen-erfolg-auch-ein-netzwerk-brauchen/
https://jurcase-jobs.com/warum-sie-als-berufseinsteigerin-fuer-ihren-beruflichen-erfolg-auch-ein-netzwerk-brauchen/
https://jurcase-jobs.com/so-plaudern-sie-souveraen-als-berufseinsteigerin-business-small-talk-meistern/
https://jurcase-jobs.com/so-plaudern-sie-souveraen-als-berufseinsteigerin-business-small-talk-meistern/
https://jurcase-jobs.com/erfolgstipps-fuer-ein-starkes-selbstmarketing-fuer-juristinnen/ 
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5  7 TIPPS FÜR EINEN 
ERFOLGREICHEN START 
ALS KANZLEIGRÜNDER:IN 
- JETZT AUF YOUTUBE!

Am 27.01.2022 
fand das We-
binar zum 
T h e m a 
K a n z l e i -

m a r k e t i n g 
statt. Veran-

staltet wurde das 
Webinar von JurCase zusammen mit Sandra 
Bartel, Gründerin von JudikaDiva Kanzleima-
nagement und Sylwia Jenner, Legal Marketing 
Consultant & Gründerin von Concepts4Lea-
ders GmbH (ehemals JENNER Marketing & 
Consulting). Jetzt findest du diese hilfreichen 
Informationen auch auf YouTube!

KANZLEIMARKETING LEICHT 
GEMACHT: MARKETING-HER-
AUSFORDERUNGEN IN DER KANZ-
LEIGRÜNDUNGSPHASE UND MÖG-
LICHE LÖSUNGSANSÄTZE!

Warum ist es hilfreich und wichtig, sich als 
Kanzleigründer:in auch Gedanken über eine 

effektive Marketingstrategie zu machen? Häu-
fig investiert jede:r Kanzleigründer:in zunächst 
viel Zeit und Geld in die Erstellung einer pro-
fessionellen Website. Das ist auch richtig so, 
denn deine Kanzlei-Website ist der Dreh- und 
Angelpunkt für deine Mandantinnen und Man-
danten. Allerdings wird der zweite wichtige 
Faktor „Wie erfahren meine potentiellen Man-
dantinnen und Mandanten von meinen Dienst-
leistungen und meiner Kanzlei?“ am Anfang 
häufig vernachlässigt. Das führt dazu, dass 
sich nur wenige Besucher:innen auf deine 
neue Website verirren oder darüber eine seriö-
se Anfrage stellen. Eine Website allein ist da-
her noch keine Marketing-Strategie.

Heutzutage bedarf es viel mehr Maßnahmen, 
um potentielle Mandantinnen und Mandanten 
auf dich aufmerksam zu machen und „top of 
mind“ bei deinen Mandantinnen und Man-
danten zu bleiben. Wichtig hierbei ist, dass 
du dich nicht in Maßnahmen verzettelst und 
vor allem „random acts of marketing“ unter-
lässt. Insbesondere zu Beginn, hast du als 
Kanzleigründer:in neben deiner Kernaufgabe, 
der Beratung von Mandantinnen und Mandan-
ten, diverse weitere Aufgaben, wie Marketing, 
Akquise, Administration etc., zu erfüllen. Die 
Lösung, um all diese Aufgaben zu bewältigen, 
sind Routinen, Prozesse und eine klare Strate-
gie. Denn nur wenn du weißt, wohin du willst, 
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wirst du auch ankommen. Auf Dauer spart es 
dir viel Zeit und Geld, wenn du dir im Vorfeld 
genau überlegst, was deine Marketing-Stär-
ken sind, wer deine Wunschmandantinnen 
und -mandanten sind und wo du diese finden 
und erreichen kannst.

DIE FOLGENDEN TIPPS ZUM 
KANZLEIMARKETING WURDEN 
NÄHER VORGESTELLT:

Tipp 1: Kenne deine persönlichen Stärken und 
richte dein Marketing danach aus!

Tipp 2: „Set the scene“ für deine Marketing-
Kommunikation: WEM hilfst du, WOBEI, WAS 
zu erreichen, und was machst du dabei AN-
DERS als deine Wettbewerber:innen?

Tipp 3: Mache einen kurzen Wettbewerber:in-
nen-Marketing-Check: Was machen 3 deiner 
möglichen Wettbewerber:innen kommunikativ 
besser oder schlechter?

Tipp 4: Halte deine Marketingaktivitäten am 
Anfang so einfach wie möglich: Wer ist dein:e 
ideale:r Wunschmandant:in und wo findest du 
ihn? Auf Events, Social Media, Youtube, etc.?

Tipp 5: Vor der Umsetzung, kommt der Plan. 
Erstelle einen simplen Marketing One Pager 
und plane deine konkreten Marketing-Aktivi-
täten!

Tipp 6: Blocke dir Zeiten im Kalender für Mar-
keting & Akquise und fokussiere dich auf 1 bis 
2 Marketingkanäle!

Tipp 7: Beobachte was funktioniert und ma-
che mehr davon!

JETZT AUCH AUF YOUTUBE!

Nun verraten Sylwia Jenner und Sandra Bar-
tel dir Tipps und Tricks rund um das Thema 
Kanzleigründung und Kanzleimarketing auch 
auf YouTube.

Der Inhalt des YouTube-Videos orientiert sich 
an dem Webinar und ist wie folgt gegliedert:

Das aktuelle Marketing-Umfeld    03:13 
Das richtige Marketing-Mindset   07:49 
Dein Marketing-Fahrplan    11:22 
Deine Strategie     22:11 
Deine konkreten Maßnahmen   32:10  
Deine KPIs      39:51  
Bonus: 3 hilfreiche Marketing-Tools  43:03

Zum Schluss erfolgt auch noch eine  
Zusammenfassung.

HIER GEHT ES ZUM GANZEN 
BEITRAG

 JURCASE INFORMIERT: 
Solltest du das Webinar leider verpasst haben 
oder willst die wertvollen Informationen noch 
einmal auffrischen, dann können wir dir das 
Video 7 Tipps für einen erfolgreichen Start als 
Kanzleigründer:in – Kanzleimarketing leicht 
gemacht auf YouTube nur ans Herz legen.
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https://youtu.be/x-CELLtIeC4
https://youtu.be/x-CELLtIeC4?t=193
https://youtu.be/x-CELLtIeC4?t=469
https://youtu.be/x-CELLtIeC4?t=682
https://youtu.be/x-CELLtIeC4?t=1331
https://youtu.be/x-CELLtIeC4?t=1930
https://youtu.be/x-CELLtIeC4?t=2391
https://youtu.be/x-CELLtIeC4?t=2583
https://jurcase-jobs.com/7-tipps-fuer-einen-erfolgreichen-start-als-kanzleigruenderin-jetzt-auf-youtube/ 
https://jurcase-jobs.com/7-tipps-fuer-einen-erfolgreichen-start-als-kanzleigruenderin-jetzt-auf-youtube/ 
https://youtu.be/x-CELLtIeC4
https://youtu.be/x-CELLtIeC4
https://youtu.be/x-CELLtIeC4
https://jurcase-jobs.com/7-tipps-fuer-einen-erfolgreichen-start-als-kanzleigruenderin-jetzt-auf-youtube/ 
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HIER FINDEST DU WEITERE NÜTZLICHE FEATURES FÜR DEINE 
JURISTISCHE AUSBILDUNG UND DEN KARRIERESTART:

https://jurcase.com/vorbereitung-auf-das-rechtsreferendariat/
https://jurcase.com/staatsexamen-ergebnisse-und-statistiken/
https://jurcase.com/pruefungstermine-zweites-staatsexamen-berechnen/
https://jurcase-jobs.com/arbeitgeber/
https://jurcase-jobs.com/stellenanzeigen/
https://jurcase.com/die-jura-notenskala/
https://jurcase.com/rechtsreferendariat/
https://jurcase.com/mietangebote/
https://jurcase-shop.com/
https://jurcase-jobs.com/referendariatsstationen/
https://jurcase.com/webinare-events-seminare-jurastudenten-referendare/
https://jurcase.com/wp-content/uploads/wochenplan.pdf


EINES DIESER FEATURES IST 
UNSER JURISTISCHES ABKÜR-
ZUNGSVERZEICHNIS:

Wer sich in unserem Justizsystem bewegt, 
der befindet sich auch in einem Irrgarten von 
Abkürzungen. Hinter jeder Ecke lauert eine 
neue Abkürzung, auch da sie eine große Zeit-
ersparnis sind. Damit du auf alles gefasst bist, 
kannst du bei uns mehr als 4.500 Abkürzun-
gen durchsuchen. Denn angesichts dieser ho-
hen Anzahl an juristischen Abkürzungen ist es 
klar, dass es kaum eine Juristin oder einen Ju-
risten geben wird, der mit wirklich jeder Buch-
stabenkombination ad hoc etwas anfangen 
kann, sodass die Nutzung eines Abkürzungs-
verzeichnisses häufig unerlässlich für den ju-
ristischen Alltag ist.

Zwar hat man sich im Großen und Ganzen auf 
die jeweiligen Abkürzungen geeinigt, jedoch 
gibt es hier und da doch Unterschiede in der 
Schreibweise. Etwa wird bei einigen Juristin-
nen und Juristen die Abbreviatur „i. d. R.“ zu 
„idR“, da sie auch Leerzeichen und Punkte 
wegfallen lassen. Das JurCase Abkürzungs-
verzeichnis versucht, die jeweils sprachlich 
korrekte Schreibweise mit Punkten und Leer-
zeichen wiederzugeben, sofern es sich nicht 
um eine geraffte Schreibweise handelt, die be-

reits alltäglich in Gebrauch ist und auch von 
Nicht-Juristinnen und -Juristen in dieser Form 
genutzt wird (wie z. B. GmbH, MdB).

Egal ob Jurastudent:in, Referendar:in oder be-
reits berufstätige:r Volljurist:in: Das JurCase 
Abkürzungsverzeichnis ist bei der Bearbeitung 
juristischer Schriftstücke eine große Unter-
stützung und hilft beim mühelosen Verstehen 
und Einordnen jedes juristischen Texts!

DIREKT ZUM ABKÜRZUNGS-
VERZEICHNIS

DEINE MEINUNG IST GEFRAGT! 

WIE GEFÄLLT DIR DIESE AUSGABE VON 
ASSESSOR JURIS?

HIER GEHT ES ZUR UMFRAGE

https://jurcase.com/juristisches-abkuerzungsverzeichnis
https://jurcase.com/juristisches-abkuerzungsverzeichnis
https://jurcase.com/juristisches-abkuerzungsverzeichnis/
https://jurcase.com/juristisches-abkuerzungsverzeichnis
https://jurcase.com/r/fbcb78
https://jurcase.com/r/fbcb78
https://jurcase.com/r/fbcb78
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 JURCASE INFORMIERT:
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